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Beginn der Sitzung: 10.32 Uhr.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich eröffne die 91. Sitzung im 32. Ta-
gungsabschnitt des Niedersächsischen Landtages
der 15. Wahlperiode.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie
alle - einschließlich der Besucherinnen und Besu-
cher - bitten, sich zu erheben.

Meine Damen und Herren, am 16. Mai 2006 ver-
starb der ehemalige Abgeordnete des Niedersäch-
sischen Landtages Herr Werner Arend im Alter von
86 Jahren. Herr Arend gehörte dem Niedersächsi-
schen Landtag von 1963 bis zu seiner Mandatsnie-
derlegung 1971, d. h. von der 5. bis zur 7. Wahlpe-
riode, als Mitglied der SPD-Fraktion an. Während
seiner Landtagszugehörigkeit war er Mitglied im
Ausschuss für Häfen und Fischerei, im Ausschuss
für Sozialangelegenheiten und im Kultusaus-
schuss.

Wir werden Herrn Arend in guter Erinnerung behal-
ten. - Ich danke Ihnen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich stelle die Be-
schlussfähigkeit des Hauses fest.

Zur Tagesordnung möchte ich Ihnen Folgendes
sagen: Die Einladung und die Tagesordnung für
diesen Tagungsabschnitt liegen Ihnen gedruckt
vor. Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungs-
gegenstände vor. Es liegen zwei Dringliche Anfra-
gen vor, die morgen früh ab 9 Uhr beantwortet
werden.

Nun bitte ich um Aufmerksamkeit; denn die Tages-
ordnungspunkte 25 und 26, die den demografi-
schen Wandel betreffen, sollen am Donnerstag
nicht zusammen, sondern getrennt mit jeweils
25 Minuten Beratungszeit behandelt werden. Das
bedeutet - für alle, die das mitschreiben möchten -:
TOP 25 wird von 12.10 bis 12.35 Uhr diskutiert und
TOP 26 von 12.35 bis 13 Uhr.

Der Tagesordnungspunkt 44 - „Keine Zerschla-
gung der Fachhochschule für Rechtspfleger und
Verwaltung …“ - soll nicht erst am Freitagnach-
mittag, sondern bereits am Donnerstag im An-
schluss an TOP 35, also von 18.45 bis 19.20 Uhr,
behandelt werden.

Auf der Basis der im Ältestenrat für die Beratung
einzelner Punkte gemäß § 71 unserer Geschäfts-

ordnung vereinbarten Redezeiten und des gleich-
falls im Ältestenrat vereinbarten Verteilerschlüssels
haben die Fraktionen die ihnen jeweils zustehen-
den Zeitkontingente so verteilt, wie Sie das aus der
Ihnen vorgelegten Übersicht ersehen können.

Ich möchte noch einmal daran erinnern, dass
Kurzinterventionen nach unserer Geschäftsord-
nung nur auf den Redebeitrag eines Mitgliedes des
Landtages einer anderen Fraktion möglich sind.
Daher dürfen sich Kurzinterventionen eben nicht
auf eine andere Kurzintervention oder den Rede-
beitrag eines Mitgliedes der Landesregierung be-
ziehen. Treffen die Wortmeldung zu einer Kurzin-
tervention und die Wortmeldung eines Mitgliedes
der Landesregierung zusammen, wird die jeweils
amtierende Präsidentin oder der Präsident die
Landesregierung fragen, ob sie zunächst die Kurz-
intervention und eine etwaige Antwort zulässt.

Außerdem erinnere ich noch einmal daran, dass
Kurzinterventionen bei den Tagesordnungspunk-
ten „Aktuelle Stunde“, „Dringliche Anfragen“ und
„Mündliche Anfragen“ nicht möglich sind.

Ich gehe davon aus, dass die vom Ältestenrat vor-
geschlagenen Regelungen für die Beratungen
verbindlich sind und darüber nicht mehr bei jedem
einzelnen Punkt abgestimmt wird. - Ich stelle fest,
dass das Haus mit diesem Verfahren einverstan-
den ist.

Die heutige Sitzung soll gegen 19.35 Uhr enden.

Ich möchte Sie noch auf zwei Veranstaltungen hin-
weisen:

In der Portikushalle ist die vom Bund Deutscher
Architekten konzipierte Ausstellung „Prämierte Ar-
beiten“ zu sehen.

In der unteren Wandelhalle wird eine neue Aus-
stellung über die Arbeit des Landtages präsentiert:
Unter dem Titel „Landtag vor Ort: Das Landespar-
lament im Leineschloss“ wurde mit Unterstützung
der Versicherungsgruppe Hannover und einer vom
EuroMediaHouse Hannover entwickelten Konzep-
tion eine bewusst sehr kompakte und multimedial
ergänzte Ausstellung geschaffen, mit der der Nie-
dersächsische Landtag ab sofort in Form einer
dezentralen Öffentlichkeitsarbeit über die Arbeits-
weise des Landtages ebenso wie die Geschichte
des Leineschlosses informiert.

Im Anschluss an die Auftaktpräsentation im Vorfeld
des „Tages der Niedersachsen“ am 7. Juli in Melle
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können öffentliche und private Institutionen die
Ausstellung, die auch in kleinen Ausstellungsräu-
men aufgestellt werden kann, bei der Landtags-
verwaltung anfordern. Ich weise Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, ausdrücklich darauf hin, dass
auch jede einzelne Abgeordnete und jeder einzel-
ne Abgeordnete dieses Hauses diese Ausstellung
für eine entsprechende Präsentation im Wahlkreis
„ordern“ kann; die Einzelheiten können Sie  bei der
Landtagsverwaltung erfragen.

Ich empfehle beide Ausstellungen Ihrer Aufmerk-
samkeit.

Im Rahmen der Initiative „Schulen in Niedersach-
sen online“ werden in den kommenden drei Tagen
die Schülerinnen und Schüler der Realschule Am
Luisenhof aus Nordenham erstmals mit einer Onli-
ne-Radio-Sendung live aus dem Landtag berich-
ten. Als Pate wird der Abgeordnete Björn Thümler
erster Ansprechpartner der Nachwuchs-Journalis-
ten sein.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst - bis spätestens morgen
Mittag 12 Uhr - möchte ich erinnern.

Es folgen nun geschäftliche Mitteilungen durch die
Schriftführerin Frau Kollegin Saalmann.

Schriftführerin Isolde Saalmann:
Vielen Dank, Frau Präsidentin. Es haben sich ent-
schuldigt von der Fraktion der CDU Herr Book-
meyer für heute Nachmittag und von der Fraktion
der SPD Herr Schwarz.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Ich rufe nun auf

Tagesordnungspunkt 1:
Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungsge-
genstände vor:

Tagesordnungspunkt a: „Einigkeit und Recht und
Freiheit - und die GEW“ - Antrag der Fraktion der
CDU in der Drucksache 2963.

Tagesordnungspunkt b: „Werte im Wandel“ - An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der
Drucksache 2964.

Tagesordnungspunkt c: „Die Ankündigungsministe-
rin und der Reform-GAU: Justizpolitik zulasten des
Landes Niedersachsen“ - Antrag der Fraktion der
SPD in der Drucksache 2965.

Tagesordnungspunkt d: „Innovationen schaffen
Arbeitsplätze - Niedersachsen auf dem richtigen
Weg: In der Spitzengruppe bei ‚Kompetenznet-
ze.de‘“ - Antrag der Fraktion der FDP in der Druck-
sache 2968.

Sie wissen, es stehen insgesamt 80 Minuten zur
Verfügung, die gleichmäßig auf die vier Fraktionen
aufzuteilen sind. Das heißt, jede Fraktion kann
über höchstens 20 Minuten verfügen. Wenn meh-
rere Themen zur Aktuellen Stunde vorliegen, wie
es heute der Fall ist, bleibt es jeder Fraktion über-
lassen, wie sie ihre 20 Minuten für die einzelnen
Themen verwendet.

Ich will noch darauf hinweisen, dass jeder Rede-
beitrag, auch von Mitgliedern der Landesregierung,
höchstens fünf Minuten dauern darf. Nach vier
Minuten Redezeit werde ich durch ein Klingelzei-
chen darauf hinweisen, dass die letzte Minute der
Redezeit läuft. Erklärungen und Reden dürfen
nicht verlesen werden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin darauf
angesprochen worden, dass einige es in diesem
Haus für sehr warm halten. Ich glaube, dass es
heute durchaus möglich ist, die Kleiderordnung für
die Männer etwas zu erleichtern, wenn sie es
möchten.

(Ulrich Biel [SPD]: Hose hochkrem-
peln!)

- Einige haben ihre Sakkos schon ausgezogen.
Nicht dass sich einige dazu gezwungen fühlen, die
die Form des Hauses gewahrt wissen möchten!

Ich eröffne die Beratung zu

a) Einigkeit und Recht und Freiheit - und
die GEW - Antrag der Fraktion der CDU -
Drs. 15/2963

Zu Wort gemeldet hat sich für die CDU-Fraktion
Herr Kollege Gansäuer. Sie haben das Wort.

Jürgen Gansäuer (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Gestern, anlässlich des Fußballlän-
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derspieles, wurde sie wieder aus tausenden Keh-
len fröhlich, wie ich finde, und auch erfrischend
mitgesungen: die dritte Strophe des Liedes der
Deutschen, geschrieben von einem politisch Ver-
folgten und - das füge ich in diesem Kreis gerne
hinzu - einem Niedersachsen aus Fallersleben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Freude und die Unbeschwertheit im Berliner
Olympiastadion waren wie eine Ohrfeige für die
altlinken Antistimmungsspezialisten,

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

die das Lied, das Friedrich Ebert einmal als ein
Lied der Freiheit bezeichnet hat, verächtlich als ein
„furchtbares Loblied auf die deutsche Nation“ cha-
rakterisiert haben.

Meine Damen und Herren, die GEW-Nomenklatura
kann es offensichtlich nicht lassen. Wo immer es
möglich ist, wird alles Traditionelle und Historische
so lange verzerrt, bis es der eigenen ideologischen
Verbohrtheit entspricht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wer fröhlich ist, macht sich verdächtig, und das
Bekenntnis zum eigenen Land setzt jeden noch so
harmlosen Fahnenschwinger unter Nationalismus-
verdacht.

Die Verbissen- und Verkniffenheit, mit der die Ver-
treter der GEW gegen alles vermeintlich Nationale
zu Felde ziehen, hat dabei schon etwas Pathologi-
sches.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es offenbart nämlich in Wahrheit ein zutiefst ge-
störtes Verhältnis zum eigenen Land. Daran ändert
auch die heute Morgen veröffentlichte Entschuldi-
gung des GEW-Vorsitzenden nichts, aber auch gar
nichts.

Gott sei Dank, so mag mancher in diesen Tagen
gedacht haben, wird die Fußballweltmeisterschaft
von der FIFA und nicht von der GEW veranstaltet.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

Man stelle sich das vor: Wer fröhlich ist, bekommt
die rote Karte, wer die Nationalhymne mitsingt,
erhält Stadionverbot, und wer am miesepetrigsten
gucken kann, gewinnt ein Abendessen mit dem
GEW-Vorsitzenden.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

Wie auch immer, die Funktionäre dieser Gewerk-
schaft

(Bernd Althusmann [CDU]: Ist Herr
Jüttner eigentlich GEW-Mitglied? Herr
Jüttner, distanzieren Sie sich davon?)

können offensichtlich eine gute Nachricht innerlich
nur deshalb verkraften, weil sie ständig in der si-
cheren Erwartung leben, dass es schon bald wie-
der eine schlechte geben wird. Die Behauptung
jedenfalls, es handele sich bei dieser Organisation
um eine Bildungsgewerkschaft, klingt in Wahrheit
wie eine Verballhornung der deutschen Sprache.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Goethe hat einmal gesagt: „Einseitige Bildung ist
keine Bildung.“ Der Mann hatte Geist; das kann
man nicht bestreiten.

Nun ja, wir sind Gott sei Dank ein freies Land, in
welchem man sogar das Lied der Deutschen sowie
Schwarzrotgold nicht schön finden muss. Bei einer
Organisation allerdings, die sich aus Lehrern zu-
sammensetzt, sollte man jedoch abseits aller Mei-
nungsverschiedenheiten im Einzelnen wenigstens
erwarten können, dass sie historisch korrekt argu-
mentiert.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, genau daran - lassen
Sie mich das an dieser Stelle sagen - machen sich
die Sorgen vieler Eltern fest. Sie sind nach diesem
Vorgang nämlich nicht mehr sicher, ob ihre Kinder
hinter den verschlossenen Klassentüren nicht un-
zulässig von diesen Leuten indoktriniert werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Dieses Lied z. B. in die Nähe der Nationalsozialis-
ten zu rücken, ist - ich sage das mit Klarheit - eine
Unverschämtheit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Jeder, der sich mit der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts historisch ein wenig befasst hat, weiß,
dass das Lied von Hoffmann von Fallersleben in
die Freiheitstradition der deutschen Geschichte
gehört.
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(Bernd Althusmann [CDU]: Warum
klatscht auf der anderen Seite eigent-
lich keiner?)

Erfreulicherweise gab es diese Tradition sowohl
1841, als das Lied geschrieben wurde, als auch
am 9. November 1989, als die Berliner Mauer un-
blutig gestürzt wurde.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Auf eine andere Tatsache will ich in diesem Zu-
sammenhang noch verweisen: Die dritte Strophe
des Liedes der Deutschen hat Hitler nie singen
lassen. Wie sollte er auch! Einigkeit und Recht und
Freiheit lagen ihm, wie wir wissen, relativ fern. Er
missbrauchte die erste Strophe, die aus guten
Gründen eben nicht zu unserer Nationalhymne
gehört.

(Bernd Althusmann [CDU]: Mich wun-
dert, dass auf der anderen Seite nicht
ein Einziger klatscht!)

Wenn wir entsprechend der Logik der GEW künftig
auf die Nutzung aller kulturellen Errungenschaften
in unserer Geschichte verzichten würden, die von
den Nazis bedauerlicherweise vereinnahmt wur-
den, wäre dies nicht nur ein später Sieg Hitlers;
vielmehr bliebe von unserer Kultur herzlich wenig
übrig. Denn er hat fast alles missbraucht, was sei-
nen Zielen diente. Bayreuth z. B. müsste man als
erstes schließen. Ich möchte nur auf diese Konse-
quenz hinweisen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, als Demokraten haben
wir über alle Parteigrenzen hinweg gelernt, mit den
guten und den bösen Epochen unserer Geschichte
verantwortungsvoll umzugehen. Das wurde uns
übrigens noch vor wenigen Tagen - hier sitzt eine
Reihe von Zeugen - während unseres Besuches in
Yad Vashem in Jerusalem ausdrücklich bestätigt.

Wir als Demokraten wissen, dass wir immer auf die
Grenzziehung zwischen Patriotismus und Nationa-
lismus - das will ich hier betonen - zu achten ha-
ben. Nach zwei Weltkriegen und einer gescheiter-
ten Demokratie brauchen wir aber in diesem Zu-
sammenhang keinerlei Nachhilfeunterricht von der
GEW, ganz im Gegenteil.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Gansäuer, Sie müssen bitte zum
Schluss kommen.

Jürgen Gansäuer (CDU):

Es ist aber in jeder Hinsicht völlig unsinnig, uns
Deutsche auf Dauer an einem fröhlichen Bekennt-
nis zu unserem schönen Land, z. B. auch durch
das Singen einer der friedlichsten Hymnen der
Welt, hindern zu wollen. Auch in anderen Ländern
werden die Hymnen übrigens mit großer Freude
und Selbstverständlichkeit gesungen.

Die Benotung dieses Vorganges, um es einmal
schulisch auszudrücken, kann jedenfalls nur lau-
ten: GEW, setzen! Fünf!

(Starker, lang anhaltender Beifall bei
der CDU und bei der FDP - Zurufe
von der CDU und von der FDP:
Sechs!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die SPD-Fraktion Herr Kollege
Poppe. Sie haben das Wort.

Claus Peter Poppe (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! 1990, bei der WM in Italien, sang Gianna
Nannini den Hit „Un’Estate Italiana”. - Deutschland
wurde Weltmeister. 2006 feiern wir einen
deutschen Sommer, ein Vielvölkerfest.

(Bernd Althusmann [CDU]: Und wir
werden wieder Weltmeister!)

- Wer Weltmeister wird, wissen wir noch nicht, aber
weltmeisterlich gefeiert wird schon jetzt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Hannover war für einen Tag fest in italienischer
Hand, in mexikanischer Hand und gestern ganz in
polnisch Rot-Weiß gekleidet. Schwarz-Rot-Gold
war immer mittendrin, und niemanden hat es
gestört. Alle haben sich vertragen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Allen Warnungen zum Trotz sind die Fanmeilen
Orte der guten Laune und der Verschwisterung
und Verbrüderung, und das ist gut so.
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Aber „Halt!” heißt es da plötzlich, da stören doch
zwei Zwischenrufer die Idylle, wie die GEW und
Professor Walter Jens. Sie treten als Warner und
Mahner vor einem neuen Nationalismus auf und
fordern eine andere, unbelastete Nationalhymne.

(Zurufe von der CDU)

- Ich habe bewusst alle Texte dabei.

Bei einigen Personen und in vielen Presseorganen
haben ihre Äußerungen für große Aufregung
gesorgt. Ich will dazu nur Robert Leicht aus der
Zeit zitieren: Dies ist eine Scheindebatte mit völlig
überzogenen Aufgeregtheiten, und zwar auf bei-
den Seiten.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Zunächst zur GEW, und zwar um dies gleich richtig
einzuordnen, zu einer Aktion der GEW Hessen, die
eine alte Broschüre mit Kritik an der National-
hymne neu verschickt hat. Um es deutlich zu
sagen: Dies ist ein falsches Signal zum falschen
Zeitpunkt.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Warum? - Erstens. Die Befürchtung, unsere Ju-
gendlichen würden allen Rattenfängern
nachlaufen, ist nach allen aktuellen Eindrücken
unangebracht.

Zweitens. Aus Anlass der WM eine Broschüre neu
zu verteilen, die in den Zusammenhang der Wie-
dervereinigungsdiskussion gehörte, ist einfach un-
passend.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Drittens. Die Entscheidung für unsere National-
hymne ist demokratisch gefallen. Ihr Text ist auch
im Vergleich zu anderen Hymnen völlig unver-
dächtig.

(Beifall bei allen Fraktionen - Zuruf
von der CDU: Sehr richtig!)

Bei aller Vorsicht und aller berechtigten Zurückhal-
tung im Umgang mit nationalen Symbolen: Einig-
keit und Recht und Freiheit darf jeder und jede in
Deutschland mit gutem Gewissen besingen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Im Übrigen: Schwarzrotgold war in Deutschland
historisch die Fahne der demokratischen Kräfte.

Kurz: Die ganze Aktion war überzogen und weckte
falsche Assoziationen.

Nun aber zur Kritik an der Kritik: Die Reaktionen
sind ebenso überzogen

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

und, mit Verlaub, wie im Fall des Präsidenten
dieses hohen Hauses von Polemik geprägt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Mehr Gelassenheit wäre angebracht. Wir sind nicht
im Wettbewerb, wer der beste Deutsche ist. Wenn
die CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag
kein wichtigeres Thema findet als eine dumme
Aktion der GEW in Hessen,

(Widerspruch bei der CDU)

dann ist das reichlich dünn und landespolitisch ein
Armutszeugnis.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Das plumpe Draufhauen auf die angeblich ge-
schichtsvergessenen Lehrer - sie werden ja in
Generalverdacht genommen -

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

ist nichts anderes als das etwas gezwungene Aus-
schärfen der altantilinken Reflexe.

(Beifall bei der SPD)

„Blödsinn” oder „Spaßbremsen” - das sind Schlag-
wörter, aber keine Argumente.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Bei der alten Platte „Wir lassen uns das Singen
nicht verbieten” war schon immer zu fragen, wer in
Deutschland das Singen und die Fröhlichkeit ver-
bieten will. - Ich sehe niemanden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich weiß, die Kassandras dieser Welt haben es
schon immer etwas schwer gehabt. Aber Wach-
samkeit ist nichts, was gleich als Verrat ausgelegt
werden sollte.
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Die Konsequenz muss eine doppelte sein:

Erstens. Leute, die diese WM für Gewalttätigkeiten
oder nationalistische Ausschreitungen missbrau-
chen wollen, dürfen auch weiterhin keine Chance
haben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Dafür sorgt übrigens in vorbildlicher Weise - zu-
rückhaltend, aber wirkungsvoll - unsere Polizei.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Poppe, auch Sie möchte ich bitten,
zum Schluss zu kommen.

Claus Peter Poppe (SPD):

Zweitens. Der Landtag sollte sich ein Beispiel an
den Fans dieser WM nehmen: locker bleiben,
intern keine alten Feindbilder ausgraben, sich
mitfreuen und mitfeiern bei diesem Fest der Völker.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD und bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion Herr Kollege
Schwarz. Sie haben das Wort.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Im politischen Geschäft haben wir ja
des Öfteren - Gott sei Dank sehr selten - mit
unglaublichen Dingen zu tun. Die Diskussion um
die Nationalhymne zum aktuellen Zeitpunkt ist
völlig daneben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt!)

Die Menschen sind fröhlich und feiern mit den
Gästen aus aller Welt. Diese überschäumende,
positive Stimmung darf nicht durch ewig gestrige
Bedenkenträger kaputtgemacht werden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Man könnte meinen, der Beitrag der GEW gehöre
in die Kategorie „Gesehen, gelesen und abgehakt”,
wenn nicht leider eine ganze Menge Unverstand
dahinterstecken würde.

Nun komme ich aus diesem Berufsstand und muss
deutlich sagen: Es ist mir peinlich, was sich meine
Berufskollegen da erlaubt haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Ulrike Kuhlo [FDP]: Richtig!)

In diesem Fall geht es aber nicht um mich. Ich
stehe das durch, zumal ich mich schon oft mit
merkwürdigen Ansichten von GEW-Funktionären
auseinander zu setzen hatte. Es geht vielmehr
darum, dass vermeintlich klar denkende Aka-
demiker, die ja immerhin einen Ausbildungs- und
Erziehungsauftrag für unsere Kinder übertragen
bekommen haben, ganz offensichtlich nicht
begriffen haben, welchen unermesslichen Scha-
den sie ihrem Berufsstand angerichtet haben.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir alle wissen: Wenn man mit einer grundsätzlich
positiven Einstellung, mit Spaß und Freude an eine
Aufgabe herangeht, dann ist man schlicht und
einfach leistungsfähiger. Genau diese Grund-
haltung wird aber durch solche Grußworte komplett
unterlaufen.

(Beifall bei der FDP)

Das Problem ist: Es wird in Zukunft nicht heißen:
Herr Thöne, Herr Nagel oder Herr Brandt nutzen
die Fußballweltmeisterschaft, um ihr politisches
Süppchen zu kochen. - Es wird vielmehr heißen:
Die Lehrer sind die ewig Gestrigen. - Aus dieser
Diskussion kommt niemand heraus.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Diese Gewerkschaftsfunktionäre - ich betone:
Funktionäre - haben ihrem Berufsstand einen Bä-
rendienst erwiesen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir ringen hier im Landtag gemeinsam über alle
Fraktionen hinweg mit teilweise unterschiedlichen
Auffassungen über eine vernünftige Bildungspoli-
tik. Da propagiert die GEW die gemeinsame
Schule nach finnischem Vorbild. Ich will Ihnen mal
etwas sagen: Wir haben in Finnland mit zahlrei-
chen Lehrkräften und Lehramtsbewerbern gespro-
chen: Warum haben Sie eigentlich so viele Lehr-
amtsbewerber? Warum üben Sie Ihren Job eigent-
lich so gerne aus? - Die Antwort war: In unserem
Beruf gestalten wir die Zukunft unseres Landes
mit.
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Ich kann den Herren Funktionären nur empfehlen,
sich einmal mit ihrer Einstellung zu ihrer Hauptauf-
gabe, nämlich der Erziehung unserer Kinder, zu
beschäftigen, anstatt sich mit Argumenten gegen
das Deutschlandlied aufzuhalten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Man soll - nein, man muss das Thema National-
hymne sachgerecht im Unterricht behandeln und
den Schülern eine Chance zu einer vernünftigen
Analyse geben. Und was tut der GEW-Landes-
vorsitzende in Niedersachsen, Herr Brandt? - Er
fordert, die Lehrer müssten endlich lernen, mehr
gewerkschaftlich zu denken.

(Lachen bei der FDP)

Wo sind wir denn eigentlich? Ich hätte von Herrn
Brandt erwartet, dass er sich von dem Grußwort
seines Bundesvorsitzenden distanziert.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wenn sich irgendein Land auf dieser Welt kritisch
mit seiner Vergangenheit auseinander setzt, dann
ist es Deutschland. Die Relationen müssen aber
gewahrt bleiben. Ausfälle dieser Art versteht im
Ausland kein Mensch. Man kann es mit der ge-
samtgesellschaftlichen Identitätskrise auch über-
treiben.

In der GEW-Broschüre heißt es: Deutschland ist
ein Einwanderungsland. Auch wir Deutschen müs-
sen uns verändern, wenn der Integrationsprozess
gelingen soll. - Einverstanden! Das heißt aber
auch, dass wir unsere Identität annehmen müssen,
damit wir eine Grundlage für Integration haben.
Das geschieht gerade in Deutschland auf eine
ausgesprochen positive Art und Weise, die von der
Welt mit Freude zur Kenntnis genommen wird.

Tröstlich ist: Die meisten GEW-Mitglieder denken
anders als ihre Funktionäre. Eine einfache Ent-
schuldigung, meine sehr verehrten Damen und
Herren, ist zu billig. Solch ein Vorwort ist lange
vorbereitet und durchdacht und in diesem Fall
komplett deplatziert.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung hat sich
Herr Minister Busemann zu Wort gemeldet. Bitte
schön!

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt der
Dienstherr!)

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ir-
gendwo raunt jemand: „Jetzt kommt der Dienst-
herr!“ Wenn Sie das so verstehen, dann ist das
vielleicht gar nicht falsch. Denn der Dienstherr hält
das für einen ganz gravierenden Vorgang, was
auch Auswirkungen auf unsere Schulpolitik, auf
den Schulalltag hat. Ich will Ihnen das auch darle-
gen.

Ich trete hier nicht an, um mich gewaltig mit Ge-
werkschaften oder mit der GEW auseinander zu
setzen. Ich habe da auch nicht unbedingt Rat-
schläge zu erteilen. Mir ist aber vor zwei Tagen ein
ganz interessanter Artikel im Focus aufgefallen,
der mit „Miesmacher von der GEW“ überschrieben
ist. Herr Markwort führt darin aus: „Die GEW ... ist
eine Organisation, in der sich problematische Ei-
genschaften von Lehrern und Gewerkschaftern
vereinigen und verdoppeln.“

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
FDP)

Markwort! Damit mir niemand Verallgemeinerung,
Vorurteile oder gar Diskriminierung vorhält, beteue-
re ich aus Überzeugung und Erfahrung, dass es
großartige Lehrer und tüchtige Gewerkschafter
gibt.

Genau an diesem Punkt trete ich an, meine Da-
men und Herren. Ich bin seit acht Jahren - wie man
hoffentlich merkt - der Bildungspolitik verschrieben.
Früher war auch manches Vorurteil im Lande un-
terwegs. Ich bin seit über drei Jahren Minister. Ich
darf Ihnen sagen: Wir haben über 80 000 Lehre-
rinnen und Lehrer und Referendarinnen und Refe-
rendare im Schuldienst. Die große Masse macht
hervorragende Arbeit und ist Tag für Tag dabei,
alle Vorurteile zu widerlegen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie nehmen Belastungen auf sich, sie nehmen
politische, strukturelle Neuerungen auf sich, um die
Schule - was wir ja wissen - besser zu machen. Ich
erwarte auch von der GEW, wenn sie solche Erklä-
rungen abgibt, dass sie mit geklärten Geschichts-
kenntnissen überall und zweifelsfrei auftritt und
nicht diffus irgendwelche andere Richtungen ver-
tritt.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn man dann richtig auf die Nase gefallen ist,
sagt man: Ja, wir entschuldigen uns; aber es muss
über das Thema doch noch wieder geredet wer-
den. - Das heißt, man hat nichts begriffen und wird
möglicherweise in einem Vierteljahr mit ähnlichem
Gedankengut wieder antreten. Da müssen wir der
GEW und denen, die so denken und so reden,
sagen: Schluss damit, ihr macht unheimlich viel in
unserem Schulwesen und an unseren Schulen
kaputt.

Eine Erkenntnis aus PISA ist im Übrigen, dass
diejenigen Länder die besten schulischen Erfolge
zu verzeichnen haben, in denen der Lehrerberuf
die höchste Anerkennung aus dem Volke, aus der
Politik erfährt. Da ist etwas, was wir möglicherwei-
se miteinander in Ordnung bringen müssen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Alle miteinander ringen wir in der Politik darum.
Dass das Lehrerimage nicht unproblematisch ist,
wissen wir. Aber ich finde, die ganze Lehrerschaft
bundesweit wie auch gerade in Niedersachsen ist
in diesen Tagen dabei, das Schritt für Schritt zu
verbessern. Die schuften richtig - das wissen Sie
alle in diesen Tagen - und haben solche Attacken
nicht verdient.

Also darf ich auch von der GEW erwarten, dass
man PISA verstanden hat und nicht den Lehrerbe-
ruf wieder so in Misskredit geraten lässt, wie es
jetzt passiert ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir ringen Tag für Tag
darum, dass wir Lehrernachwuchs gewinnen. Wa-
rum haben denn junge Leute u. a. ein Problem,
Lehrer werden zu wollen? Sie sagen nämlich:
Wenn da solche sind, dann will ich gar nicht dazu
gehören. - Aber wir brauchen junge Lehrer, und wir
werben um junge Lehrer. Wir machen die Ausbil-
dung, und wir haben die Planstellen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Aber das konterkariert alle Bemühungen der letz-
ten Jahre. So gesehen, hat die GEW dem eigenen
Berufsstand einen Wahnsinnsschaden zugefügt
und den tausenden, die ordentliche Arbeit machen,
im Grunde genommen auch einen persönlichen
Schaden zugefügt. Ich hoffe, dass man das wieder
in Ordnung bringen kann.

Die GEW steht mit der deutschen Geschichte auf
dem Kriegsfuß. Vielleicht erinnert sie sich aber
auch einmal an die eigene Geschichte. Da das
Kultusministerium ebenso wie alle anderen Minis-
terien ein gut geführtes Ministerium ist, haben wir
in alten Unterlagen gefunden, wie sich die GEW
vor 46 Jahren verstanden hat. Da haben wir noch
einen Poststempel der GEW aus Hamburg: „Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft - Gesell-
schaft der Freunde des vaterländischen Schul- und
Erziehungswesens“. Vielleicht fängt man damit
wieder einmal an. - Danke schön.

(Heiterkeit und starker Beifall bei der
CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Weitere Wortmeldungen zu diesem
Tagesordnungspunkt liegen nicht vor. Ich stelle
fest, der Tagesordnungspunkt 1 a) ist erledigt.

(Unruhe)

- Wenn sich alle beruhigt haben, rufe ich auf

b) Werte im Wandel - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/2964

Zu Wort gemeldet hat sich von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen Herr Kollege Wenzel. Sie haben
das Wort!

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Deutschland ist im Achtelfinale - dank Miroslav
Klose, der seine Kindheit in Polen verbracht hat,
dank David Odonkor, dessen Vater aus Ghana
stammt, und dank Neuville, der in der Schweiz
geboren ist.

(Präsident Jürgen Gansäuer über-
nimmt den Vorsitz)

Es ist gut, meine Damen und Herren, wie das Er-
eignis Fußballweltmeisterschaft bislang gefeiert
wird. Alle haben gute Laune, überall Schwarzrot-
gold. Warum auch nicht? Es ist die deutsche Fah-
ne, und wir sind Gastgeber.

Es liegt keine Gewalt in der Luft. Kein aggressiver
Nationalismus bricht sich Bahn, sondern ein fröh-
lich gelassener weltoffener Patriotismus weht über
das Land.
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Diese WM gehört den toleranten, fröhlichen und
weltoffenen Deutschen und ihren Gästen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Zustimmung von Dr. Philipp
Rösler [FDP])

Meine Damen und Herren, aber auch manch Kon-
servativer erfährt zurzeit, dass das Land viel mo-
derner, weltoffener, toleranter und auch gelasse-
ner geworden ist, als ihm viele nachgesagt haben.
Es ist auch gefühlvoller geworden. In einer Zeitung
war sogar von einem „Sommer der Liebe“ die Re-
de. Wer glaubt noch daran in Niedersachsen 39
Jahre nach Woodstock?

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren, die Debatte in Gesell-
schaft und Wissenschaft über veränderte Werte
und sich wandelnde Moralbegriffe war zu allen
Zeiten heftig. Die Konservativen sahen im Werte-
wandel, der mit den gesellschaftlichen Bewegun-
gen der späten Sechziger eingeleitet wurde,
schlicht den kontinuierlichen Werteverfall. Die Kriti-
ker dieser konservativen Auslegung verstanden
Wertewandel dagegen als zentrale Voraussetzung
für Fortschritt in modernen Gesellschaften. Und die
Geschichte hat Letzteren Recht gegeben.

Selbstentfaltung, Toleranz und Freiheit als zentrale
Wertvorstellungen sind längst zum Schlüssel für
das Funktionieren unserer Gesellschaft geworden.
Umso kurioser ist, dass das selbsternannte bür-
gerliche Lager in unserem Land noch immer einen
Wertekanon hoch hält, der in vielen Teilen nicht
mehr mit der Wirklichkeit übereinstimmt und selbst
von vielen derjenigen nicht mehr gelebt wird, werte
Kolleginnen und Kollegen von CDU und FDP, die
ihn mit ihren eigenen politischen Entscheidungen
immer noch propagieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Am deutlichsten wird das in der Familienpolitik. Es
ist unglaubwürdig, sich gegen die Homoehe aus-
zusprechen, wenn in den eigenen Reihen längst
bekennende Homosexuelle an exponierter Stelle
Politik machen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Es ist unglaubwürdig, meine Damen und Herren,
gegen die Abschaffung des Ehegattensplittings zu
agitieren und so zu tun, als gebe es in den eigenen

Reihen keine allein erziehenden Mütter und Väter,
keine unehelichen Kinder und keine Patchworkfa-
milien.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Es ist unglaubwürdig, die Ehe als Wert an sich zu
betrachten, sich aber selbst den Fährnissen des
Lebens wie Partnerwechsel oder Scheidung nicht
entziehen zu können.

Meine Damen und Herren, Sie, die Konservativen,
leben doch das Familienbild, das Sie anderen
durch Ihre Familienpolitik verordnen wollen, selbst
nicht mehr.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)

Sie sind selbst mit Ihren Lebensentwürfen nichts
anders als die Kinder der 68-er, nur dass Sie sich
noch in der Trotzphase befinden

(Heiterkeit und Beifall bei den GRÜ-
NEN und Zustimmung bei der SPD)

und nicht wahrhaben wollen, dass die, die von
Ihnen gescholten wurden, vielleicht doch nicht so
ganz Unrecht hatten. Dass man sich schwer tut,
einzugestehen, dass die Elterngeneration man-
ches erreicht hat, was gut und richtig ist, kann
vorkommen - ich würde das spätpubertär nennen -,
aber wenn das zur Geisteshaltung einer Partei
wird, dann wird es gefährlich.

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD)

Denn faktisch blockieren Sie die Anpassung der
Sozial- und Familienpolitik an die realen Verhält-
nisse und an künftige Herausforderungen, und
letztlich fällt diese bigotte Haltung auch auf Sie
selbst zurück.

(Bernd Althusmann [CDU]: Er hat zu
viel Sigmund Freud gelesen!)

„Schwul, geschieden, getrennt - das Privatleben
der CDU-Granden beweist: Die konservativen
Dämme gegen Kulturrevolte und Hedonismus sind
gebrochen“, schrieb Franz Walter letzte Woche in
der Welt.

Dann noch ein Wort zu dem, was politisch und was
privat ist: Gerade in der niedersächsischen Politik
sind in der jüngeren Geschichte viele Exempel
statuiert worden, die eigentlich heilsame Erfahrun-
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gen liefern sollten, nicht zuletzt mit Gerhard Schrö-
der, aber auch von Nachfolgern auf der Minister-
bank und dem Ministerpräsidentenstuhl. Wenn
man in der Politik darum bittet, sein Privatleben,
seine Familie und seinen Feierabend in Frieden zu
lassen, dann darf derjenige nicht zur gleichen Zeit
darum buhlen, dass sein Privatleben, seine Familie
und sein Feierabend dazu beitragen, die Zustim-
mung zu seiner Partei zu heben.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wer um Zurückhaltung bittet - - -

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Wenzel, Sie müssen zum Schluss
kommen! Sie haben Ihre Redezeit schon erheblich
überzogen.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Letzter Satz: Wer um Zurückhaltung fleht, bittet
nicht per Handy zum Fototermin. - Herzlichen
Dank!

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, der Tagesordnungs-
punkt 1 b) ist damit beendet. Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor.

(Gesine Meißner [FDP] - auf dem
Weg zum Redepult -: Hier! - Gegen-
ruf: Zu spät!)

Wir kommen zu

c) Die Ankündigungsministerin und der
Reform-GAU: Justizpolitik zulasten des
Landes Niedersachsen - Antrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/2965

Liegen dazu Wortmeldungen vor? - Meine Damen
und Herren, Frau Kollegin Bockmann von der SPD
hat das Wort. Bitte sehr!

(Unruhe)

Heike Bockmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren!

(Anhaltende Unruhe - Glocke des
Präsidenten)

„Die Justizreform ist mausetot.“ Geert Mackenroth
(CDU), Justizminister in Sachsen und ehemaliger
Vorsitzender des Deutschen Richterbundes, hat
das so bezeichnet. Wir denken: Er hat Recht. Die
größte Justizreform seit 1877 sollte es werden.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Frau Ministerin Heister-Neumann hat sie seit 2004
in allen erdenklichen Medien voranbringen wollen.
Von Blitzscheidungen beim Notar war die Rede,
von funktionaler Zweigliedrigkeit, also dem Abbau
von drei auf zwei Instanzen, von der Zusammenle-
gung von Gerichtszweigen, von flexiblem Richter-
einsatz usw. Der große Wurf sollte es werden.
Schon damals hat ein FDP-Landesminister dazu
ausgeführt:

„Wir müssen aufpassen, wenn wir den
Mund so voll nehmen, dass wir nicht
als Tiger starten und als Bettvorleger
landen.“

Wie sieht der niedersächsische Bettvorleger nun
aus? - Zwei Dinge sind durchgekommen: Erstens.
Die Nachlasssachen gehen von den Gerichten zu
den Notaren. Was heißt das für Otto Normalverb-
raucherin und -verbraucher?

(Unruhe)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Eine Sekunde, Frau Kollegin! - Meine Damen und
Herren! Wenn Sie jetzt nicht aufmerksam zuhören,
werde ich die Sitzung unterbrechen. Das gilt ins-
besondere für die Unterhaltungen im hinteren Teil
des Plenarsaals. Das gilt im Plenarsaal auch für
den Kollegen Möhrmann und für alle anderen.
Wenn Sie sich unterhalten möchten, gehen Sie
bitte hinaus. Die Unruhe ist unerträglich und macht
auch keinen sonderlich guten Eindruck.

(Zustimmung bei der CDU)

Bitte sehr!
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Heike Bockmann (SPD):

Danke sehr, Herr Präsident. - Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, was heißt das für Otto
Normalverbraucherin und -verbraucher? - Wenn
ich einen Erbschein haben möchte, dann gehe ich
in Zukunft zum Notar und nicht mehr zum Gericht.
Das heißt, dass ich in Zukunft dafür auch noch
Mehrwertsteuer zahlen muss. Bisher haben die
Gerichte diese Aufgabe kostendeckend und opti-
mal erledigt. Es wird teuer. Die Notare verdienen
auch daran. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, das ist doch eine Reform namens Schilda
und keine große Justizreform!

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Die Gerichtsvollzieher sollen privatisiert
werden. Sie sind bisher Beamte, die pfänden, ver-
steigern oder notfalls auch verhaften dürfen. Sie
sollen jetzt beliehene Unternehmer werden und
sozusagen den Status eines Bezirksschornsteinfe-
gers bekommen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das ist
der große Wurf des Unkonkreten! Konkreteres liegt
nicht auf dem Tisch. Dabei hätte Niedersachsen
ein Vorzeigeland in Sachen Justiz werden können,
weil es eine Experimentierklausel im Gesetz gege-
ben hat. Wir hätten als Modellregion mit wissen-
schaftlicher Begleitung einen Instanzenzug kappen
können. Das hätte bedeutet: Wir wären Vorreiter in
der Bundesrepublik Deutschland gewesen und
hätten die anderen Länder gar nicht fragen müs-
sen. Aber dazu, Frau Ministerin, waren Sie zu fei-
ge.

(Zustimmung bei der SPD - Zurufe
von der CDU: Na, na, na!)

Nach dieser knallharten Bruchlandung versuchen
Sie, eine neue populistische Spielwiese zu finden.
Dabei bedienen Sie sich der Vorurteile von vor-
gestern, der angeblich laschen Strafjustiz und der
Konsequenzen. Dieses Ablenkungsmanöver wird
aber für diese Gesellschaft zum Sicherheitsrisiko.
In der Föderalismusreform, über die wir schon
debattiert haben, streben Sie den Wettbewerb der
Schäbigkeit an. Es ist eine Rückwärtsreform nach
dem Vorbild der 60er-Jahre.

Niedersachsens Strafvollzug soll neben dem Re-
sozialisierungsgebot auch den Schutz der Allge-
meinheit als Vollzugsziel bekommen. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, was ist denn Reso-
zialisierung? - Das ist doch nichts Lasches oder

etwas Schlimmes, sondern das ist Kriminalitäts-
vermeidung und Opferschutz in Reinkultur.

(Beifall bei der SPD)

Diese populistischen Ablenkungsmanöver kupfern
Sie auch noch ab. Hessen hatte bereits im Jahr
2002 durch eine Bundesratsinitiative versucht, den
Schutz der Allgemeinheit als neues Vollzugsziel in
das bundesrepublikanische Gesetz zu bugsieren.
Das hätte weniger Resozialisierung und vor allen
Dingen Wegsperren bedeutet. Das sollte das Ziel
werden. Herr Kusch aus Hamburg ist natürlich
sofort auf den Zug aufgesprungen. Sie, Frau Heis-
ter-Kusch, machen genau an dieser Stelle weiter.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - David McAllister [CDU]:
Was soll denn das? Was ist denn das
für eine Niveaulosigkeit?)

Regelungswut und Strafwut - das sind Ihre politi-
schen Maximen. Vollzugslockerungen unter be-
stimmten Bedingungen, wie z. B. das Arbeiten
außerhalb der Gefängnismauern, drängen Sie im-
mer mehr zurück. Dabei brauchen wir dafür eigent-
lich gar keine Untersuchungen mehr. Empirische
Untersuchungen aus den USA, aus Dänemark und
aus der Bundesrepublik zeigen: Je härter der Voll-
zug, desto größer die Rückfallgefahr und desto
höher das Kriminalitätsrisiko.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Glocke des Präsidenten)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Frau Kollegin, Sie müssen zum Schluss kommen!

Heike Bockmann (SPD):

Ja. - Meine sehr verehrten Damen und Herren, der
deutsche Strafvollzug ist weltweit anerkannt. Ge-
rade hat das Ministerkomitee des Europarates die
europäischen Strafvollzugsgrundsätze, im Einver-
nehmen mit der Bundesrepublik abgestimmt, ver-
abschiedet. Sie wollen hier einen Rückfall in die
Kleinstaaterei, zum gefährlichen Verwahrvollzug.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dann gilt
der Satz des Wissenschaftlers - - -

Präsident Jürgen Gansäuer:
Frau Kollegin, Sie müssen bitte zum Schluss
kommen! Ihre Redezeit ist schon erheblich über-
zogen.
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Heike Bockmann (SPD):

Das ist mein letzter Satz, Herr Präsident! - - - und
Kriminologen Frieder Dünkel: Politiker, die die
Angst in der Bevölkerung schüren, sind das ei-
gentliche Sicherheitsrisiko dieses Landes. - Danke
schön.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Als Nächster hat der Kollege
Dr. Biester das Wort. Bitte schön!

Dr. Uwe Biester (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gerade
wegen meines Nachnamens lege ich Wert darauf,
dass Namen in der politischen Debatte nicht ver-
hohnepipelt werden;

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

sonst könnte ich Frau Bockmann auch sagen: Mit
diesem Redebeitrag in dieser Aktuellen Stunde
haben Sie einen ganz schönen Bock geschossen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD)

Wir sind Ihnen sehr dafür dankbar, dass Sie dieses
Thema für die Aktuelle Stunde angemeldet haben,
weil uns das die Gelegenheit gibt, zwei Dinge zu
tun. Erstens können wir die hervorragende Arbeit
der Niedersächsischen Justizministerin würdigen.

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei
der SPD und bei den GRÜNEN -
Hans-Dieter Haase [SPD]: War das
der Bettvorleger?)

Zweitens können wir bei dieser Gelegenheit nach-
weisen, dass es bei der SPD eine Justizpolitik gar
nicht gibt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD)

Frau Bockmann, Sie ziehen durch die Lande und
beklagen, dass die Richter unverhältnismäßig ho-
he Belastungsquoten hätten.

(Elke Müller [SPD] und Heike Bock-
mann [SPD]: Das stimmt ja auch!)

Sie schlagen in diesem Zusammenhang vor, dass
mehr Geld in das System gegeben werden muss.

(Widerspruch bei der SPD)

Des Themas, wie die Justiz in der heutigen Zeit
neu organisiert werden kann, nehmen Sie sich
überhaupt nicht an.

Es ist das große Verdienst der Justizministerin des
Landes Niedersachsen, dass sie diese Reformde-
batte angestoßen hat

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

wohl wissend, dass sie allein gar nicht entschei-
dungsbefugt ist, weil über viele Themen auf der
Bundesebene zu entscheiden ist.

(Heike Bockmann [SPD]: Experimen-
tierklausel!)

Aber sie hat die Debatte immerhin angestoßen.
Das wäre Aufgabe der Bundesjustizministerin - der
SPD zugehörig - gewesen. Sie hat es weder bei
Rot-Grün noch jetzt in der großen Koalition getan.
Das ist ein seltsames Schweigen der Bundesjus-
tizministerin zu diesem Thema! Insofern war es
wichtig und gut, dass dieses Thema angeschoben
worden ist.

Wir finden auch in der Koalitionsvereinbarung der
Parteien Ansätze dafür, dass bestimmte Dinge
angeschoben werden. Sie selbst sind sogar dafür,
indem Sie dafür eintreten, dass bestimmte Fachge-
richtsbarkeiten zusammengelegt werden sollten.
Wir werden uns dieses Themas weiter annehmen.
Wir werden versuchen, möglichst viele der Punkte,
die die Justizministerin vorgeschlagen hat, auf
Bundesebene durchzusetzen.

Dazu gehört auch die Verlagerung des Strafvoll-
zugs in den Kompetenzbereich des Landes. Frau
Bockmann und meine Damen und Herren von der
SPD, wo steht denn eigentlich, dass Resozialisie-
rung das einzige Vollzugsziel sein muss?

(Elke Müller [SPD]: Im Strafvollzugs-
gesetz!)

Wir wollen die Resozialisierung doch keineswegs
abschaffen! Der Strafvollzug hat doch schon immer
zwei Gesichtspunkte berücksichtigt - das muss
man auch in einem Gesetz als Leitlinie durchset-
zen -: Wir wollen durch den Strafvollzug sowohl
resozialisieren als auch die Allgemeinheit vor
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Straftätern schützen. Das ist Bestandteil des Straf-
vollzuges.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Frau Bockmann, die Justizministerin hat auch nie-
mals eine „lasche Strafjustiz“ angesprochen. Es
geht um Vollzug. Es geht nicht um die Urteile der
Richter; diese sind niemals kritisiert worden. Wenn
Sie das so gesagt haben, dann muss ich darauf
hinweisen, dass das schlicht und ergreifend falsch
ist.

Wer trägt denn die politische Verantwortung für
den Strafvollzug?

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Sie!)

Wer bezahlt denn den Strafvollzug? - Das sind
ausschließlich die Länder. Da liegt es doch nahe
und ist es ein Gebot der Stunde, dass auch die
politische Verantwortung dafür bei den Ländern
liegt.

Was haben wir in der ganzen Diskussion eigentlich
von der SPD gehört? - Rückwärts gewandt, alles
verneinend, was angestoßen worden ist, keinerlei
eigene Vorschläge, die die Diskussion befruchten
und weiterführen könnten. Es wäre fast noch ein
Lob, wenn ich sagen würde, dass Sie reformunfä-
hig sind. Denn es ist viel schlimmer: Sie sind nicht
nur nicht reformfähig, sondern Ihre Justizpolitik
findet in Niedersachsen überhaupt nicht statt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat Herr Kollege Briese.

Ralf Briese (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es muss erlaubt sein, zu fragen, was von
der sehr lauthals, sehr vollmundig angekündigten
„größten Justizreform seit 1871“ bleibt.

(Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei
der SPD)

Das waren ja die Ansagen. Ich meine, man muss
eine Justizministerin daran messen dürfen. Was
bleibt momentan von den konkreten Reformvorha-
ben Gerichtsfusion, flexibler Richtereinsatz, Stand-
ortfusionierung, Rechtsmittelbeschneidung übrig?
Was bleibt von dem ganz zentralen rechtspoliti-
schen Reformvorhaben dieser Landesregierung,

was bleibt von der sehr lauthals angekündigten
Reform? - Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, da muss man jetzt ehrlich sein und sagen: Es
bleibt nicht viel davon übrig. Das rechtspolitische
Titanenwerk dieser Justizministerin ist auf Liliput-
Niveau zusammengeschrumpft.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
nicht so, dass sich die Opposition in Bezug auf
Reformvorhaben völlig verweigert hat. Aber es
muss die Frage erlaubt sein bzw. wir müssen hier
darüber diskutieren, wie man so etwas anpackt.
Man war auf konservativer Seite sehr stolz darauf,
dass über Rechtspolitik aus Niedersachsen bun-
desweit diskutiert wurde. Ich kann mich in diesem
Zusammenhang an Tagesschau-Auftritte und auch
an Reden des Vorsitzenden des Rechtsausschus-
ses erinnern. Da hieß es: Ja, über niedersächsi-
sche Rechtspolitik wird geredet. Die Zeit der klei-
nen Rädchen ist vorbei. Jetzt werden wir mal das
ganz große Rad drehen. Das wilde Gestrüpp der
Justiz müssen wir jetzt mal ordentlich zurecht-
schneiden. Wir haben von der Opulenz der Justiz
genug. Da muss jetzt mal richtig eine große zent-
rale Reform passieren. - Meine sehr verehrten
Damen und Herren, an den Erwartungen, die Sie
geweckt haben, werden Sie jetzt gemessen! Da-
von bleibt aber nicht mehr viel übrig.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wenn wir in der Rückschau auf die Debatte ehrlich
sind, dann gab es für die Pläne, die Sie vorgelegt
haben, auch niemals großartig positive Zustim-
mung - nicht in den Expertenzeitschriften und nicht
in der überregionalen Tagespresse. Man kann sich
genau anschauen, was die Süddeutsche Zeitung,
das Handelsblatt und die FAZ zu dem Thema
„Große Justizreform aus Niedersachsen“ geschrie-
ben haben. Wenn man ehrlich ist, stellt man fest,
dass das ziemlich vernichtend ist. Ich kann mich
an einen Artikel im Handelsblatt erinnern, in dem
zu lesen war: Heiß gegessen - lau gekocht. - Die
FAZ - so viel ich weiß, nicht unbedingt eine 68er-
Postille - hat geschrieben: Justiz auf Sparflamme.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine
reflexive Politik, eine beratungssensitive Politik
hätte sich jetzt vielleicht die Frage gestellt, ob alles
das, was man hier vorstellt, richtig ist. Normaler-
weise sind gerade die deutschen Medien in ihrer
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Forderung nach Reformen nicht unbedingt vor-
sichtig. Frau Heister-Neumann hat hier aber keine
Beratungssensitivität an den Tag gelegt.

Ich will Ihnen eines sagen: Die dritte Gewalt im
Staat, die Recht sprechende Gewalt im Staat, ist
keine Bezirksregierung, die man mal so eben ein-
fach abwickeln kann, wobei man dann einen zu-
mindest fragwürdigen Verwaltungsaufbau hinter-
lässt. Die Abschaffung des Widerspruchsverfah-
rens haben wir hier vielfach thematisiert. Sie haben
den Gerichten und den Bürgern dadurch sehr viel
aufgeladen; denn die dürfen das, was Sie da hin-
terlassen haben, jetzt ausbaden.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die
Recht sprechende Gewalt ist ein sensibler Bereich
in unserem Staatsgefüge. Man muss sie sensibel
reformieren und vorantreiben. Man darf dort nicht
die Abrissbirne kreisen lassen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben jetzt drei Jahre lang große Ankündigungen im
rechtspolitischen Bereich erlebt. Wir haben dicke
Konvolute, markige Sprüche und großartige An-
kündigungen. Aber was ist konkret die Bilanz nach
drei Jahren? Was ist das faktische Resultat? -
Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ste-
hen vor einem großen schwarzen, gähnenden
Loch. Es gar nichts umgesetzt. Die Kritik wird im-
mer massiver. Die große Justizreform schmilzt
dahin. Wir haben keine Gerichtsfusion. Wir haben
keine Verfahrensoptimierung. Vor allen Dingen
haben wir keine Justizentlastung. Wir erwarten
eigentlich von einer Justizministerin, dass sie sich
vor die dritte Gewalt stellt, dass sie sie vor
manchmal vielleicht sicherheitsfixierten Innenmi-
nistern und geldgierigen Finanzministern verteidigt.
Das alles hat es in der niedersächsischen Rechts-
politik nicht gegeben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein zentrales Reformprojekt droht zu scheitern.
Große Worte, große Pläne - große Niederlage!
Das Zitat des Kollegen Mackenroth aus Sachsen
haben Sie schon gehört. Er findet, die große Jus-
tizreform ist mausetot.

Was gibt es ansonsten momentan auf rechtspoliti-
schem Gebiet aus Niedersachsen zu berichten? -
Ganz viele schlechte Gesetze, mehrere verfas-
sungsrechtliche Niederlagen und einen Staatssek-

retär, meine sehr verehrten Damen und Herren,
der sich eine Ämterpatronageaffäre leistet. Gute
Rechtspolitik sieht ganz anders aus. Ich finde,
daraus muss man Konsequenzen ziehen. - Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat der Kollege Professor
Zielke.

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!
Manchmal wundere ich mich, was so alles unter
der Überschrift „Aktuelle Stunde“ hochgekocht
wird.

(Zustimmung bei der CDU und Zurufe
von den GRÜNEN)

Ich will gar nicht im Einzelnen auf die diversen
Unterstellungen und die schiefen bis böswilligen
Darstellungen eingehen, mit denen Sie, meine
Damen und Herren von der SPD und den Grünen,
versuchen, eine sehr aktive und dynamische Jus-
tizministerin zu diskreditieren.

(Beifall bei der FDP - Lachen bei der
SPD und bei den GRÜNEN)

Das sind alles untaugliche Bemühungen.

Ich möchte etwas zu dem Politikstil sagen, den Sie
hier thematisieren. Meine Damen und Herren, in
einer Demokratie ist Politik nur dann lebendig,
wenn sie in der Öffentlichkeit ausgetragen wird,
wenn Dinge offen angesprochen werden, auch
ohne dass immer eine fertige, mit allen Seiten
abgesprochene Lösung präsentiert wird. Wenn ein
Politiker oder eine Politikerin den Mut hat, auch
ohne vollständige Absicherung Probleme auf-
zugreifen und Lösungsvorschläge in den Raum zu
stellen, Denkanstöße zu geben, dann sollten wir
uns darüber freuen statt zu mäkeln.

(Beifall bei der FDP)

Ich vermag wirklich nicht zu erkennen, wie dem
Land Niedersachsen durch das beherzte Agieren
unserer Justizministerin irgendeine Last, ein Scha-
den oder etwas Ähnliches entstanden sein könnte,
wie das in der Überschrift dieses Tagesordnungs-
punkts suggeriert wird.
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(Beifall bei der FDP)

Im Gegenteil: Niedersachsen hat auf diesem Feld
so viele Initiativen eingeleitet, dass es mittlerweile
unter den Bundesländern als ein Vorreiter bei der
Weiterentwicklung unseres Rechtswesens gilt. Das
ist einfach so. Wenn ich das mit der Nullbilanz der
SPD-geführten Vorgängerregierung im Bereich der
Justiz oder auch mit der der alten und neuen Bun-
desjustizministerin aus Ihren Reihen vergleiche,
dann kann ich nur sagen: Wir sind froh, dass wir
diese Landesjustizministerin haben!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zurufe von der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat jetzt Frau Justizmi-
nisterin Heister-Neumann.

Elisabeth Heister-Neumann, Justizministe-
rin:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Lassen Sie mich zuallererst sagen: Seit
2003 wird in Niedersachsen endlich wieder kon-
zeptionell und zukunftsorientiert Justizpolitik ges-
taltet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Oh! bei den GRÜNEN)

Das gilt sowohl für die Handlungsebene Land als
auch für die Handlungsebene Bund.

Ich möchte Ihnen eine Passage aus dem Koaliti-
onsvertrag vorlesen, den Sie gemeinsam mit der
CDU/CSU auf Bundesebene auf den Weg ge-
bracht haben. Ich hoffe, dass Sie sich diese Pas-
sage auf der Zunge zergehen lassen.

„Die Koalitionspartner werden unter
Einbeziehung aller Vorschläge der
Justizministerkonferenz und der Vor-
arbeiten des Bundesministeriums der
Justiz zur Großen Justizreform ein
Gesamtkonzept für eine nachhaltige
Sicherung der Leistungs- und Zu-
kunftsfähigkeit der Justiz bei Wahrung
aller rechtsstaatlicher Standards er-
stellen.“

Meine Damen und Herren, was meinen Sie denn,
auf wessen Initiative diese Passage in den Koaliti-
onsvertrag hineingekommen ist

(Zuruf von der SPD: Auf Ihre!)

und mit welcher Überzeugungsarbeit, meine Da-
men und Herren von der Opposition, aus allen
Ländern der Bundesrepublik Deutschland das
geschehen ist? - Das ist, glaube ich, völlig klar.

(Beifall bei der CDU - Wolfgang Jütt-
ner [SPD]: Ach, Sie waren das!)

Kommen wir jetzt einmal zu dem aktuellen
Sachstand der Justizreform. Sie sagen: alles weg,
nichts da. Sie zitieren Spiegel-Berichte. Herr Brie-
se, es ist vielleicht auch über die letzte Justizmi-
nisterkonferenz in Erlangen berichtet worden. Dort
sind die Beschlüsse zwar bestätigt und ist die Not-
wendigkeit einer ganzheitlichen Reform noch ein-
mal bekräftigt worden. Aber tatsächlich brauchen
wir diese einzelnen Beschlüsse gar nicht mehr,
weil wir in den Arbeitsgruppen nämlich schon viel
weiter sind. Wir haben dort die Vereinheitlichung
der Prozess- und der Verfahrensordnungen bereits
vorangetrieben und den allgemeinen Teil schon
verfasst. Wir haben uns auf die Übertragung von
Aufgaben im Nachlasswesen und auf die Privati-
sierung des Gerichtsvollzieherwesens verständigt
und wollen dies mit den Bundespolitikern abstim-
men.. Wir haben etwas zur außergerichtlichen
Streitschlichtung auf den Weg gebracht, und wir
führen in Niedersachsen den dritten Konfliktmana-
gementkongress durch. - Das gehört auch dazu.

Meine Damen und Herren, jetzt möchte ich noch
zu einem Punkt kommen, der mir, wie Herr Briese
und Frau Bockmann wissen, ganz besonders am
Herzen liegt, nämlich auf die Zusammenführung
der fünf Fachgerichtsbarkeiten in eine öffentlich-
rechtliche Gerichtsbarkeit und in eine ordentliche
Gerichtsbarkeit. Die Zusammenführung der or-
dentlichen und der Arbeitsgerichtsbarkeit in eine
ordentliche Gerichtsbarkeit ist derzeit nicht durch-
setzbar. Die Zusammenführung der bisher drei
öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeiten zu einer
öffentlich-rechtlichen Gerichtsbarkeit hingegen ist
in der Justizministerkonferenz schon kein Thema
mehr. Das war bereits in der letzten Sitzung des
Bundesrates vor der Neuwahl des Bundestages
beschlossene Sache, und weil es jetzt wiederum
beschlossen worden ist, liegt es im Bundestag.
Dafür hat sich auch nicht nur unsere gemeinsame
Bundesjustizministerin ausgesprochen, sondern
z. B. auch der rechtspolitische Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion, Herr Stünker, zuletzt auf dem
Niedersächsischen Rechtspflegertag.
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Meine Damen und Herren, so viel zu Ihrer Infor-
mation. Ich denke, hier sind wir schon ein gutes
Stück vorangekommen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt noch weitere Stichworte zur Justizpolitik in
Niedersachsen, die sich auf den Bund auswirken.
Da geht es z. B. um die Prozesskostenhilfe, auch
um strafrechtliche Dinge.

Ich möchte aber noch ganz kurz auf die Landes-
ebene zurückkommen. Mir stehen ja nur fünf Mi-
nuten Redezeit zur Verfügung. Ich hoffe, Sie be-
antragen noch ein paar Aktuelle Stunden zu die-
sem Thema, dann könnte ich das nachschieben.

Wir haben in Niedersachsen beabsichtigt, ein
Rechtspflegeministerium einzuführen. Wir haben
diese Absicht umgesetzt. Die Zuständigkeit für die
Arbeitsgerichtsbarkeit befindet sich jetzt mit der für
die anderen Gerichtsbarkeiten unter einem Dach,
unter dem Dach des Niedersächsischen Justizmi-
nisteriums.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben die Modernisierung der Justiz in Nieder-
sachsen konsequent vorangetrieben. Dazu gehö-
ren die Einführung des elektronischen Handelsre-
gisters und der Abschluss der Einführung der
elektronischen Grundbücher.

(Zuruf von der SPD: Das ist doch EU-
Vorgabe!)

Meine Damen und Herren, das geschah mit dem
Ziel, dass in einem Flächenland wie Niedersach-
sen jeder unabhängig davon, wo er wohnt, mittels
PC Zugriff auf diese Dinge hat. Das ist wichtig für
unser Land als Wirtschaftsstandort.

(Beifall bei der CDU)

Das ist wichtig für unsere Bürgerinnen und Bürger.
Das ist vorbildliche Justizpolitik, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben die komplette Neuausrichtung der IT-
Landschaft in der Justiz vorangetrieben, mit der
Folge, dass wir die Anzahl der Verfahren von mehr
als 1 800 auf maximal 500 reduzieren konnten, mit
all dem, was dazu gehört: Übersichtlichkeit, Trans-
parenz und bessere Einflussmöglichkeiten.

Darüber hinaus haben wir mit einer Aufgabendele-
gation die Zusammenführung und ganzheitliche
Bearbeitung von Sachverhalten vorangetrieben.
Dabei geht es auch um die Erbscheinerteilung. Die
wird künftig vom Rechtspfleger in einer Person
vorgenommen. Das ist sicherlich auch im Interesse
des nachsuchenden Bürgers - der nämlich im Mit-
telpunkt unserer Bemühungen steht - sehr vorteil-
haft.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Frau Ministerin, Ihre Redezeit ist abgelaufen.

Elisabeth Heister-Neumann, Justizministe-
rin:

Das ist sehr schade, weil ich damit nicht mehr auf
den Justizvollzug zu sprechen kommen kann.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Jetzt wollten Sie so richtig loslegen, nicht wahr? -
Es tut mir Leid, aber das müssen Sie ein anderes
Mal machen.

Elisabeth Heister-Neumann, Justizministe-
rin:

Dann mache ich das ein anderes Mal. Ich hoffe,
Sie geben mir die Gelegenheit dazu.

Lassen mich zum Schluss sagen: Die Justiz in
Niedersachsen ist wirklich zukunftsfähig.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Briese, bitte!

Ralf Briese (GRÜNE):

Ich möchte nur ganz kurz auf den Redebeitrag
eingehen. Fakt ist doch, meine sehr verehrten
Damen und Herren, dass Sie erst einmal eine ganz
große Reform angekündigt haben und dass diese
jetzt von Justizministerkonferenz zu Justizminister-
konferenz kleiner wird. Wenn Sie diese Bewertung
nicht teilen, Frau Heister-Neumann, warum kom-
men dann andere Justizminister und die Medien zu
solchen Einschätzungen? Dort heißt es ganz klar,
dass von dem großen Projekt fast nichts mehr
übrig ist. Herr Prantl von der Süddeutschen Zei-
tung hat geschrieben: „Nur noch der Kuckuck wird
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privatisiert.“ Das ist das Einzige, was von der gi-
gantischen Justizreform noch übrig geblieben ist.

Weiter: Von Justizministerkonferenz zu Justizmi-
nisterkonferenz sagen Sie, dass Sie die außerge-
richtliche Streitschlichtung in Niedersachsen för-
dern wollen. Fakt ist: Die Mediation in Niedersach-
sen liegt darnieder, da passiert gar nichts.

(Dr. Harald Noack [CDU]: Was?)

- Mein lieber Herr Dr. Noack, das Projekt der ge-
richtsnahen Mediation wurde von Justizminister
Pfeiffer eingeführt. Aber das Einzige, was wir prä-
sentiert bekommen, sind Berichte über Berichte.
Es ist überhaupt nicht klar, wie dieses Projekt
weiter vorangetrieben wird.

Die außergerichtliche Streitschlichtung liegt in Nie-
dersachsen völlig darnieder. Zum Täter-Opfer-
Ausgleich im Erwachsenenstrafrecht gibt es keine
Diskussion. Die entsprechenden Institutionen be-
kommen Kürzungsbescheide.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Das Stichwort „elektronisches Grundbuch“ mögen
Sie hier zwar anführen, aber da müssen Sie EU-
Richtlinien umsetzen, das können Sie sich also
nicht auf die eigenen Fahnen schreiben.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Insofern kann ich nur sagen: Eine wirklich ausge-
wogene, sensible, moderne Rechtspolitik sieht ein
bisschen anders aus als das, was Sie uns bis jetzt
präsentiert haben. Wir werden abwarten, was am
Ende aus der großen Justizreform wird. Wir haben
immer gesagt, dass nicht alles daran schlecht ist.
Über die Zusammenlegung der Sozial- und der
Verwaltungsgerichtsbarkeit oder über die einheitli-
che Verfahrensordnung kann man ja reden. Fakt
bleibt aber: Sie haben sehr große Erwartungen
geweckt, sind vollmundig durch die Lande gezo-
gen, aber viel ist davon nicht mehr übrig.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort halt noch einmal die Jus-
tizministerin. Sie haben gemäß unserer Ge-
schäftsordnung wiederum fünf Minuten Redezeit.
Bitte sehr!

Elisabeth Heister-Neumann, Justizministe-
rin:

Ich möchte auf die Ausführungen von Herrn Briese
eingehen und zurückweisen, was er gesagt hat;
denn das stimmt einfach nicht.

In seinem ersten Redebeitrag hat er allerdings
einen Punkt angesprochen, der mir auch wichtig
ist. Er hat nämlich darauf hingewiesen, dass bei
der Umsetzung der ganzen Vorhaben Sensibilität
an den Tag gelegt werden muss. Man wird die
Gerichtsverfahrensordnung und die Prozessord-
nung nicht innerhalb eines halben Jahres völlig
angleichen.

(Zustimmung von Dr. Harald Noack
[CDU])

Dafür brauchen wir unsere Zeit. Aber das wird
gemacht, das ist auf dem Weg.

Die Zusammenführung der Gerichtsbarkeiten wird
auch kommen, davon bin ich überzeugt. Dafür
stehe ich, und dafür werde ich mich weiter einset-
zen.

Jetzt komme ich zum Strafvollzug. Der Strafvollzug
ist ein Schwerpunkt der niedersächsischen Justiz-
politik. Wir haben in Niedersachsen die Überbele-
gung im positiven Sinne dramatisch zurückgeführt.
Wir haben die Überbelegung im Frauenvollzug
durch Umwidmung von Haftanstalten zurückge-
führt, mit der Folge, dass in Niedersachsen keine
Strafaussetzung mehr angeordnet werden muss,
weil es nicht genügend Haftplätze in den Justiz-
vollzugsanstalten gibt. Heute wird verurteilt, und
die Sanktion kann unmittelbar vollstreckt werden.
Der Zusammenhang zwischen Straftat und Sankti-
on bleibt erhalten.

(Beifall bei der CDU)

Diese unmittelbare Vollstreckung der Sanktion war
früher, unter der SPD-geführten Landesregierung,
nicht möglich. Das war eine fatale Fehlentwicklung.

(Beifall bei der CDU)

Zum Justizvollzug. Frau Müller, der Transportab-
teilung in Hannover ist bestätigt worden - und zwar
vom Bundesverfassungsgericht -, dass dort wäh-
rend der Regierungszeit der SPD menschenun-
würdige Zustände geherrscht haben. Und wer hat
diese Zustände beseitigt? - Nicht die ehemalige
Regierung, sondern diese Landesregierung, und
zwar mit dem Einsatz entsprechender Mittel, die
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von diesem hohen Haus gewährt wurden, wofür
ich mich an dieser Stelle noch einmal sehr herzlich
bedanken möchte.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ein weiteres Kennzeichen unserer Justizpolitik ist
die Transparenz. Herr Kollege Zielke hat das
schon angesprochen; das ist auch Leitspruch mei-
ner Politik. Wir haben ein Einheitliches Nieder-
sächsisches Vollzugskonzept auf den Weg ge-
bracht. In diesem Vollzugskonzept, meine Damen
und Herren, ist für jeden nachlesbar, wie wir Jus-
tizvollzugspolitik verstehen. Das ist Transparenz!
Dort steht auch, dass wir im Justizvollzug neue
Schwerpunkte setzen wollen, z. B. hinsichtlich des
Umgangs mit der Drogenproblematik im Vollzug,
aber auch hinsichtlich der Beschäftigung von
Strafgefangenen. Wir haben die Beschäftigungs-
quote im Strafvollzug konsequent gesteigert, und
ich bin sicher, dass wir am Ende dieser Legislatur-
periode im Justizvollzug eine Vollbeschäftigung
haben werden, mit all den positiven Effekten, die
das für die Resozialisierung der Strafgefangenen
hat.

Meine Damen und Herren, wir haben im Justizvoll-
zug auch noch weitere Dinge vorangetrieben. Wir
haben nicht nur ein Konzept erstellt, sondern dar-
aus abgeleitet 26 Maßnahmen entwickelt, die kon-
tinuierlich umgesetzt werden und die wir Ihnen im
Unterausschuss „Justizvollzug und Straffälligen-
hilfe“ regelmäßig vorstellen. Wir haben eine Ver-
einbarung darüber geschlossen und werden das
auch so fortsetzen.

Meine Damen und Herren, ich stehe zu dieser
Politik! Ich freue mich über die große Unterstüt-
zung der Mehrheitsfraktionen in diesem Haus. Sie
können ganz sicher sein, dass wir unsere Ziele
weiter verfolgen und dann auch erreichen werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank, Frau Ministerin. - Das Wort hat noch
einmal die Kollegin Bockmann.

Heike Bockmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau Ministerin, nehmen Sie bitte zur
Kenntnis, dass Sie die Lorbeeren für etwas ernten,
für das Sie gar nicht verantwortlich waren. Die
Neubauten der Justizvollzugsanstalten, die jetzt

eingeweiht worden sind, haben wir nämlich schon
in der letzten Legislaturperiode beschlossen, übri-
gens gemeinsam. Die getroffenen Sicherheits-
maßnahmen finden wir in Ordnung. Aber erwecken
Sie bitte nicht den Eindruck, als ob Sie das be-
werkstelligt hätten. Das entspricht nicht der Wahr-
heit.

(Vizepräsident Ulrich Biel über-
nimmt den Vorsitz)

Mit Blick auf Ihre Konzepte zum Strafvollzug findet
eine Scheindiskussion darüber statt, dass es da-
nach keine Vollzugslockerungen mehr gibt. Eine
Entlassung nach dem Verbüßen von zwei Dritteln
der Strafe wäre danach z. B. nicht mehr möglich.
Das wiederum hätte nicht nur die Konsequenz,
dass der Justizvollzug in Niedersachsen erneut
überbelegt sein würde, sondern damit würden wir
auch den gesetzlichen Wiedereingliederungsauf-
trag vernachlässigen.

Diese Vernachlässigung hat unter Ihrer Ägide im
Übrigen schon begonnen. Sie betonen immer,
dass Sie die Sicherheit garantieren wollen. Tatsa-
che ist, dass Sie lediglich die Sicherheit hinter den
Gefängnismauern garantieren. Wenn die Häftlinge
entlassen werden, dann sind sie aber aggressiver
und weniger auf die Gesellschaft vorbereitet, als
sie es vor ihrem Strafantritt waren. Das ist das
Problem: Sie produzieren Zeitbomben und versu-
chen, das mit populistischen Anspielungen zu
vertuschen. - Danke.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Frau Ministerin!

Elisabeth Heister-Neumann, Justizministe-
rin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Bockmann, es reicht nicht, Anstalten nur zu
planen, sondern man muss ihren Bau auch durch-
finanzieren, und das hat nun einmal dieses hohe
Haus getan.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zu dem Stichwort „Erfüllung des Resozialisie-
rungsauftrags“ darf ich Ihnen sagen: In Nieder-
sachsen werden jetzt erstmals alle gesetzlich vor-
gesehenen Behandlungs-, Untersuchungs- und
Vollzugspläne auch vollzogen. Das ist auch ein
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ganz wichtiger Punkt: Es geht nicht nur darum,
irgendetwas zu beschreiben, sondern darum, es
tatsächlich zu machen. Das ist mir ein ganz wichti-
ges Anliegen.

(Beifall bei der CDU)

Frau Bockmann, Sie haben im Vorhinein darauf
hingewiesen, dass die Dreistufigkeit - der ich posi-
tiv gegenüberstehe - nicht erprobt worden sei.
Wissen Sie, wer die Anwendung dieser Öffnungs-
klausel geblockt hat? - Der ehemalige Justizmi-
nister Herr Professor Pfeiffer! Er hat gesagt, wir
machen das in Niedersachsen nicht. Ich hingegen
sage, wir klären das im Gesamtkontext dieser
ganzheitlichen Reform. - Insofern, Frau Bockmann:
Sie sollten sich erst informieren, bevor Sie solche
Luftblasen in die Welt setzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, mir liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Damit ist der Tagesord-
nungspunkt 1 c) abgeschlossen.

Ich rufe auf

d) Innovationen schaffen Arbeitsplätze -
Niedersachsen auf dem richtigen Weg: In
der Spitzengruppe bei „Kompetenznet-
ze.de“ - Antrag der Fraktion der FDP -
Drs. 15/2968

Herr Dr. Rösler, Sie haben das Wort.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Vor noch nicht einmal vier Wochen hat das
Unternehmen ThyssenKrupp hier in Niedersach-
sen den „Ideenpark“ realisiert, der über 200 000
meist junge Menschen begeistern konnte. Ich den-
ke, wir sollten auch als Parlament die Gelegenheit
nutzen, um uns für dieses herausragende Enga-
gement zu bedanken.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Denn gute Ideen und deren erfolgreiche Umset-
zung werden heutzutage immer wichtiger. Innova-
tionen sind die beste Grundlage für wirtschaftliches
Wachstum auch bei uns in Niedersachsen. Oder

wie der Bundestrainer Jürgen Klinsmann wahr-
scheinlich formulieren würde: Wir müssen immer
ein Näschen vorne sein.

Und wir Niedersachsen sind ein Näschen vorne!
Denn wenn Sie einmal den Begriff „Innovation“
googeln, wie es neudeutsch ja so schön heißt,
dann ist der erste Treffer die Seite des Internetlexi-
kons Wikipedia, auf der der Begriff „Innovation“
erklärt wird. Der zweite Treffer ist die Seite eines
großen Sponsors der Fußballweltmeisterschaft.
Aber schon der dritte Treffer ist die Seite
„www.innovation.niedersachsen.de“, die Innovati-
onsseite des Niedersächsischen Ministeriums für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr; sie findet sich noch
zwei Plätze vor der entsprechenden Seite aus
Nordrhein-Westfalen.

(Beifall bei der FDP)

Diesen Vorsprung gilt es zu halten und auszubau-
en. Wir setzen dabei voll auf Netzwerkstrukturen,
wie sie im Rahmen der Bundesinitiative „kompe-
tenznetze.de“ gefordert werden. Ziel ist es, gerade
kleinen und mittelständischen Unternehmen zu
ermöglichen, Wissen und Informationen auszutau-
schen; denn anders als Großunternehmen haben
diese zumeist keine eigenen Forschungsabteilun-
gen. Daher sind sie besonders dringend auf Wis-
senstransfer angewiesen. Gleichzeitig sind diese
Kompetenznetzwerke ein ideales Standortmarke-
ting, um auf unsere Regionen und ihr Innovations-
potenzial hinzuweisen. Niedersachsen braucht sich
auch in diesem Bereich nicht zu verstecken.

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei
der CDU)

Das beste Beispiel hierfür, das auch zeigt, dass es
dabei um Arbeitsplätze geht, ist das Kompetenz-
netzwerk „Carbonfaserverstärkte Kunststoffe“, das
CFK-Valley in Stade. Dort ist es gelungen, die
weltbesten Partner für den CFK-Leichtbau an ei-
nem Ort zusammenzubinden und aufgrund des
Expertenwissens, das über alle Wertschöpfungs-
ketten hinausgeht, in den letzten drei Jahren ca.
350 hoch qualifizierte neue Arbeitsplätze zu
schaffen. Allein dieses Beispiel beweist, dass die-
se Netzwerke Innovationen fördern und Innovatio-
nen Arbeitsplätze schaffen. Niedersachsen ist
dabei auf einem guten Weg.

(Beifall bei der FDP)

Niedersachsen war bei den Kompetenznetzwerken
mit annähernd elf Netzwerken bereits im Jahr 2003
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bundesweit auf Platz drei. Jetzt, 2006, sind wir mit
immerhin 16 zertifizierten Netzwerken - so einfach
ist die Zertifizierung nicht - auf Platz zwei. Vor uns
liegt nur noch Baden-Württemberg; hinter uns lie-
gen demzufolge Bayern und alle anderen Bun-
desländer. Ziel ist natürlich Platz eins; denn diese
Netzwerke stellen auch eine Möglichkeit dar, die
gestern von der Bundesforschungsministerin an-
gekündigten Mittel gerade für kleine und mittel-
ständische Unternehmen im Bereich der Innovati-
on für Niedersachsen nutzbar zu machen.

Meine Damen und Herren, im Interesse von Inno-
vation und Arbeitsplätzen brauchen wir auch bei
uns in Niedersachsen eine eigene Standortinitiati-
ve „Kompetenznetzwerke“. - Vielen Dank für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Lenz das Wort.

Günter Lenz (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Herr
Rösler, die von Ihnen angesprochene positive
Entwicklung von Innovation in Niedersachsen er-
möglicht es uns, einige eigene Gedanken zu ent-
wickeln. Bei der Debatte darüber, was Innovation
ist, empfehle ich einen Blick in die Fachliteratur.
Der Nationalökonom Schumpeter, der nun nicht
gerade im Verdacht steht, den Gewerkschaften
nahe zu stehen, spricht davon, dass Innovation
nicht allein die neue Idee sei; vielmehr gehe es
darum, Ideen nachhaltig durchzusetzen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Haben Sie
den wirklich gelesen?)

Wenn wir uns darüber unterhalten, wie es um In-
novationen in Niedersachsen bestellt ist, Herr
Althusmann, sollten wir über die drei wesentlichen
Faktoren für Innovationsfähigkeit sprechen: zum
Ersten finanzielle Ressourcen, zum Zweiten hoch
qualifiziertes Personal und zum Dritten leistungs-
fähige Betriebe.

Zur finanziellen Förderung: Auf eine Kleine Anfra-
ge zum Thema „Handwerk warnt vor Stillstand“
haben wir von Ihnen, Herr Minister Hirche, die
Auskunft erhalten, dass Sie die Mittel für die Inno-
vationsförderung, die im Jahr 2003 noch rund
64 Millionen Euro ausmachten, im Jahr 2006 auf

31,6 Millionen Euro heruntergefahren, also mehr
als halbiert haben. Das ist Ihre Leistung!

(Zustimmung bei der SPD)

Sie verantworten die geringste Investitionsquote in
der Geschichte Niedersachsens sowie im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern.

Wenn wir über qualifiziertes Personal sowie über
Forschung und Entwicklung in den Betrieben spre-
chen, dann müssen wir auch über Ihr Hochschul-
optimierungskonzept reden. Sie haben bis heute
den Hochschulen Mittel in Höhe von 260 Millionen
Euro entzogen, Sie haben es hinbekommen, dass
in den letzten drei Jahren in Niedersachsen 4 200
Studienplätze verloren gegangen sind, und Sie
haben dafür gesorgt, dass die Anzahl der Studien-
anfänger seit 2003 um 18,2 % gesunken ist. Die ist
keine positive Bilanz, sondern das traurige Ge-
genteil davon.

(Beifall bei der SPD)

Zur betrieblichen Ausbildung: Die Ausbildungs-
platzlücke wird immer größer, seit Sie die Verant-
wortung in Niedersachsen tragen. Am 31. Mai
haben 14 885 Jugendliche, die einen Ausbildungs-
platz in Niedersachsen suchten, noch keinen ge-
funden.

Für die Leistungsfähigkeit von Betrieben ist deren
Größe nicht allein entscheidend. Trotzdem schau-
en wir uns einmal Ihre Bilanz im Hinblick auf die
Zahl sozialversicherungspflichtiger Beschäfti-
gungsverhältnisse an. Ich kann mich noch gut
daran erinnern, dass Sie vor gut einem Jahr hier
von der Regierungsbank aus beklagt haben, dass
an jedem Tag in Niedersachsen und in Deutsch-
land tausend solcher sozialversicherungspflichti-
gen Arbeitsplätze verloren gingen. Wie sieht nun
Ihre Bilanz in Niedersachsen aus? Mehr als
100 000 sozialversicherungspflichtige Arbeitsplätze
weniger! Hinzu kommen die im Raum stehenden
Ankündigungen: 20 000 bei Volkswagen, 1 300 bei
Karmann, 370 bei Continental, 3 500 bei der Tele-
kom, 100 bei Panasonic und 400 bei TUI. Die Ver-
sicherungswirtschaft in Hannover wird möglicher-
weise auch noch etliche hundert Arbeitsplätze
vernichten. Auch hierüber müssen wir an dieser
Stelle reden, wenn Sie sich darauf beschränken,
sich mit fremden Federn zu schmücken.

(Beifall bei der SPD)
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Das, was sich in Niedersachsen positiv entwickelt
- Sie haben es selbst gesagt, Herr Rösler:
„www.kompetenzwerke.de“ -, ist eine Initiative des
Bundesministers für Wirtschaft und Technologie.
Soweit ich weiß, stammt sie noch aus der rot-
grünen Regierungszeit. Daher brauchen Sie sich
jetzt gar nicht damit zu schmücken, auch wenn wir
alle Achtung davor haben, wie toll sich dies entwi-
ckelt hat. Wir unterstützen nach wie vor die Ent-
wicklung, die wir seinerzeit mit auf den Weg ge-
bracht haben: Clusterbildung mittels einiger regio-
naler Wachstumsinitiativen.

Ich hoffe, dass Sie diesen Weg mitgehen. Aber ich
bitte Sie nochmals: Schmücken Sie sich nicht mit
fremden Federn, und ziehen Sie einmal eine ehrli-
che Bilanz; denn so toll, wie Sie glauben machen
wollen, sieht es in Niedersachsen nicht aus.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Dinkla das Wort.

Hermann Dinkla (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nieder-
sachsen ist im Bereich von Innovation und For-
schung stark im Kommen; niemand - auch nicht
Herr Lenz - wird dies ernsthaft bestreiten wollen.
Niedersachsen ist ein starkes Agrarland, ist ein
attraktives Urlaubsland und war jahrelang ein un-
terschätztes Technikland. Die Landesregierung hat
seit 2003 wichtige Weichenstellungen vorgenom-
men, um Letzteres zu ändern. Lieber Herr Lenz, im
Klartext heißt das, was Sie eben vorgetragen ha-
ben - auch bei einer subjektiven Bewertung, wie
Sie sie vorgenommen haben -, dass wir noch unter
den Fehlern der alten Landesregierung leiden.

(Beifall bei der CDU)

Seit 2003 müssen wir dies bereinigen. Sie können
nicht einfach so tun, als sei vorher alles blendend
gewesen,

(Zuruf von der SPD: Billiger geht es
nicht!)

während jetzt nichts passiert. Das wäre ein Fehler.
Ich frage mich ohnehin, wieso Sie bei Ihrer Auflis-
tung, Herr Lenz, alle Unternehmen genannt haben,
die Probleme haben, und nur VW nicht erwähnt
haben.

(Günter Lenz [SPD]: Doch! Nicht zu-
gehört!)

Es fehlte ja nur noch, dass Sie die Probleme, die
VW jetzt hat, auch noch der Landesregierung an-
lasten wollten.

(Günter Lenz [SPD]: Habe ich gar
nicht gemacht!)

Das wäre der Gipfel Ihrer Bewertung gewesen.

Meine Damen und Herren, mit themenbezogenen
Initiativen gibt es für fast alle Innovationsfelder in
Niedersachsen Aktivitäten der Landesregierung,
um die Situation des Forschungs- und Wirtschaft-
standortes zu verbessern: Von der Agrar- und
Ernährungswirtschaft über Biotechnologie, Ge-
nomforschung, Luft- und Raumfahrttechnologie
und Nanotechnologie bis hin zu Umwelt- und Me-
dizintechnik stellt sich Niedersachsen dem Wett-
bewerb der Bundesländer. Die Ergebnisse sind
durchaus beeindruckend. Niedersachsens Spit-
zenplatz, der eben von Herrn Rösler schon er-
wähnt wurde, kommt ja nicht von ungefähr; er ist
das Ergebnis eines Technologie- und Innovations-
schubs in unserem Land: CFK-Valley Stade, die
Umsetzung und Zertifizierung der Galileo-
Satellitennavigation in Braunschweig, BioRegioN;
ich könnte viele weitere Beispiele nennen. Braun-
schweig ist die Stadt der Wissenschaft und die
„heißeste“ Forschungs- und Entwicklungsregion
Europas. Dies belegt eine Studie der Deutschen
Bank. Nach der Statistik ist Braunschweig in der
Spitze der Regionen mit den höchsten Pro-Kopf-
Investitionen im Bereich Forschung und Innovati-
on.

In fast allen Teilen des Landes gibt es High-Tech
pur: Wir bauen die besten Schiffe. Die Bandbreite
meiner Darstellung könnte jetzt bis zu Spitzenstel-
lungen in der Medizintechnik und anderen Schlüs-
seltechnologien gehen. Der „Ideenpark“ - ich bin
Herrn Kollegen Rösler dankbar, dass er darauf
hingewiesen hat - hat mit über 200 000 Besuchern
in beeindruckender Weise gezeigt, dass das Inte-
resse an Technologie, Forschung und Innovation
nicht out ist, sondern hier eine starke Neugier fest-
zustellen ist. Deshalb muss versucht werden, diese
Idee in Niedersachsen auch fortzuführen. Ziel
muss sein: Lust auf Technik bei der Jugend. Wir
brauchen mehr Nachwuchs. Wir brauchen mehr
Ingenieure. Niedersachsen hat damit eine große
Chance, als Land der Innovationen auch internati-
onal noch bekannter als bisher zu werden.



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 21. Juni 2006

10592

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum
Schluss noch zwei Dinge ansprechen, die ich per-
sönlich für sehr wichtig halte.

Den einen Punkt hat schon Herr Dr. Rösler er-
wähnt. Die Stärke Niedersachsens liegt nicht nur in
den großen Unternehmen, sondern auch im Inno-
vationspotenzial der KMU, der kleinen und mittle-
ren Unternehmen, in Niedersachsen. Diese kön-
nen in besonderer Weise von den Netzwerken
profitieren. Sie müssen die größte Gruppe der
Akteure in den Netzwerken wie auch in der er-
wähnten Initiative sein. Hierbei muss politisch Hil-
festellung gegeben werden. Auch alle Möglichkei-
ten der EU-Förderung müssen genutzt werden.
Dies gilt insbesondere auch für das 7. Rahmenfor-
schungsprogramm. Das kann man nutzen und
auch politisch begleiten. Das ist für die KMU un-
wahrscheinlich wichtig. Hierbei können die KMU,
können auch wir politisch einen Beitrag leisten, um
weitere Innovationsschätze zu heben, die für unse-
ren Standort Niedersachsen wichtig sind und den
Unternehmen eine Chance bieten, über Nieder-
sachsen hinaus in den Netzwerken erfolgreich zu
wirken. Niedersachsen muss alle Anstrengungen
unternehmen, um auch bei den Patentanmeldun-
gen wieder eine Spitzenstellung zu erreichen.
Hierbei sind wir schon hart dran. Nur Bayern und
Baden-Württemberg liegen noch vor uns. Alle An-
zeichen sprechen meines Erachtens dafür, dass
wir auch hier Anschluss finden können.

Politik kann aber noch ein weiteres tun, meine
Damen und Herren. Von Herrn Lenz sind ja noch
andere Bereiche angesprochen worden. Henry
Ford hat einmal gesagt: Die Wettbewerbsfähigkeit
eines Landes beginnt nicht im Forschungslabor
oder in Werkhallen. Sie beginnt im Klassenzimmer.
- Also ist auch eine gute Bildungspolitik Vorausset-
zung für eine erfolgreiche Innovationspolitik. Ge-
nau das wird in Niedersachsen überzeugend ge-
macht. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der
Abgeordnete Hagenah das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Rösler, Innovationen werden in
keinem Land durch Google-Klicks in irgendeiner

Weise hervorgerufen, sondern Innovationen be-
kommt man durch möglichst viele Patentanmel-
dungen und durch wirtschaftliche Dynamik. Auf
diesem Gebiet liegt Niedersachsen im Jahr vier
nach der Regierungsübernahme durch Schwarz-
Gelb noch sehr, sehr weit hinten. Das Jahr vier von
Schwarz-Gelb bedeutet für Niedersachsen immer
noch zu wenig Qualifizierte. Das ist der Haupt-
schlüssel für Innovationen. Es bleibt festzuhalten:
Die niedersächsische Abiturquote liegt immer noch
deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. Wir haben
jetzt mehrere tausend Studienplätze weniger als
vor Ihrem Regierungsantritt. Außerdem beklagen
sich in Niedersachsen einige innovationsträchtige
Ingenieurstudiengänge darüber, dass es in ihren
Bereichen zu wenige Studienanfänger gibt.

Durch eine verbale Selbstbeweihräucherung wer-
den die wirtschaftliche Lage und die Wirkung der
schwarz-gelben Innovationspolitik, Herr Rösler, in
Niedersachsen nicht freundlicher. In keinem ande-
ren Land ist im vergangenen Jahr die Zahl der
versicherungspflichtig Beschäftigten so stark zu-
rückgegangen wie in Niedersachsen. Niedersach-
sen verlor doppelt so viele Arbeitsplätze wie im
Bundesdurchschnitt. Das ist leider Fakt. In wesent-
lichen Bereichen entwickelt sich Niedersachsens
Wirtschaft schlechter als der Schnitt.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen hat bei
uns um mehr als 8 % zugenommen, während sie
bundesweit um 5 % abgenommen hat. Die Zu-
nahme des Bruttoinlandsprodukts lag in Nieder-
sachsen im vergangenen Jahr erneut unter dem
Schnitt der westdeutschen Länder. Noch vor weni-
gen Wochen konnte sich die Landesregierung
nicht erklären, warum sich die Steuereinnahmen in
Niedersachsen negativ entwickeln, während sie
bundesweit ansteigen: in Niedersachsen minus
6 %, bundesweit plus 7 %.

Herr Rösler, entgegen dem Titel der Aktuellen
Stunde ist zu wenig Innovationsförderung ein
Kernproblem in unserem Land. Das Wirtschaftsmi-
nisterium wirbt auf seiner Website immer noch
vollmundig mit Aktivitäten für Innovationen, wie Sie
es erst heute wieder in Ihrer Aktuellen Stunde ver-
sucht haben, die von Ihren eigenen Kollegen aber
offensichtlich abgewählt worden ist, wenn man hier
so durch die Reihen guckt. Tatsächlich wurden die
Ausgaben dafür in den letzten Jahren aber immer
heftig gekürzt. Der Ministerpräsident kündigte in
seiner Regierungserklärung anlässlich seines



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 21. Juni 2006

10593

Amtsantritts zwar einen Innovationsförderfonds an,
bis heute aber Fehlanzeige. Grüne Wirtschaftspoli-
tik sieht da anders aus.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Was?)

Nicht Sie, sondern wir haben zum diesjährigen
Haushalt gefordert: mehr Engagement für Innova-
tionen, statt gekürzter Zuschüsse, die weiterhin als
Geschenke nach Gutsherrenart verteilt werden.
Sie konnten ja noch nicht einmal die erneute Kür-
zung durch Minister Hirche um 2 Millionen Euro mit
den 500 Millionen Euro wieder ausgleichen, die
Sie zusammen mit der CDU als Trostpflaster wie-
der eingesetzt haben.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Null Ap-
plaus von Ihrer Fraktion!)

- Für einen Tatsachenbericht muss es nicht unbe-
dingt Applaus geben, Herr Rösler. Die Innovati-
onslage ist in Niedersachsen leider sehr düster
und von daher nicht bejubelnswert.

Unsere Alternative war ein revolvierender Innovati-
onsfonds bei der NBank, den wir schon seit mehre-
ren Jahren anmahnen. Nicht durch verschenktes
Geld, sondern angesichts der knappen Haus-
haltslage kann man durch revolvierende Zuschüs-
se - umgewandelt in Darlehen, Beteiligungskapital
oder andere revolvierende Finanzierungsinstru-
mente - auf Dauer einen Innovationsförderfonds
anlegen, der so schlagkräftig ist, dass er unserem
Land etwas bringt und ihm nützt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das aber
bleibt so lange Zukunftsmusik, wie Sie regieren.
Bis heute arbeiten in Niedersachsen unterdurch-
schnittlich Arbeitnehmer im Forschungs- und Ent-
wicklungsbereich, Herr Rösler. Es sind 20 % unter
dem Schnitt. Hier müssen wir dringend aufholen.
Die gestern medial gelobten deutschen Erfinder,
Herr Dinkla, kommen vor allem aus Süddeutsch-
land. Das Wenige, das Niedersachsen hier aufzu-
bieten hat, kommt im Wesentlichen aus dem VW-
Konzern, den Sie in Ihren Redebeiträgen ja eher
ein bisschen gescholten als gelobt haben. Der VW-
Konzern hat die vielen Erfindungen, die in seinem
Umfeld getätigt werden, sicherlich nicht der Politik
dieser Landesregierung zu verdanken.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wenn wir hier Boden gutmachen wollen, dann
müssen wir die kommende EU-Förderperiode da-
für nutzen - darin sind wir einig -, um mit der in
Niedersachsen starken Landwirtschaft, mit dem
Fahrzeugbau und mit unseren Universitäten ge-
meinsam ein starkes Bündnis zu bilden mit dem
Ziel, Innovationen weg vom Öl voranzubringen. In
diesem Bereich liegen langfristige Wachstumspo-
tenziale, die gerade in Niedersachsen in hervorra-
gender Weise zusammengeführt werden können.
Mit CDU und FDP kommt Niedersachsen so aber
nicht auf den richtigen Weg. Ihre bisherigen Ansät-
ze auf diesem Gebiet sind zu halbherzig, zwischen
den Ministerien zu zersplittert und mit zu geringen
Mitteln ausgestattet, um die großen Chancen zu
nutzen, die gerade darin für Niedersachsen liegen
würden. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Hirche das Wort.

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es gibt
ja Dinge, über die dieser Landtag einig ist und
auch einig sein sollte. Wir haben früher den Um-
bau von der Agrar- zur Industriegesellschaft erlebt,
und jetzt erleben wir einen Umbau von der Indust-
rie- zur Dienstleistungsgesellschaft. In diesem
Zusammenhang und unter den Zwängen der Glo-
balisierung spielt eine besondere Rolle, dass wir
die Möglichkeiten von Innovation ausschöpfen.
Das heißt, wir müssen genau an der Schnittstelle
arbeiten - auch darüber besteht zunächst Einig-
keit -, an der die Hochschulen ihre Forschungser-
gebnisse vorlegen und die Industrie diese For-
schungsergebnisse umsetzen muss. Unser Prob-
lem in Deutschland und auch in Niedersachsen
besteht darin, dass weit mehr Forschungsergeb-
nisse vorliegen, als umgesetzt werden. Das ist die
Sorge des Kollegen Stratmann genauso wie meine
Sorge. Deshalb haben wir als Landesregierung
- das war bei dieser Landesregierung neu - res-
sortübergreifend ein Innovationszentrum geschaf-
fen - die Federführung liegt beim Wirtschaftsmi-
nisterium -, in dem in enger Abstimmung mit dem
MWK, mit dem Umweltministerium und mit dem
Landwirtschaftsministerium das Thema kompe-
tenznetze.de auf den Weg gebracht worden ist.
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Das ist und kann auch nicht ein alleiniges Thema
des Wirtschaftsministeriums sein. Da wir aber für
Arbeitsplätze Verantwortung tragen, sind wir natür-
lich in besonderer Weise daran interessiert, dass
diese Ergebnisse auch in der Wirtschaft ange-
bracht werden.

Meine Damen und Herren, in einer Hinsicht sollte
man sich nichts vormachen. Auch im Lande Nie-
dersachsen bedarf es einer gewissen Mentalitäts-
veränderung. Wir haben noch lang anhaltende
Nachwirkungen des Agrarbewusstseins zu ver-
zeichnen. Oftmals wird immer noch geglaubt, wir
seien ausschließlich Autoland. Wir müssen im
Bereich Mobilität - ich nenne ihn zuerst, weil er
unser stärkster Trumpf ist - diversifizieren. Ferner
müssen wir den Bereich modern fortführen, den
der Agrarbereich einmal dargestellt hat, und zwar
von der Produktion über die Verarbeitung von Ag-
rarprodukten bis hin zur Verarbeitung von Ergeb-
nissen der wissenschaftlichen Forschung aus dem
Bereich Biotechnologie und Life Sciences. Wir
müssen diese zwei großen Felder im Land unter-
stützen und nach vorn bringen.

Ich will hier nicht über die Vergangenheit reden,
obwohl mir das leicht fallen würde. Es gibt erst seit
rund 20 Jahren Innovationspolitik im Lande Nie-
dersachsen. Wir haben im Laufe der Entwicklung
leider gewissermaßen eine Delle zwischen 1990
und 1994 zu verzeichnen gehabt - das wollen die
Grünen nicht wahrhaben -, als die SPD es nicht
fertig gebracht hat, die grüne Blockade zu verhin-
dern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ein Teil der Institutionen, die wir aufgebaut hatten,
ist damals geschädigt oder kaputt gemacht wor-
den. Die SPD hat 1994 dann - das will ich auch
anerkennen - langsam wieder an die frühere Ent-
wicklung angeknüpft. Wir haben dann - das ist in
diesem Zusammenhang neu - mit innovation.nie-
dersachsen.de und der Gründung der Standortini-
tiative im Dezember 2004 einen neuen Schub er-
reicht. Das ist der Grund, warum wir bei der Zahl
der Kompetenznetzwerke hinter Baden-Würt-
temberg jetzt an zweiter Stelle liegen. Wir können
in einer anderen Debatte gern über alle möglichen
Kennziffern betreffend Niedersachsen reden. Ich
will dann auch zu Ausbildungsplätzen, Arbeitsplät-
zen usw. etwas sagen. Wir wissen, dass die Op-
position, wenn sie in einem Bereich etwas an Gu-
tem anerkennen müsste, natürlich den Versuch
macht, andere Stichworte in die Debatte zu brin-

gen, um abzulenken. Das ist ein legitimes Ge-
schäft. Die fehlenden Aussagen zu diesem spe-
ziellen Bereich unterstreichen aber eigentlich, dass
hier etwas geleistet worden ist. Es ist wichtig, wenn
man nach Baden-Württemberg Platz 2 einnimmt.

Natürlich sind nicht die Zugriffe im Netz das Ent-
scheidende. Wenn aber im System Google unter
dem Stichwort „Innovation“ weltweit Niedersachsen
auf Platz 5 auftaucht - weit vor allen anderen deut-
schen Bundesländern -, zeigt das immerhin eines,
nämlich dass wir dabei sind - mehr will ich gar
nicht sagen -, die Anstrengungen im Lande inter-
national mit Resonanz zu vermarkten.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Die Kompetenznetzwerke tragen im Einzelnen
etwas dazu bei. Es sind jetzt sechzehn, zwei weite-
re befinden sich in der Phase der Anerkennung.
Wir sehen damit sehr gut aus. Wenn ich sage,
dass wir damit sehr gut aussehen, meine ich damit
insbesondere, dass die Qualität in diesem Zu-
sammenhang stimmt. Dies müssten wir vielleicht
auch für die Zukunft beherzigen - ich will das hier
auch im Landtag sagen -: Nicht das Quantitative,
sondern das Qualitative ist entscheidend. Herr
Lenz, Sie wissen genau, dass wir z. B. bei VW jetzt
die Probleme der 90er-Jahre lösen müssen. Da-
mals sind die Probleme zugedeckt worden. Jetzt
kommen die Probleme mit doppelter Gewalt auf
uns zu. So ist das bei allen Problemen, die nicht
rechtzeitig gelöst werden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

So ist es auch im Bereich des Haushalts und der
Finanzen. Meine Damen und Herren, auch ich
wünschte mir, um das am Ende zu sagen, das
doppelte Geld für Innovationen im Lande Nieder-
sachsen. Wir würden damit vernünftig und qualität-
voll umgehen. Das ist gar keine Frage. Wenn Sie
vorher aber schon Mehl verbraucht haben, kann
man Kuchen nur mit dem backen, was an Mehl
noch vorhanden ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das müssen wir einfach zur Kenntnis nehmen.
Unter diesen Gesichtspunkten wird hervorragender
Kuchen in Niedersachsen gebacken.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat noch zwei
Minuten Redezeit. Der Abgeordnete Hagenah hat
sich gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Nur damit denjenigen, die von 1990 bis
1994 noch nicht so stark in der Landespolitik en-
gagiert waren, klar ist, was damals passierte,
möchte ich Folgendes sagen. Damals hatten die-
ser Landtag und die Landtagsmehrheit, wie ich
meine, ziemlich damit zu tun, die übrig gebliebe-
nen Ruinen der Ära Hirche, die da SICAN und
Medical Park hießen, abzuwickeln.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Das waren Defizitbringer, weil sie zur Unzeit mit
falschen Konzepten gegründet worden waren und
insofern Niedersachsen nicht wirklich voranbrach-
ten.

Jetzt noch einmal zu den Innovationsnetzwerken,
zu denen der Minister gerade ausgeführt hat, Nie-
dersachsen würde dort auf Platz 2 liegen. Ich habe
hier - mit Datum von gestern - eine Liste der Inno-
vationsnetzwerke aller Bundesländer, die vom
Bundesministerium zusammengestellt wurde.
Nach der Auszählung ergibt sich, dass Nieder-
sachsen unter Berücksichtigung seiner Größe auf
einem mäßigen dritten Platz liegt, etwa gleichauf
mit Bayern, Berlin und Brandenburg, und NRW
und Baden-Württemberg liegen davor. Auf Nach-
frage von uns bei denen, die Netzwerke unter
kompetenznetze.de betreiben, was mit der er-
wähnten Aussage ausgedrückt wird, ergab sich,
dass es sich nicht um eine qualitative, sondern
schlicht um eine nummerische Wertung handelt.
Ich muss Ihnen sagen, wenn Sie jetzt schon über
Google-Klicks und über eine nummerische Anzahl
von so genannten Netzwerken Innovation in Nie-
dersachsen vortäuschen müssen, steht es schlimm
um Sie. - Vielen Dank.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Es liegen keine weiteren Wortmeldungen mehr vor.

Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Ich rufe auf

Tagesordnungspunkt 2:
36. Übersicht über Beschlussempfehlun-
gen der ständigen Ausschüsse zu Einga-
ben - Drs. 15/2955 - Änderungsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/2970 - Änderungsantrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/2971

Die Behandlung der in der Drucksache 15/2955
unter Abschnitt T - Petitionsausschuss - unter den
Nrn. 4 bis 6 und 16 aufgeführten Eingaben 2677
und 2935 entfällt, da die Eingaben von den Pe-
tenten zurückgezogen wurden. Die Fraktionen sind
übereingekommen, die unter Nr. 1 aufgeführte
Eingabe 1921 von der Abstimmung auszunehmen
und zunächst erneut im Petitionsausschuss zu
behandeln.

Dir Fraktionen haben im Ältestenrat vereinbart, die
Eingaben, zu denen Änderungsanträge vorliegen,
erst am Freitag, dem 23. Juni 2006, zu beraten.

Ich gehe davon aus, dass das Haus damit einver-
standen ist, dass wir heute nur über die Eingaben
beraten, zu denen keine Änderungsanträge vorlie-
gen.

Ich rufe dann zunächst die Eingaben aus der
36. Eingabenübersicht in der Drucksache 15/2955
auf, zu denen keine Änderungsanträge vorliegen.

Ich eröffne die Beratung. - Da keine Wortmeldun-
gen vorliegen, schließe ich die Beratung.

Ich komme zur Abstimmung.

Wer den Beschlussempfehlungen der Ausschüsse
zu den Eingaben, zu denen keine Änderungsan-
träge vorliegen, zustimmen will, den bitte ich jetzt,
die Hand zu heben. - Ich stelle Zustimmung fest.

Ich rufe nun auf
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Tagesordnungspunkt 3:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Verminderung
des Erhebungs- und Vollstreckungsauf-
wandes bei Kosten für die Zulassung von
Fahrzeugen - Gesetzentwurf der Landesre-
gierung - Drs. 15/2800 - Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr - Drs. 15/2951

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme mit Änderungen.

Der schriftliche Bericht über die Ausschussbera-
tung liegt Ihnen in der Drucksache 15/2972 vor.
Eine mündliche Berichterstattung ist daher nicht
vorgesehen.

Ich eröffne die Beratung und erteile dem Abgeord-
neten Bley von der CDU-Fraktion das Wort.

Karl-Heinz Bley (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Sehr
gerne unterstütze ich den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung zur Verminderung des Erhebungs-
und Vollstreckungsaufwandes bei Kosten für die
Zulassung von Fahrzeugen. Bürgerinnen und Bür-
ger, die ihre Fahrzeuge ordnungsgemäß an- oder
abmelden und im technisch sicheren und vor-
schriftsmäßigen Zustand halten, ihre Steuern und
Haftpflichtversicherungsbeiträge zahlen, werden
von diesem Gesetz nicht betroffen sein, eventuell
aber positive Auswirkungen erfahren.

Leider gibt es aber immer wieder schwarze Schafe
unter den vielen Fahrzeughaltern im Land; auf
diese wird dieses Gesetz Anwendung finden. Wer
sein Fahrzeug anmelden möchte, um am öffentli-
chen Straßenverkehr teilzunehmen, braucht einen
entsprechenden Versicherungsschutz, der durch
die Versicherungskarte einer Haftpflichtversiche-
rung dokumentiert wird. Der Fahrzeughalter bestä-
tigt durch eine Einzugsermächtigung gegenüber
dem Finanzamt, dass die erforderliche Kfz-Steuer
entrichtet werden wird. Durch Nachweis eines
Gutachtens von TÜV, Dekra oder anderen wird die
Verkehrssicherheit des Fahrzeuges dokumentiert.
Erforderlich sind auch eine AU-Bescheinigung, die
das verlangte Abgasverhalten bestätigt, und weite-
re Belege für Lkws und verschiedene andere Fahr-
zeuge. Bis das Fahrzeug wieder abgemeldet wird,
müssen Steuern entrichtet werden, der technische
Zustand muss verkehrssicher sein, und der Versi-
cherungsschutz muss durch die Zahlung der Ver-

sicherungsprämie gewährleistet sein. Der Fahr-
zeughalter hat bei der Anmeldung die Zulassungs-
gebühren und bei der Abmeldung die Abmeldege-
bühren zu entrichten. - Ich habe hier den Normal-
fall geschildert.

Leider gibt es immer wieder Fahrzeughalter, die
diese Vorschriften umgehen bzw. missachten.

Die Landkreise und die kreisfreien Städte, aber
auch einige Kommunen sind mit der Zulassung
von Fahrzeugen vom Gesetzgeber beauftragt wor-
den und haben als untere Verkehrsbehörden kos-
tendeckende Gebührensätze beschlossen. Durch
erforderliche Zwangsabmeldungen sind zusätzli-
che, uneingeplante Kosten von im Schnitt zwi-
schen 100 000 und 200 000 Euro im Jahr pro Zu-
lassungsstelle vorprogrammiert. In meinem Hei-
matlandkreis Cloppenburg z. B. sind zurzeit rund
2 500 Fälle mit einer Summe von 190 000 Euro in
der Vollstreckung.

Meine Damen und Herren, ich bin der CDU/FDP-
Landesregierung dankbar, dass wir als Land Nie-
dersachsen uns den Landkreisen, Städten und
Gemeinden als Verbündete erweisen. Durch den
Gesetzentwurf, der uns jetzt vorliegt, vom Aus-
schuss nur wenig verändert, bieten wir unseren
Landkreisen und Kommunen endlich mehr Mög-
lichkeiten, rückständige Gebühren zu kassieren.
Es handelt sich hier nicht um Säumniszuschläge.
Die kommunalen Spitzenverbände Niedersach-
sens begrüßen den Gesetzentwurf ausdrücklich.

Es kann nicht sein, dass entstandene Gebühren
und Kosten für eine Zwangsabmeldung bzw. Still-
legung wegen Verkehrsunsicherheit des Fahrzeu-
ges oder nicht beglichener Versicherungs- oder
Steuerforderungen auf die Allgemeinheit umgelegt
werden und der säumige Fahrzeughalter ohne
weiteres ein anderes Fahrzeug anmelden kann.

Durch dieses Gesetz wird den Zulassungsbehör-
den für die schon oft praktizierte Verfahrensweise,
Zulassungen nur durchzuführen, wenn die ausste-
henden Gebühren aus Altfällen und Zwangsab-
meldungen entrichtet worden sind, Rechtssicher-
heit gegeben.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Bley, einen Augenblick einmal! - Meine Da-
men und Herren, einem ist das Wort erteilt worden,
dem Abgeordneten Bley, der hier vorne steht.
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Wenn ein Bedürfnis zu weiteren Gesprächen be-
steht, gehen Sie bitte hinaus.

Herr Bley, Sie haben das Wort.

Karl-Heinz Bley (CDU):

Am 16. März 2005 wurde im Vermittlungsaus-
schuss von Bundestag und Bundesrat diese Mög-
lichkeit der Neuregelung durch die Länder ge-
schaffen. Die CDU-Fraktion begrüßt diese Neure-
gelung für Niedersachsen, die nun schnellstens in
Kraft treten sollte, da das Vollstreckungsrecht häu-
fig nicht zum Erfolg führt.

Ebenfalls als sinnvoll erachtet es die CDU-
Fraktion, eine einheitliche Regelung bezüglich der
Bagatellgrenze zu treffen und diese bei 10 Euro
anzusetzen.

Wenn eine Neuzulassung durch einen Dritten er-
folgen soll, halten wir es aus datenschutzrechtli-
chen Gründen für richtig, dass diesem die Höhe
der Säumnisse nur dann mitgeteilt werden darf,
wenn eine schriftliche Einverständniserklärung des
Fahrzeughalters vorliegt.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diesen
Gesetzentwurf in der vorliegenden Fassung zu
unterstützen. - Ich danke Ihnen fürs Zuhören.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun die Abgeordnete
König das Wort.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]
spricht mit Ministerpräsident Christian
Wulff)

- Auch Debatten an der Regierungsbank sollten
eingestellt werden. Hinter dem Präsidium gibt es
Räumlichkeiten, in denen man sich treffen kann.

Bitte schön, Sie haben das Wort.

Gabriela König (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und
Herren! Der uns vorliegende Gesetzentwurf stellt
eine wichtige Weiterentwicklung der 2003 durch-
geführten Vereinfachung der Kfz-Zulassung dar.
Damals hat das Land den Autofahrern ermöglicht,
ihr Auto auch im Rathaus anzumelden. Besonders
auf dem Land ist das Rathaus natürlich einfacher

zu erreichen als die Kfz-Zulassungsstelle des
Landkreises. Damals haben wir auch die Pflicht
eingeführt, dass bei der Anmeldung direkt die fälli-
ge Steuer eingezogen wird. Die Summe der aus-
stehenden Steuerschuld konnte somit deutlich
gesenkt werden.

Der hier vorliegende Gesetzentwurf ermöglicht nun
eine Handhabe gegen säumige Zahler der Gebüh-
ren im Kfz-Meldebereich. Die bisherigen Regelun-
gen wurden bislang teilweise unterschiedlich an-
gewandt und sind rechtlich angreifbar. Die Verwei-
gerung der Zulassung von Fahrzeugen bei ausste-
henden Gebühren für An- und Abmeldungen,
Stilllegungen und Ähnliches wird durch unser Ge-
setz neu verankert. Wichtig ist hierbei, dass es
keine bürokratischen Folgen nach sich zieht. Viel-
mehr stellt es ein Druckmittel dar, den Forderun-
gen freiwillig nachzukommen, ohne das aufwendi-
ge, kostenintensive Mahnverfahren anwenden zu
müssen. Wir haben also eine weitere Maßnahme
zur Senkung der Bürokratiekosten geschaffen, die
den Kommunen sicherlich eine deutliche Kosten-
entlastung bringen wird.

Wir alle wissen, wie wichtig den Menschen Mobili-
tät und Unabhängigkeit sind. Wo der Wunsch nach
Mobilität und Unabhängigkeit besteht, wird in den
meisten Fällen frei nach dem Motto „Wo ein Wille
ist, ist auch ein Weg“ die Begleichung ausstehen-
der Forderungen möglich werden. Eine Entlastung
der Kommunen von aufwendigen Mahnverfahren
ist somit zumindest teilweise sicher.

Ich bin überzeugt, dass wir mit diesem Gesetzent-
wurf eine einfache, transparente Regelung ge-
schaffen haben. Daher bin ich froh, dass alle Frak-
tionen diesem Gesetzentwurf zustimmen wollen. -
Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Schack das Wort.

Hans-Christian Schack (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit
diesem Gesetz wird die jeweilige Zulassungsbe-
hörde ermächtigt, Zulassungen nur dann vorzu-
nehmen, wenn die entsprechenden Gebühren ent-
richtet werden bzw. entrichtet wurden. Diese
Selbstverständlichkeit wird durch dieses Gesetz
legitimiert. Dies führt zu klaren Verhältnissen zwi-
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schen Antragstellern und Behörden, was man nur
begrüßen und unterstützen kann.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Zu Wort hat sich nun die Landesregierung gemel-
det. Herr Minister Hirche, Sie haben das Wort.

(Enno Hagenah [GRÜNE] meldet sich
zu Wort)

- Der Minister bekommt das letzte Wort. - Herr
Hagenah!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Natürlich soll der Minister das letzte Wort haben,
wenn es keinen Widerspruch von Ihnen gibt. Da
wir alle zustimmen wollen, gehe ich aber nicht
davon aus.

Hier im Plenum haben wir über dieses Gesetz
ohnehin schon mehr gehört und gesprochen, als
wir im Ausschuss darüber diskutiert haben. Denn
das Gesetz war allen eingängig. Wir alle stimmen
zu.

(Beifall im ganzen Hause)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Minister, nun haben Sie das Wort.

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
freue mich über das Zack von Schack.

(Heiterkeit bei der FDP und bei der
CDU)

Die Landesregierung freut sich über die Debatte.
Ich bitte um Annahme.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, damit ist die allgemeine
Aussprache beendet.

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

§ 1. - Dazu liegt eine Änderungsempfehlung des
Ausschusses vor. Ich komme zur Abstimmung.

Wer zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das war einstimmig.

§ 2. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem
Gesetzentwurf zustimmen will, den bitte ich, sich
zu erheben. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Damit
ist dem Gesetz einstimmig zugestimmt.

Wir haben den letzten Tagesordnungspunkt vor
der Mittagspause abgearbeitet. Damit treten wir in
die Mittagspause ein und treffen uns, wie es in der
Tagesordnung ausgedruckt ist, um 15 Uhr wieder.

Unterbrechung der Sitzung: 12.29 Uhr.

Wiederbeginn der Sitzung: 15.01 Uhr.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir
fahren in unseren Beratungen fort.

Ich rufe vereinbarungsgemäß zusammen auf

Tagesordnungspunkt 4:
Erste Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
eines beitragsfreien Kindergartenjahres
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD -
Drs. 15/2943

und

Tagesordnungspunkt 5:
Erste Beratung:
Programm für ein familien- und kinder-
freundliches Niedersachsen - Bildungs-
und Betreuungsangebote der Kindertages-
stätten ausbauen - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/2920

Ich erteile Herrn Jüttner von der SPD-Fraktion das
Wort. Bitte schön, Herr Jüttner!

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
Erwachsene neigen dazu, kleine Kinder systema-
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tisch zu unterschätzen. Kleine Kinder sind neugie-
rig und wissbegierig. Sie sind so etwas wie Natur-
forscher. Sie verfügen über alles, was auch wir
haben, aber ihnen fehlen die Erfahrungen. Sie sind
auf dem Weg, sich diese Erfahrungen anzueignen.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Das ist aber nichts Neues!)

Frau Dr. Elschenbroich hat uns dies am Wochen-
ende auf einer großen Fachtagung, die wir durch-
geführt haben, in Filmsequenzen eindrücklich do-
kumentiert.

Unsere Aufgaben als Erwachsene bestehen darin,
Anregungen und Antworten zu geben und Räume
für Erfahrungen zu öffnen. Unstrittig ist sicherlich:
Die Eltern sind die erste Adresse. Dies muss auch
so bleiben. Wir dürfen Eltern nicht aus ihrer Ver-
antwortung für ihre eigenen Kinder entlassen; das
ist überhaupt keine Frage.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, wir haben aber auch
zur Kenntnis zu nehmen: Immer mehr Eltern sind
immer weniger dazu in der Lage, dieser Verant-
wortung allein gerecht zu werden, sei es, dass
Kinder mit Migrationshintergrund einfach eine hö-
here Hürde vorfinden oder dass im Bereich von
bildungsfernen Schichten das Thema drastisch
unterschätzt wird. Aber - darauf will ich ausdrück-
lich hinweisen - es gibt auch Entwicklungen, und
zwar in dem, was wir „bürgerliche Elternhäuser“
nennen, bei denen geistige und mediale Verwahr-
losung auf der Tagesordnung steht und bei denen
es überhaupt nicht mehr ausreicht, aus diesen
Elternhäusern heraus die notwendigen Anstöße für
eine umfassende Bildungspraxis zu gewährleisten.

Eine gesellschaftliche Entwicklung kommt hinzu:
Geschwisterarmut ist ein Punkt, der dazu führt,
dass wir Einrichtungen brauchen, in denen Koope-
ration und Konkurrenz unter Kindern praktisch
erlebbar werden. Deshalb, meine Damen und Her-
ren, brauchen wir hier und heute Einrichtungen,
brauchen wir Kindertagesstätten zur vollständigen
Abrundung von Persönlichkeitsentwicklungen.

(Beifall bei der SPD)

Der Begriff „Kindergarten“ ist in Deutschland er-
funden und entwickelt worden und um die Welt
gegangen. Es gibt Sprachen, die das Wort „Kin-
dergarten“ in seiner deutschen Fassung über-
nommen haben. Aber zum Erfolgsmodell, meine

Damen und Herren, sind Kindergärten woanders
gemacht worden. Die Entwicklung in Deutschland
stagniert.

(Ursula Körtner [CDU]: Das hat die
SPD verschuldet!)

- Frau Körtner, ich glaube, Sie sind sich der Prob-
lematik, über die wir gegenwärtig reden, überhaupt
nicht bewusst.

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei
der CDU)

Das ist Abteilung „kleine Münze“: Wir gut, ihr
schlecht. - Mit einer solchen kleinen Münze ein
Thema anzugehen, ist kleinkariert, wie es schlim-
mer nicht geht, Frau Kollegin.

(Beifall bei der SPD)

In anderen Ländern ist der Kindergarten ein Er-
folgsmodell, bei uns tritt die Politik auf der Stelle.
Inzwischen fließen nur noch 0,4 % der öffentlichen
Ausgaben in den Bereich der vorschulischen Bil-
dung, meine Damen und Herren. Wir fallen hinter
alle anderen vergleichbaren Länder deutlich zu-
rück. Der vorschulische Bereich ist der schwie-
rigste und unbedienteste in der gesamten Bil-
dungslandschaft; er ist der Schwachpunkt der
deutschen Bildungslandschaft.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber nicht in
Niedersachsen!)

Dies ist überhaupt nicht akzeptabel. Es ist nicht
akzeptabel, dass die öffentlichen Ausgaben für
den vorschulischen Bereich in den letzten drei
Jahren sogar noch rückläufig gewesen sind, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Der erstmalig - zu Beginn dieses Monats - veröf-
fentlichte deutsche Bildungsbericht hat dies doku-
mentiert.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber nicht in
Niedersachsen!)

- Nicht in Niedersachsen! Da kommt der Nächste
mit der kleinen Münze, Herr Klare. Das ist doch
Unfug!

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Das ist
richtig!)
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Das gilt für Niedersachsen an einigen Stellen noch
schärfer. Herr Klare, wie wollen Sie der nieder-
sächsischen Bevölkerung erklären, dass wir in
Niedersachsen nicht einmal 2,5 % an Krippenplät-
zen vorhalten? Ist das ein Ausweis von Stärke? -
Das ist peinlich für die Politik!

(Beifall bei der SPD)

In Niedersachsen haben wir die Situation, dass
10 % eines Jahrgangs keinen Kindergarten von
innen sehen, meine Damen und Herren. Die Situa-
tion hat sich in den letzten Jahren übrigens nicht
verändert, sondern ist kontinuierlich so weiterge-
gangen - und das trotz der öffentlichen Debatte,
die diesem Sektor des Bildungswesens eine grö-
ßere Aufmerksamkeit zugebilligt hat. Es ist un-
heimlich dramatisch, dass insbesondere die El-
terngeneration noch immer darüber entscheidet,
wer welchen Bildungsweg einschlägt. Kinder aus
Haushalten, in denen die Eltern Abitur haben, wer-
den viel eher in den Kindergarten geschickt als
Kinder mit Migrationshintergrund und aus sozial
schwachen Familien, in denen die Eltern keinen
Hauptschulabschluss haben, meine Damen und
Herren.

(Christa Elsner-Solar [SPD]: Das kann
nicht so bleiben!)

Wir wissen, was das in der Konsequenz heißt:
Vernachlässigte Frühförderung verstärkt die be-
reits vorhandene soziale Ungerechtigkeit im deut-
schen Bildungswesen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wissen, dass viele Talente dadurch unentdeckt
bleiben. Wir wissen, dass optimale Förderung auf
diese Weise nicht leistbar ist und Defizite im späte-
ren Bildungsweg nicht aufgeholt werden können,
meine Damen und Herren.

Ich stelle fest: Der vorschulische Bereich ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Wir müssen
darüber nachdenken, ob es in Ordnung ist, dass
die Bundesseite mit Elterngeld und Kindergeld
kommt und dann das Thema aus ihrer Sicht für
erledigt erklärt. Die Länder und Kommunen dürfen
beim Thema vorschulische Bildung nicht allein
gelassen werden.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb - dies hätte ich dem Ministerpräsidenten
gerne ins Stammbuch geschrieben, aber er hat ja
augenscheinlich anderes zu tun - ist es aus meiner

Sicht nicht akzeptabel, dass im Rahmen der Föde-
ralismusreform das Kooperationsverbot für den
schulischen Bereich aufrechterhalten bleiben soll.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen darüber nachdenken, wie wir aus
Sicht des Landes Anregungen dazu geben kön-
nen, damit wir dieser Aufgabe gerecht werden
können. Die Finanzströme, wie sie heute da sind,
müssen überprüft werden.

Wir brauchen einen Aktionsplan „Vorschulische
Bildung“. Er umfasst eine Reihe von Bausteinen,
und, meine Damen und Herren, er umfasst auch
den Baustein „Gebührenfreiheit für die Eltern“.

Wir haben in den letzten Jahren viele kluge Reden
gehört. Wir haben überhaupt kein Erkenntnis- und
Erfahrungsdefizit, aber wir haben ein riesiges
Handlungsdefizit, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Deshalb haben wir Ihnen einen Gesetzentwurf
vorgelegt, wonach zum 1. August 2007 die Gebüh-
renfreiheit für ein Jahr eingeführt werden soll. Das
Land übernimmt die Finanzierung. Wir wollen mit
dem Gesetz gewährleisten, dass die Flexibilität bei
den Kommunen erhalten bleibt

(David McAllister [CDU]: Haben Sie
einen Goldesel im Garten?)

und dass es dabei zu einer unbürokratischen Aus-
gestaltung kommt. Die Finanzierung ist einfach.

(David McAllister [CDU]: Der Duka-
tenesel schüttet aus! - Karl-Heinz Kla-
re [CDU]: Ja, alles ist einfach! - David
McAllister [CDU]: Ja, wie denn? Ver-
mögensteuer?)

- Ich will es Ihnen erklären.

Meine Damen und Herren, im nächsten Jahr kom-
men 72 351 Dreijährige in die Kitas. Bei den
Sechsjährigen werden es etwas über 78 000. Da
die Kommunen das in eigener Regie gestalten
können, haben wir einen Mittelwert gegriffen, die
Zahlen des Kultusministeriums zugrunde gelegt.
Wir haben bei unseren Finanzberechnungen sogar
unterstellt, dass 100 % aller niedersächsischen
Kinder die Kindertagesstätten besuchen. Wir wis-
sen, dass das mittelfristig nicht der Fall ist. Aber
damit will ich Ihnen dokumentieren, dass bei den
Zahlen, die wir genommen haben, davon ausge-
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gangen werden kann, dass wir dort eine Entwick-
lung bekommen und die tatsächlichen Kosten, die
anfallen werden, in nächster Zeit darunter liegen
werden. An dieser Stelle ist besonders vorsichtig
gerechnet worden.

(David McAllister [CDU]: Wo soll denn
das Geld herkommen?)

Das heißt in der Konsequenz, dass der Haushalt
im Jahre 2007 mit 37,7 Millionen Euro belastet
würde, meine Damen und Herren.

(David McAllister [CDU]: Wie viel sind
es denn im nächsten Jahr? - Karl-
Heinz Klare [CDU]: Sie haben aber
nur ein halbes Jahr finanziert.)

Gebührenfreiheit ist der Baustein, der Chancen-
gleichheit in Niedersachsen voranbringen kann.
Das ist das politische Ziel.

(Beifall bei der SPD)

Der Innenminister hat mir vor wenigen Tagen ent-
gegengehalten, das habe doch mit Qualität nichts
zu tun. Das stimmt. Qualität setzt Weiteres voraus.
Das ist überhaupt keine Frage, meine Damen und
Herren. Das umschließt beispielsweise, dass der
Bildungsauftrag für den vorschulischen Bereich
rechtlich stärker fixiert wird. Wir müssen über den
Orientierungsplan hinaus kommen, der gegenwär-
tig da ist. Wir müssen Standards definieren, was
im vorschulischen Bereich geleistet werden muss.
Wir müssen auch an der Sprachförderung weiter
arbeiten. Ich finde die Trennung der Sprachförde-
rung in Kitas und Grundschulen nicht akzeptabel.
Hier muss eine Konzentration auf den Kita-Bereich
vorgenommen werden. Er gehört ausgebaut.

Wir müssen die Aus- und Weiterbildung der Be-
schäftigen in diesem Bildungssegment endlich auf
das internationale Niveau bringen. Hier sind
Deutschland und Österreich weit zurück.

(Beifall bei der SPD)

Wir müssen die Kindertagesstätten mit kommuna-
len Einrichtungen verschiedenster Art vernetzen,
wie wir das in unserem Landesparteitagsbeschluss
unter dem Stichwort „Familienzentrum" beschrie-
ben haben. Es geht nicht nur um eine Vernetzung
mit den Grundschulen, sondern auch mit der Ju-
gendhilfe, mit der Gesundheitspolitik, der kommu-
nalen Sozialarbeit und auch der gezielten Eltern-
bildung im Umfeld der Kitas.

Meine Damen und Herren, jeder Euro, der in die-
sen Bereich investiert wird, bringt gesellschaftliche
Rendite. Wir sollten aufhören, über Kosten zu re-
den, sondern wir sollten über den Nutzen reden,
der daraus entsteht, dass in diesem Bereich inves-
tiert wird.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin froh darüber, dass sich viele Kommunen
schon vor langem auf den Weg gemacht haben
und über die rechtlichen Verpflichtungen hinaus im
Kita-Bereich investieren, ob sie die Sprachförde-
rung zusätzlich verbessern, an der Gruppengröße
arbeiten oder, wie in einzelnen Gemeinden, von
sich aus die Gebührenfreiheit eingeführt haben.

Es geht nicht, meine Damen und Herren, dass
diese Landesregierung, die hier immer erzählt, das
sei alles wichtig, als Fachaufsicht den Kommunen
diese Arbeit untersagt, wie das beispielsweise vor
wenigen Wochen in Göttingen und anderen Orten
geschehen ist. Das ist nicht in Ordnung, meine
Damen und Herren.

(Starker Beifall bei der SPD)

Nun zu der weinerlichen Auseinandersetzung, Herr
McAllister, das sei doch alles gar nicht finanzier-
bar, zu der Frage, wo solle denn das Geld her-
kommen.

(David McAllister [CDU]: Kein Wort
haben Sie bisher dazu gesagt!)

- Ich habe das doch schon gesagt. Aber ich will
noch eine Schlussbemerkung dazu machen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sie haben
ein halbes Jahr finanziert, nicht ein
ganzes! Das wissen Sie!)

- Das ganze Jahr danach auch. Aber die Haus-
haltsberatung steht noch nicht an. Herr Wulff, ich
will Ihnen zum Abschluss noch einmal ins Stamm-
buch schreiben, wie Sie, der damalige stellvertre-
tende Fraktionsvorsitzende, Herr Möllring, und Ihre
ganze Fraktion frenetisch gejubelt haben, als sich
Ihr damaliger Stellvertreter, Herr Busemann, im
Oktober 2002 hier zu dem Thema geäußert hat. Es
ist doof, dass bei so etwas immer Protokolle ge-
führt werden.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Wir haben
Ihre auch noch!)
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Wissen Sie, was da steht? „Das anstehende Kos-
tenvolumen macht etwa 0,3 % des Landesetats
aus. Es kann mir niemand erzählen, dass, sofern
der politische Wille vorhanden ist, ein solcher
Handlungsspielraum trotz der angespannten Fi-
nanzlage dafür nicht bereit steht. Das muss hinzu-
kriegen sein.“ Das sagte Herr Busemann.

(Beifall bei der SPD)

Herr Busemann, wo Sie Recht haben, haben Sie
Recht. Der Handlungsbedarf ist erkannt. Die Fi-
nanzierungsspielräume dafür werden bereit ge-
stellt. Lassen Sie uns diesen Gesetzentwurf hier
gemeinsam beschließen. - Vielen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächste Rednerin ist Frau Janssen-Kucz von der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Zuruf: Je eher, desto besser!)

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ei-
gentlich haben wir seit PISA einen Konsens. Wir
alle wissen, dass das Kita-Angebot massiv ausge-
baut werden muss. Das gilt in qualitativer wie auch
in quantitativer Hinsicht. Das wissen wir alle. Da
haben wir einen Konsens.

Ich war jetzt nur etwas erstaunt, dass Herr Jüttner
über die Qualität sprach, über Familienzentren
sprach, einen „Aktionsplan vorschulische Bildung“
gefordert hat. Das habe ich in Ihrem Antrag nicht
gefunden. Der beschränkt sich jetzt darauf, nur die
Kostenfreiheit zu fordern.

Unser Antrag ist wohl etwas umfangreicher. Wer
sich damit beschäftigt hat, wird bemerken, dass wir
uns seit Jahr und Tag sehr intensiv mit dem Ge-
samtthema beschäftigen, liebe Frau Vockert.

(David McAllister [CDU]: Ihr seid im-
mer die Besseren!)

- Ja, Herr McAllister. Einige sind gut, und andere
sind besser!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Kindergartenbereich haben wir seit dem
Rechtsanspruch für alle Kinder, deren Eltern die-

ses wünschen, mittlerweile einen Betreuungsplatz.
Doch nicht ausreichend ist trotz des Rechtsan-
spruches die Zeit für die Betreuung. Wie sollen vier
Stunden ausreichen, wenn man wirklich arbeiten
möchte? Das reicht nicht einmal für eine Halbtags-
stelle. Wir haben aber einen noch größeren Man-
gel an Plätzen für die unter Dreijährigen. Mit einer
Quote von 2,3 %, Herr Klare, gehört Niedersach-
sen hier immer noch zu den Schlusslichtern. Nur
für Sie: 2,3 %, absolutes Schlusslicht, damit Sie
sich das mal merken können.

(Heiterkeit bei den Grünen)

Aber noch wichtiger ist die qualitative Weiterent-
wicklung. Die ersten Lebensjahre sind entschei-
dend für die Bildung und die Entwicklung der Kin-
der. Wir sind uns doch einig, dass die Kitas zu
einem vollwertigen Bestandteil unseres Bildungs-
wesens ausgebaut werden müssen.

(Zuruf von der CDU: Genau so!)

Diese Übereinstimmung haben wir zumindest in
allen Reden, wie auch der Zwischenrufer deutlich
macht. Aber tatsächlich hat sich unter dieser Lan-
desregierung in Niedersachsen äußerst wenig
getan.

(Zuruf)

Bis jetzt haben Sie keinen Cent aufgebracht, um
mehr Ganztagsplätze in den Kindergärten zu
schaffen. Sie haben auch nichts getan, damit not-
wendige Plätze für unter Dreijährige geschaffen
werden. Sie haben letztendlich unter Rot-Grün
versucht, das Tagesstättenausbaugesetz zu boy-
kottieren. Deshalb ist es in meinen Augen immer
noch ein Torso. Es muss wirklich reformiert wer-
den.

Sie haben immer nur mit dem Finger auf den Bund
gezeigt. Jetzt sitzt Ihre Frau Dr. von der Leyen im
Bund und sagt: Wir machen alle Kita-Plätze kos-
tenfrei, und wir bringen Bildung in die Kindergär-
ten. - Aber jetzt ducken Sie sich wieder einmal
weg.

(David McAllister [CDU]: Sind Sie et-
wa dagegen?)

- Ach, Sie verhalten sich doch wie bei den Ganz-
tagsschulen. Sie, Herr McAllister und Ihre gesamte
Fraktion verhalten sich so, dass man das als Fiel-
mann-Prinzip bezeichnen könnte. Das heißt, wir
haben doch gar nichts dazu bezahlt, irgendwie
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läuft es, und die anderen bezahlen dann die Ze-
che.

Noch erschreckender ist Ihre Tatenlosigkeit, wenn
es um die qualitative Weiterentwicklung der Kin-
dertagesstätten geht. Aber dazu werden wir gleich
wieder Frau Vockert und Herrn Busemann hören,
wie sie den Orientierungsplan und Sonstiges loben
werden. Doch Vorsicht: Eigenlob stinkt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Plan ist gut, Herr Busemann, aber man muss
auch etwas dafür tun, dass dieser Plan insgesamt
vor Ort in den Kindertagesstätten wirklich umge-
setzt wird. Sonst ist er nur schönes Papier;

(Zustimmung bei den GRÜNEN und
bei der SPD - Zuruf von Karl-Heinz
Klare [CDU])

denn letztendlich - Herr Klare, das wissen auch
Sie - fehlt ihm die Verbindlichkeit. Wenn wir Bil-
dungschancen für alle wollen, dann ist es mehr als
überfällig, diesen Orientierungsplan verbindlich zu
machen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Allein ihn zu
machen, war schon wichtig!)

Sie haben doch einen Plan. Machen Sie ihn doch
einfach verbindlich!

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Machen Sie
mal!)

Dann hätten wir gleiche Bildungschancen in Nie-
dersachsen. Dann wäre die Forderung aus unse-
rem Antrag erfüllt. Das wäre ein Einstieg, und wir
könnten im letzten Kindergartenjahr wirklich ein
Bildungsjahr fahren. Wir haben doch - mal weg
vom Skript - Anfang der 90er-Jahre mit dem Kin-
dertagesstättengesetz einen fatalen Fehler ge-
macht. Die Einführung war richtig, der Rechtsan-
spruch war richtig, aber eindeutig falsch war in
meinen Augen die Abschaffung der Vorschule.

(Zustimmung bei den GRÜNEN - Zu-
stimmung bei der SPD - Karl-Heinz
Klare [CDU]: Da klatscht ihr mit? Das
habt ihr abgeschafft!)

Die Einführung eines kostenfreien Kindergarten-
jahres, wie wir sie heute fordern, nämlich verbind-
lich und qualitativ ausgestattet,

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

ist letztendlich nichts anderes als die vor zehn
Jahren abgeschaffte Vorschule, allerdings auf
einem höheren Niveau angesiedelt. Wenn wir das
erreichen, würden wir nicht bei PISA hinterher
hinken.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Dazu gehört auch, meine Damen und Herren, dass
wir die Ausbildung der Erzieherinnen auf europäi-
sches Niveau anheben.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Janssen-Kucz, ich unterbreche Sie kurz. - Mir
ist es hier zu laut, meine Damen und Herren.
Wenn Sie sich unterhalten wollen, gehen Sie hin-
aus. - Bitte schön!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Wir brauchen hier europäisches Niveau, damit
unsere Kinder genauso gefördert werden wie die
Kinder in den anderen europäischen Ländern und
wir nicht auch dort weiterhin das Schlusslicht bil-
den. Frau Vockert hat beim letzten Mal gesagt: Wir
brauchen erst einmal eine Anerkennungskultur für
Erzieherinnen. Ich sage: Die Arbeit der Erzieherin-
nen ist mehr als hochwertig, aber die Ausbildung
ist nicht hochwertig genug. Daran müssen wir ar-
beiten. Wir müssen die Studiengänge für den Ele-
mentarbereich weiter ausbauen und dürfen sie
nicht abbauen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Meine Damen und Herren, Sie alle wissen, dass
dieser Ausbau viel Geld kostet.

(David McAllister [CDU]: Ach was!

Aber wenn wir über Sonntagsreden, die wir hier
seit Jahr und Tag führen,

(David McAllister [CDU]: Vor allem
Sie!)

hinauskommen wollen,

(Bernd Althusmann [CDU]: Die
Sonntagsreden stammen in der Regel
von den Grünen!)

wenn wir die Kindertagesstätten zu qualifizierten
Bildungseinrichtungen weiterentwickeln wollen,
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dann müssen wir endlich Butter bei die Fische
geben. Deshalb haben wir unseren Antrag vorge-
legt. Wir wollen die Plätze schaffen, und wir wollen
einen Rechtsanspruch schaffen. Ich will Ihnen,
Herr McAllister, einmal etwas sagen: Ich glaube,
Ihre Kinder sind noch zu klein,

(David McAllister [CDU]: Die sind
schon im Kindergarten!)

sodass Sie die Probleme der berufstätigen Frauen
oder Eltern nicht kennen.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]:Hör‘ mal auf, Meta, mit dem
Scheiß! Was soll denn das?)

- Herr McAllister, dann hören Sie mit Ihren unquali-
fizierten Zwischenrufen auf. Die sind nämlich ein-
fach unqualifiziert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn man eine frühzeitige Förderung will und
wenn man den Eltern weiterhin die Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ermöglichen will, muss man
den in unserem Antrag beschriebenen Weg gehen.
Ihr Elterngeld ist eigentlich der zweite Schritt vor
dem ersten. Wir brauchen für die Kinder bzw. die
Eltern einen Rechtsanspruch schon ab dem voll-
endeten ersten Lebensjahr, damit die Kinder gut
untergebracht werden. Wir wollen eine qualitative
Weiterentwicklung, wie in unserem Antrag skiz-
ziert.

Meine Damen und Herren, ich habe kurz etwas zu
den Kosten gesagt. Nach unseren Berechnungen
würden die Kosten für das Konzept, das wir hier
vorgelegt haben, bis zum Ende der Ausbauzeit,
also bis 2010, 800 Millionen Euro jährlich betra-
gen. Da muss man richtig schlucken. Dieses Geld
kann nur in einer gemeinsamen Kraftanstrengung
von Bund, Land und Kommunen aufgebracht wer-
den. Das kann keine Ebene allein wuppen. Des-
halb halte ich auch nichts davon, dass zurzeit eini-
ge Kommunen versuchen, ihren Haushalt zu plün-
dern, um in der Frage der Kostenfreiheit für Kin-
dertagesstätten in irgendeinem Jahr schon einmal
vorzumarschieren. Es muss uns gelingen, in die-
sem Bereich gemeinsam etwas auf den Weg zu
bringen.

Wir haben dazu einen Antrag vorgelegt. Wir for-
dern Sie auf, gemeinsam an diesem Antrag zu
arbeiten und gemeinsam nach einer Finanzierung
zu suchen. Allein die Umwandlung des Ehegatten-

splittings, mit dem immer noch die Alleinverdiener-
ehen mit unglaublichen Summen subventioniert
werden, in eine Individualbesteuerung würde bun-
desweit 5 Milliarden Euro bringen. Dank Herrn
Pofalla diskutieren Sie jetzt ja sogar über Sinn oder
Unsinn des Ehegattensplittings. Ich halte es für
sinnvoll, in die Frühförderung zu investieren und
dafür alle Instrumente auf den Prüfstand zu setzen
und immer wieder zu fragen: Wie kriegen wir auf
allen Ebenen das dafür notwendige Geld zusam-
men?

(Beifall bei den GRÜNEN - Zustim-
mung bei der SPD)

Meine Damen und Herren, die Kindertagesstätten
sind das Fundament unseres Bildungssystems.
Nur wenn wir dieses Fundament endlich solide
ausstatten, können wir das darauf aufbauende
Bildungssystem renovieren.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ich muss Sie noch einmal unterbrechen, Frau
Janssen-Kucz.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Ich bin gleich fertig.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Sie bekommen auch zusätzliche Redezeit. - Es ist
zu laut hier. Ich möchte in erster Linie, dass es hier
ruhig wird.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Ich schließe jetzt den ersten Teil: Es ist einfach
wichtig, dass wir anfangen. Wir müssen aufhören
mit Sonntagsreden.

(Bernd Althusmann [CDU]: Dann set-
zen Sie sich doch jetzt einfach mal
hin!)

Dazu dient unser Aktionsplan, unser Programm zur
Förderung der frühkindlichen Bildung.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sonntags-
rede!)

- Herr Althusmann. Das war keine Sonntagsrede.
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(Bernd Althusmann [CDU]: Aber
wohl!)

Ich bin bereit, mich mit Ihnen zusammenzusetzen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sie kön-
nen es ja nicht einmal umsetzen!)

- Herr Althusmann, jetzt mal ganz, ganz ruhig. - Ich
könnte einige Zitate von Herrn Busemann vortra-
gen und werde das gleich auch noch tun. Herr
Busemann hat im Februar gesagt: Sie werden
erstaunt sein, mit welcher Geschwindigkeit und in
welchem Tempo ich hier etwas vorlegen werde. -
Das ist 14 Wochen her. Herr Busemann, wo sind
Ihre Zahlen? Wo sind Ihre Gesprächstermine? Wo
sind Ihre Ergebnisse in Bezug auf ein kostenfreies
Kita-Jahr?

(Bernd Althusmann [CDU]: Das ist
doch unseriös, was Sie hier machen!)

14 Wochen sind vergangen, und nichts liegt auf
dem Tisch. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Bevor ich Frau Vockert das Wort erteile, möchte
ich Sie gerade angesichts dieses Themas, das
offensichtlich die Emotionen sehr hoch wallen
lässt, bitten, sich im weiteren Verlauf einer parla-
mentarischen Ausdrucksweise zu bedienen. Ich
meine da speziell auch Sie, Herr McAllister. Was
Sie vorhin gesagt haben, fällt nicht darunter. Ich
gestehe Ihnen aber zu, dass Sie provoziert worden
sind.

(Georgia Langhans [GRÜNE]: Das ist
doch unerhört!)

Insofern sehe ich von einem Ordnungsruf ab.

(Zurufe von der SPD)

Ich bitte Sie alle, dieses Thema insgesamt emotio-
nal etwas tiefer zu hängen, den Rednern auch
zuzuhören und Sachargumente vorzubringen.

Bitte schön, Frau Kollegin Vockert! Sie haben jetzt
das Wort.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Ich ver-
spreche, Frau Vockert, dass ich nicht
provoziere! - Ina Korter [GRÜNE]: Ich

auch nicht! - Unruhe - Glocke der
Präsidentin)

Astrid Vockert (CDU):

Ich werde mich bemühen, Frau Kollegin Helmhold.
- Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
glaube, es ist wichtig festzustellen, dass sich der
Übergang von den Sonntagsreden der SPD-ge-
führten und der teilweise rot-grünen Regierungen
in den Jahren 1990 bis 2003 zum Alltagshandeln
der CDU im Jahr 2003 gerade für den Kita-Bereich
ausgesprochen positiv ausgewirkt hat.

(Beifall bei der CDU)

Ich will durchaus noch einmal betonen, was Sie,
Frau Janssen-Kucz, eben schon erwähnt haben:
Es gab bis zum Jahre 2003 keinen Orientierungs-
plan als Richtlinie und somit keine Vorgabe mit
neuen wesentlichen inhaltlichen Elementen für den
gesamten Kita-Bereich. Dass jetzt ein Orientie-
rungsplan vorliegt, ist eine Leistung der CDU/FDP-
geführten Landesregierung.

(Walter Meinhold [SPD]: Wie bitte!
Was haben Sie gesagt?)

Bis zu diesem Zeitpunkt lag die Zuständigkeit im
Sozialministerium. Wir haben sie, weil frühkindliche
Bildung uns wichtig ist, ins Kultusministerium
überführt.

(Walter Meinhold [SPD]: Das ist die
entscheidende Leistung für die Kin-
der! - Gegenruf von Ulf Thiele [CDU]:
Das war der Anfang!)

Das ist eine Leistung der CDU/FDP-geführten
Landesregierung, die den Kindern zugute kommt.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

1993 wurde hier noch lebhaft über einen Erlass zur
Zusammenarbeit zwischen Kindertagesstätten und
Grundschulen diskutiert. Wir haben darum gestrit-
ten, dass wir endlich von der Theorie in die Phase
der praktischen Umsetzung kommen müssten und
dass hier etwas zu tun sei. Die SPD hat damals
gesagt: Es ist alles einfach genial. - Als im Jahr
2003 diese CDU/FDP-geführte Landesregierung
die Auseinandersetzung mit dieser Thematik vor-
geschlagen hat,

(Walter Meinhold [SPD]: Kommen Sie
mal zur Sache!)
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haben uns alle bestätigt, die praktische Umsetzung
laufe nur dort, wo die emotionale Schiene zwi-
schen der Erzieherin in der Kita und dem Schul-
leiter in der Grundschule funktioniere. Ansonsten
bestand der Erlass nur auf dem Papier und wurde
in der Praxis nicht umgesetzt. Auch das haben wir
entsprechend verändert.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir von der CDU haben uns mit dem Aspekt, dass
die frühkindliche Bildung wichtig ist, immer inhalt-
lich auseinander gesetzt. Diesen Aspekt teilen wir
jetzt alle gemeinsam. Das war für uns von der
CDU schon lange vor PISA so. Nachdem sich die
SPD vom PISA-Schock erholt hat, hat sie sich
dieser Thematik angenommen.

Herr Kollege Jüttner, ich kann nachvollziehen,
dass Sie auf einen Zwischenruf von Frau Körtner
erwidern, dass Sie nicht mehr über die Vergan-
genheit reden wollen. Ich rede auch ungerne über
die Vergangenheit, weil man mir ansonsten leicht
unterstellen könnte, dass ich den Blick in die Zu-
kunft - der ja viel wichtiger ist - verkenne. Dennoch
glaube ich, dass es ganz wichtig ist, sich auch
einmal mit der Vergangenheit auseinander zu set-
zen, um auf der einen Seite aus der Geschichte zu
lernen - sprich: im frühkindlichen Bereich muss
mehr getan werden - und auf der anderen Seite zu
prüfen, wie es vor dem Hintergrund von Aussagen
von Politikerinnen und Politikern um deren Glaub-
würdigkeit und der Ehrlichkeit bestellt ist.

Was hat denn die SPD 1990, als ich in den Land-
tag gekommen bin, versprochen? - Sie hat genau
das versprochen, was Sie jetzt mit Ihrem Gesetz-
entwurf einfordern.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Kirschner von der SPD hat damals immer
wieder betont: Wir fordern die 100-prozentige Per-
sonalkostenübernahme im Kita-Bereich. Wir set-
zen es um. - Was ist anschließend mit diesem
Gesetzentwurf geschehen?

(Zuruf von der CDU: Null!)

- Ich höre einen Zwischenruf: Null! - Ich würde eher
sagen: Minus. - Wenn man uns 100 % verspricht
und wir als Träger anschließend 20 % bekommen
- was in der Praxis unter dem Strich 16 % sind -,
dann ist dieses Versprechen definitiv gebrochen
worden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ihr früherer Ministerpräsident hat das auch sehr
deutlich zugegeben. Ich meine, es macht ihn
schätzenswert, dass er als Politiker auch einmal
zugibt, dass er etwas, was er versprochen hat, ge-
brochen hat.

Vor dem Hintergrund der Kommunalwahl wollen
Sie mit Ihrem Gesetzentwurf Populismus pur
betreiben, wie Sie das schon vor 1990 getan ha-
ben, und sagen Sie einfach „Wir finanzieren das“.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Was die Finanzierung angeht, haben Sie eben nur
die 37,7 Millionen Euro für 2007 genannt. Das aber
ist kein volles Jahr. Sie haben nicht über die Fol-
gefinanzierung gesprochen, die mindestens 90 Mil-
lionen Euro ausmachen würde. Wenn ich es in
Ihrer Pressemitteilung richtig gelesen habe, sagen
Sie, Herr Jüttner, dass Niedersachsen das Projekt
mit den Mehreinnahmen aus der Anhebung der
Mehrwertsteuer finanzieren könnte.

Im Anschluss daran haben Sie gesagt, dass wir
damit aufhören sollten, über Kosten zu reden, und
über den Nutzen reden sollten. Das zeigt die Un-
glaubwürdigkeit Ihrer Politik!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Mehreinnahmen, die möglicherweise vorhanden
sind, gleich wieder scheibchenweise zu verfrühstü-
cken, erinnert an die Jäger-90-Diskussion.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Damals sind diese Mittel ständig für welche Pro-
jekte auch immer verbraten worden ohne eine
solide Finanzierung. Herr Jüttner, Sie wissen als
Fraktionsvorsitzender sehr genau, dass das ohne
eine solide Finanzierung nicht leistbar ist. Deshalb
fordere ich bzw. fordern wir Sie auf: Legen Sie uns
ein solides Finanzierungskonzept vor! Dann wer-
den wir für die sofortige Umsetzung eines bei-
tragsfreien Kindergartenjahres Sorge tragen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sehr gut!)

Was einen möglichen Konsens, vielleicht auch in
Absprache mit Berlin angeht, so vergegenwärtigen
Sie sich doch einmal, was der Herr Kollege Struck
aus Ihrer Fraktion in Berlin gesagt hat. Er sagt,
dass er bis zur Jahreswende in Berlin die gesamte
Familienförderung durchforsten will, um die Kita-
Beiträge aus diesen Mitteln finanzieren zu können.
Wenn Sie jetzt sagen, dass das sehr gut sei, und



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 21. Juni 2006

10607

dies auch wissen, dann verstehe ich nicht - ich
gehe davon aus, dass die Kommunikation mit Ber-
lin funktioniert -, warum Sie heute diesen Antrag
einbringen. Denn wenn Herr Struck Erfolg hätte,
würde die Finanzierung in Berlin geregelt werden.
Das heißt, Sie bestätigen, dass das Populismus
pur ist

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Widerspruch bei der SPD)

und Sie vor dem Hintergrund der Kommunalwahl
einzig und allein darauf abzielen, sich hier als die
bildungsinnovative, im frühkindlichen Bereich en-
gagierte Partei darzustellen. Das ist nachweislich
aller Protokolle definitiv nicht der Fall.

Ich will Ihnen ein Letztes sagen: Wir sind uns hier
im Hause alle darin einig, dass ein beitragsfreies
Kindergartenjahr ein sehr wichtiges Signal zur
Darstellung einer familienfreundlichen Politik ist.

(Werner Buß [SPD]: Dann lasst uns
das doch machen!)

- Herr Buß, wenn Sie mir ein solides Finanzie-
rungskonzept vorlegen, dann setzen wir es um.

Herr Jüttner, Sie haben auch den sozialen Aspekt
angesprochen. Es gehört aber zur Wahrheit dazu
- auch das müssen Sie wissen -, dass bereits
heute bis zu 25 % aller Eltern von den Jugendhil-
feträgern aufgrund ihrer Einkommenssituation eine
Beitragsbefreiung gewährt wird.

(Christa Elsner-Solar [SPD]: Wir wis-
sen das!)

Das heißt, die Behauptung, die CDU kümmere sich
mal wieder nicht um die Geringverdienenden und
die sozial Schwachen, ist definitiv falsch.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es gibt Regelungen. Diese Regelungen müssen
Sie zur Kenntnis nehmen. - So weit zum Thema
„Soziales“.

Ich bin der Auffassung, dass Sie dieses Thema
heute als Wahlgeschenk und Populismus auf den
Weg bringen wollen. Wir sind der Auffassung, dass
zu dem beitragsfreien Kita-Jahr die inhaltliche
Qualität dazugehört. Ich habe schon gesagt, was
wir in diesem Bereich getan haben.

Nun zu dem letzten Punkt in dem Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen. Die Grünen fordern
darin verbindliche Bildungsstandards. Liebe Kolle-

gin Meta Janssen-Kucz, darüber habe ich mich
gewundert. Denn wir haben bei der Anhörung sehr
deutlich zu hören bekommen, was seitens der
Wissenschaftler und der Erzieherinnen und Erzie-
her gewünscht wird: keine verbindlichen Vorgaben,
die von oben bürokratisch verordnet werden und
nach denen alles nach Schema F umgesetzt wer-
den muss, sondern flexible Möglichkeiten.

Zum Thema „Ausbildung der Erzieherinnen und
Erzieher“ frage ich: Wer war es denn, der die Aus-
bildungs- und die Weiterbildungssituation der Er-
zieherinnen und Erzieher in diesem Lande verbes-
sert hat? - Von 1990 bis 2003 ist nichts gesche-
hen. Ab 2003 haben wir das entsprechend umge-
setzt. Das läuft insofern auf einem guten Weg.
Daran werden wir weiter arbeiten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Zu einer Kurzintervention erteile ich Frau Janssen-
Kucz das Wort. Bitte schön, Frau Janssen-Kucz!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe mich zu der Aufforderung von Frau Vockert
gemeldet, dass die Opposition endlich ein solides
Finanzierungskonzept vorlegen sollte. Wir haben
etwas vorgelegt. Die SPD hat in Ansätzen auch
etwas vorgelegt.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Nicht nur
sagen, was es kostet!)

Ich will noch auf etwas anderes hinweisen: Wer hat
eigentlich im Landtagswahlkampf 2003 verspro-
chen, dass es ein beitragsfreies Kita-Jahr gibt? -
Da ist bis heute nichts passiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben Ihnen im kalten Februar einen Antrag
vorgelegt, mit dem wir Sie aufgefordert haben,
dass doch bitte Sie ein Finanzierungskonzept vor-
legen; denn nach zwei Jahren Regierungsarbeit
kann man das wohl langsam erwarten.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wir haben im Februar den Antrag der Grünen an
die Ausschüsse überwiesen. Ich weiß aber nicht,
ob es Ihnen zu heiß geworden ist. Dieser Antrag
der Grünen ist nämlich bis zum heutigen Tag in der
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Versenkung verschwunden. Daher frage ich Sie
ernsthaft: Wollen Sie das Thema „Beitragsfreier
Kindergarten“ einfach aussitzen, um für die
nächste Landtagswahl noch einmal ein kleines
Leckerli zu haben? Das hätte ich gerne einmal
gewusst. Sie werfen der SPD vor, dass sie jetzt zur
Kommunalwahl blanken Populismus betreibe. Aber
das, was Sie hier machen, zieht sich richtig hin.
Sie machen vor jeder Wahl dieselbe Ankündigung,
und wann kommt endlich etwas?

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Zur Antwort auf die Kurzintervention erteile ich
Frau Vockert das Wort. Bitte!

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Zu sagen,
was es kostet, ist noch kein Finanzie-
rungskonzept!)

Astrid Vockert (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Im Konzept der SPD
steht eindeutig, was es kostet. Darin steht aber
nicht, wie es finanziert wird.

(Zurufe von der SPD: Doch!)

Im Antrag der Grünen, den ich mitgebracht habe,
steht, dass wir uns mit dem Ehegatten-Splitting,
mit der Individualbesteuerung usw. auseinander
setzen sollen. Das heißt, Sie fordern vom Land
etwas ein. Der Bund soll in irgend einer Form tätig
werden, um uns das Geld zu geben.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Das ist un-
solide!)

Wenn Sie so Finanzpolitik machen, dann werden
Sie auch weiterhin in diesem Land scheitern. Mit
uns ist das nicht zu machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächster Redner ist Hans-Werner Schwarz von
der FDP-Fraktion.

(Walter Meinhold [SPD]: Freiheit für
Kitas! Beitrittsfreiheit!)

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Das war Herr Plaue, glaube ich.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Nein, Herr
Meinhold war das!)

- Ach, Herr Meinhold.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Große Un-
terschiede gibt es da nicht! - Heiter-
keit)

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Jüttner, Sie sprechen von einem
Handlungsdefizit. Ich bin der Meinung, dass Frau
Vockert gerade ausführlich dargelegt hat, dass die
von CDU und FDP geführte Landesregierung in
den letzten drei Jahren viel mehr gemacht hat als
das, was bei Ihnen in den Jahren zuvor stattgefun-
den hat.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dieses Handlungsdefizit hätten Sie schon längst
aus dem Weg räumen können. Dann hätten wir es
heute nicht mehr.

Ich möchte Sie, Herr Jüttner, auch bitten, dass Sie
mit den Zahlen hier fair umgehen sollten. Ich ver-
weise darauf, dass bei uns in der Bundesrepublik
die Sollvorstellung der OECD, dass ca. 1 % des
Bruttoinlandsproduktes für den Bereich der Bil-
dungs- und Betreuungseinrichtungen für die Kinder
bis zum Schuleintritt investiert werden soll, in der
Tat nicht annähernd erreicht wird. Wir liegen bei
0,5 %. Das ist aber kein Niedersachsen-typisches
Problem, sondern dieses Problem betrifft die ge-
samte Bundesrepublik.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ändert
aber am Problem nichts!)

Erwecken Sie deshalb bitte nicht den Eindruck,
dass das allein hier in Niedersachsen ein Problem
sei. Darum bitte ich Sie herzlich. Da muss man
Ehrlichkeit an den Tag legen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist
wissenschaftlich gesichert, dass eine gute früh-
kindliche Bildung für möglichst alle Kinder gesell-
schaftlich bedeutsame Vorteile mit sich bringt:
selteneres Schulversagen, höhere und frühere
Bildungsabschlüsse, geringerer sonderpädagogi-
scher Förderungsbedarf, bessere Gesundheit und
Ernährung usw. Deshalb sagen wir als FDP: Ein
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beitragsfreies Kita-Jahr ist grundsätzlich eine gute
Idee, muss aber solide finanziert werden. Das ist
heute in der Tat nicht ganz einfach. Das wissen
Sie von der Opposition ganz genau.

Allerdings, Herr Jüttner, war vorgestern in der Bild
die Schlagzeile zu lesen: Jüttner fordert mehr Geld
für Kitas. - Im Text wurde es dann allerdings auf
den Punkt gebracht. Dort steht: Wie seine Forde-
rung finanziert werden soll, sagte Jüttner allerdings
nicht. - Am nächsten Tag stand dann dort - das
haben Sie offensichtlich schnell bemerkt -, dass
Sie das Ganze über die Mehrwertsteuer finanzie-
ren wollen, die dem Land Niedersachsen zufließen
wird. Ich möchte aber darauf verweisen, dass man
jeden Euro nur einmal ausgeben kann. Deshalb
kann man nicht alles, was uns zufließt, dafür
verbraten.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt!)

Es ist unumstritten, dass im frühkindlichen Alter die
Grundlagen gelegt werden können, die sowohl die
Chancengleichheit als auch den Lernerfolg der
Kinder insgesamt verbessern. Deswegen unter-
stützen wir die Suche nach einer geeigneten Fi-
nanzierung für ein beitragsfreies Kita-Jahr. Aller-
dings muss auch klar sein, dass das Jahr vor der
Schule beitragsfrei sein muss und nicht, wie von
der SPD gefordert, das erste Kita-Jahr. Sie haben
mittlerweile umgedacht und gesagt: Das stellen wir
frei; man soll sich aussuchen, ob das erste oder
das dritte Kita-Jahr beitragsfrei ist. - Nein, das Jahr
direkt vor der Schule muss es sein! Denn dann
kommen wir auch nicht in Schwierigkeiten.

(Beifall bei der FDP)

Die volkswirtschaftliche Kosten/Nutzen-Analyse
hat ja ergeben, dass 1 Euro Investition einen Out-
put von 4 Euro ergibt. Deshalb wäre es in der Tat
wichtig, dauerhaft eine Umverteilung der Bil-
dungsmittel vom tertiären Bereich in den Elemen-
tarbereich vorzunehmen. Wir müssen in Deutsch-
land, in Niedersachsen unsere Bildungsinvestitio-
nen vom Kopf auf die Füße stellen. Das heißt,
nebenbei bemerkt, auch, dass Sie endlich die Stu-
dienbeiträge akzeptieren sollten. Das würde ich
Ihnen ganz gerne auf die Fahnen schreiben.

Die Kommunen werden ein beitragsfreies Kita-Jahr
nicht allein finanzieren können.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Das DIW in Berlin kommt gar zu dem Schluss,
dass sich die Kinderbetreuung unter rein fiskali-
schen Gesichtspunkten für die Kommunen nicht
lohnt, da der weitaus größte Teil der induzierten
Steuereinnahmen in die Kassen der Länder und
des Bundes bzw. der Sozialversicherungsträger
fließt. Natürlich haben die Kommunen insgesamt
ein großes Interesse an Kinderbetreuung; denn
das macht sich als Standortfaktor bei jungen Fami-
lien sehr deutlich bemerkbar.

In Niedersachsen haben wir gerade das Konnexi-
tätsprinzip eingeführt. Das heißt, jede Ebene ist für
ihre Beschlüsse finanziell selbst verantwortlich. Sie
von den Grünen fordern in Ihrer Pressemitteilung
vom letzten Freitag, dieses Kita-Jahr durch die
Abschaffung des Ehegattensplittings zu finanzie-
ren. Sie machen sich immerhin über die Finanzie-
rung Gedanken. Ihr Einfluss auf diese Bundesmit-
tel ist allerdings sehr gering, wenn überhaupt vor-
handen. Diese Mittel sind genauso wie die Mehr-
wertsteuer auf Bundesebene bereits mehrfach
verplant. Ein bisschen mehr Realismus wäre an
dieser Stelle hilfreich.

Bei den Landesmitteln wird es insgesamt schwie-
rig. Das wissen Sie. Wir erinnern daran, dass die
Regierung Schröder seinerzeit das Vorschulange-
bot aus Kostengründen abgeschafft hat. Gleiches
gilt im Übrigen für das Modellprojekt der Eingangs-
stufe in Grundschulen, das aus Kostengründen
trotz des pädagogischen Erfolgs nicht weiterge-
führt wurde.

Wir würden uns freuen, wenn unsere Landesregie-
rung die wichtige frühkindliche Bildung in ihre
Haushaltsberatungen mit einbezieht. Wenn sich für
das Land eine Finanzierungsmöglichkeit für das
beitragsfreie dritte Kita-Jahr abzeichnet, unterstüt-
zen wir das gerne als konsequente Forderung im
Hinblick auf unseren politischen Schwerpunkt im
Bereich der Bildung. Wenn wir es dann schaffen,
dieses dritte Kita-Jahr kostenfrei anzubieten, ha-
ben wir mittelfristig nichts dagegen, die Beitrags-
freiheit nach und nach auf die restliche frühkindli-
che Betreuung zu erweitern und auch einen
Rechtsanspruch auf einen Krippenplatz festzule-
gen. Bis dahin haben wir aber noch einen sehr
weiten Weg vor uns.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Zu einer Kurzintervention hat sich der Kollege
Voigtländer gemeldet. - Er zieht zurück. Dann er-
teile ich dem Kollegen Jüttner das Wort.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schwarz, unter Fachleuten ist es sehr strittig, ob
vernünftigerweise das erste oder das dritte Kita-
Jahr beitragsfrei sein sollte. Das war für uns die
Veranlassung, das den Kommunen freizustellen,
auch um kommunale Politik nicht zu konterkarie-
ren. Ich glaube, das ist eine kluge Vorgehenswei-
se.

(Beifall bei der SPD)

Sie fragen nach der Finanzierung. Ich möchte Ih-
nen die Zahlen aus dem Finanzministerium von
Herrn Möllring nennen: Im Jahr 2007 wird es
Mehreinnahmen des Landes aus Bundesmitteln in
Höhe von 628 Millionen Euro geben. Davon neh-
men wir 37,5 Millionen Euro. Das ist wenig. Das ist
der erste Schritt. Priorität für uns hat die Bildung.

(Beifall bei der SPD)

Im Jahr 2008 werden die Mehreinnahmen nach
der neuen Steuerschätzung des MF 712 Millionen
Euro betragen. Davon nehmen wir für das bei-
tragsfreie Kita-Jahr 90 Millionen Euro. Wir werden
uns vorbehalten, im Jahr 2008 noch weitere
Schwerpunkte im bildungspolitischen Bereich zu
setzen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat sich noch einmal die Kollegin Janssen-
Kucz zu Wort gemeldet. Frau Kollegin, Sie haben
noch eine Redezeit von 2:43 Minuten. Bitte schön!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
möchte noch ein paar Sätze zu dem Gesetzent-
wurf der SPD-Fraktion sagen. Ich finde, dieser
Gesetzentwurf ist ein legitimer Aufschlag. Aber ich
halte ihn für nicht praktikabel. Stellen Sie sich doch
einmal vor, in der Kommune A ist das dritte Kita-
Jahr und in der Kommune B das erste Kita-Jahr
kostenfrei und die Eltern haben die Wahlfreiheit.
Dann suchen sich doch die Eltern die Kindertages-

stätte aus, die gerade kostenfrei ist. Dann kann ich
sogar zwei Jahre mitnehmen.

(Unruhe bei der SPD)

Liebe SPD, mit Ihrem Vorschlag öffnen Sie dem
Kita-Tourismus Tür und Tor, und Sie sorgen für
noch mehr Unruhe im elementaren Bildungsbe-
reich.

(Beifall bei der CDU)

Ziel ist es doch, gleiche Bildungschancen für alle
zu erreichen. Deshalb ist ein verbindliches kosten-
freies Kita-Jahr nur im dritten Jahr sinnvoll. Dar-
über streiten die Fachleute auch nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
FDP)

Denken Sie einmal darüber nach! Mit Ihrem Antrag
zerstören Sie den Konsens, den wir mit Herrn Bu-
semann haben. Er hat im Februar gesagt: Ich un-
terstütze im Kern die Forderung nach Beitragsfrei-
heit im dritten Kindertagesstättenjahr. - Lassen Sie
uns diesen Konsens weiter vorantreiben und hören
Sie endlich auf, auf diesem Kern herumzukauen,
sondern lassen Sie uns gemeinsam einen Kern
pflanzen, damit das Bäumchen anfangen kann zu
wachsen!

Ich meine, es besteht in der Tat Übereinstimmung,
dass der Bildungsauftrag in den Kindertagesstät-
ten gestärkt werden soll.

(Astrid Vockert [CDU]: Durch unsere
Initiative!)

- Darin stimmen wir überein, liebe Frau Vockert. -
Das Paket, das wir vorgelegt haben, beinhaltet
alles: frühkindliche Bildung, höhere Bildungsquali-
tät, mehr Plätze für Kinder unter drei Jahren. Wir
haben ein Komplettpaket vorgelegt und betreiben
nicht Flickschusterei.

Meine Damen und Herren, wir alle gemeinsam
- das ist hier noch einmal deutlich geworden - wol-
len für ein familien- und kinderfreundliches Nieder-
sachsen streiten. Das können wir nur, wenn die
Flickschusterei ein Ende hat, wenn wir ein Kom-
plettpaket verabschieden, auf den Weg bringen
und endlich auf allen Ebenen eine gemeinsame
Kraftanstrengung unternehmen. Ich habe in mei-
nem ersten Wortbeitrag sehr deutlich gemacht,
dass wir als grüne Fraktion keine Ebene aus der
Verantwortung entlassen möchten, wenn es um
die frühkindliche Bildung geht. Der Bund ist gefor-
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dert - auch Frau Dr. von der Leyen mit ihren Sprü-
chen und Zitaten, die ich lobe -, die Landesebene
ist gefordert, - - -

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Und Sie sind aufgefordert, jetzt zum Schluss zu
kommen.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

- - - aber auch die Kommunen sind gefordert, die
im Moment noch einen großen Batzen alleine tra-
gen und auch bereit sind, weitere Schritte zu ge-
hen. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Für die Landesregierung erteile ich jetzt Herrn
Minister Busemann das Wort.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
befassen uns hier mit einem sehr wichtigen The-
ma. Ich meine, wir haben in weiten Gebieten
- auch, was Bausteine des Konzepts anbelangt -
sogar eine breite Übereinstimmung. Aber ich habe
den Eindruck, es wird jemand gesucht, der das
Ganze bezahlt.

(Walter Meinhold [SPD]: Das ist im-
mer so!)

Das soll im politischen Leben ja vorkommen - Herr
Meinhold, Sie kennen das Thema natürlich auch;
Sie sind ja auch in den lokalen Parlamenten ver-
treten -, und das ist manchmal gar nicht einfach.

Trotzdem, Herr Kollege Jüttner, man muss schon
starke Nerven oder vielleicht auch eine gewisse
Amnesiefähigkeit mitbringen, um solche Reden zu
halten, wie Sie sie hier gehalten haben.

(Beifall bei der CDU)

Ich darf in Erinnerung rufen: Es soll ja im Lande
Niedersachsen im Jahre 1990 eine Grundsatzaus-
einandersetzung und eine Entscheidung des
Wählers gegeben haben. Seinerzeit wurde unter
Beschreibung des unbestreitbaren Bedarfs gesagt,
die Landesregierung werde ab sofort bzw. in Kürze
zu 100 % Mittel für die Personalkosten im Kinder-
tagesstättenwesen zur Verfügung stellen. Wir sind
jetzt bei knapp 20 % angekommen. Das entspricht

zurzeit 160 Millionen Euro. Würden wir 100 % lie-
fern müssen, wären das ca. 800 Millionen Euro.
Wenn das damals so klar war, warum haben Sie
das in 13 Regierungsjahren nicht hinbekommen?
Warum müssen wir heute überhaupt darüber re-
den?

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist erst drei Jahre her, dass Sie und Ihre Freun-
de abgetreten sind. Das möchte ich auch in Erin-
nerung rufen.

(Zuruf von Christa Elsner-Solar [SPD])

- Der Wähler hat so entschieden.

Auch hinsichtlich der Notwendigkeit der frühkindli-
chen Bildung haben wir eigentlich keinen Streit.
Man kann lange über PISA nachdenken: Das ist
ein Vorwurf an ganz Deutschland - von mir aus
auch an Niedersachsen -, an die komplette Politik,
egal, wer wo mit welchem Parteibuch regiert hat.
Wir haben die frühkindliche Bildung vernachlässigt.
Wenn Sie so wollen, ist das Fundament für den
weiteren schulischen Weg unserer Kinder ver-
nachlässigt worden. Daran müssen wir arbeiten;
das ist völlig klar.

Ich sage dann auch einem alten 68-er: 30 Jahre
lang durften wir offenbar nicht das wissen, was wir
heute wieder wissen und was Sie heute auch vor-
getragen haben: Kinder sind wissbegierig, können
sozusagen spielerisch lernen, können bilingual
ausgebildet werden usw. Über Jahrzehnte wurde
das doch vernachlässigt. Manche Dinge durften ja
gar nicht angepackt werden.

(Beifall bei der CDU - Ursula Helm-
hold [GRÜNE]: Das passt doch nicht!)

Das einmal vorweg, meine Damen und Herren.
Man muss das Thema, so schwierig es auch ist
- am Ende geht es immer ums Geld -, in aller Ruhe
miteinander sortieren und gucken, an welchem
Punkt wir sind und welche Möglichkeiten sich e-
ventuell auftun.

Bei aller Übereinstimmung in der großen Linie
möchte ich hier noch einmal ausdrücklich deutlich
machen: Diese Landesregierung hat immerhin vor
drei Jahren etwas getan, was die Regierungen
davor 13 Jahre lang nicht getan haben. Wir haben
etwas strukturell sehr Wichtiges getan, nämlich die
Zuständigkeit für das Kindertagesstättenwesen an
das Kultusministerium übergeben. Das hätte man
eher machen sollen.
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(Beifall bei der CDU)

Frau Janssen-Kucz, auch besten Dank für das
Lob. Wir haben es gemeinsam mit allen Trägern
der über 4 000 Kitas im Lande Niedersachsen
erreicht, einen umsetzungsfähigen Orientierungs-
plan - nicht nur 500 Seiten Literatur - für Bildung
und Erziehung im Elementarbereich zu kreieren,
der auch tatsächlich umgesetzt wird. Das ist je-
denfalls mein Eindruck. Man muss bei der Umset-
zung nicht immer Druck von oben erzeugen; die
Kitas scheinen das ja zu verinnerlichen.

Zur Rechtslage: Die Kitas - das ist eine gute Sa-
che - stehen in der Regel in freier Trägerschaft. Da
können wir nicht mit dem landesgesetzlichen
Knüppel kommen und sagen: Ihr müsst das oder
das tun. - Der Konsens, den wir gefunden haben,
ist, glaube ich, genau das richtige Mittel.

Ich möchte auch darum bitten, einmal ins Schulge-
setz zu schauen. Es wird zu Recht angesprochen,
dass wir eine bessere Kooperation zwischen Kitas
und Grundschulen erreichen müssen. Hier hat sich
in den letzten Jahren deutlich etwas verändert.
Das ist auch im Schulgesetz so angelegt. Kitas
und Grundschulen verinnerlichen das und sind,
wie ich finde, durchaus konstruktiv und erfolgreich
dabei.

Weiter will ich einen Komplex ansprechen, der gar
nicht hoch genug eingeschätzt werden kann.
Schon im sozialdemokratischen Schulgesetz des
Jahres 2002 war die Sprachförderung angelegt.
Aber Sie wissen ja, welcher Vorhalt jetzt kommt,
Herr Jüttner: Sie haben leider vergessen, die not-
wendigen Etatmittel dafür zu organisieren.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist doch
falsch! Das ist doch Unfug!)

Das mussten wir dann machen. Ich finde, die
Sprachförderung über das gesamte vorschulische
Jahr, die wir mittlerweile mit allen Beteiligten zu-
stande gebracht haben, kann sich sehen lassen.
Im Elementarbereich funktioniert das auf der Basis
lokaler Konzepte, insbesondere auch für die unter
Fünfjährigen. Dann stehen Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren bereit. Der gesamte Komplex
Sprachförderung reicht bis in die Grundschule
hinein. Da findet ja etwas statt. Es ist ja nicht so,
dass da nichts stattfindet. Das war eine Mehraus-
gabe von 20 Millionen Euro. Das könnten Sie bei
dieser Gelegenheit ruhig einmal loben! Denn vor-
her war das nicht der Fall, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ganz wichtig für die Kitas ebenso wie für die
Grundschulen ist die individuelle Lernentwicklung
mit höchst unbürokratischer Dokumentation.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Minister Busemann, halten Sie bitte einen
Moment inne, bis es etwas ruhiger geworden ist. -
Bitte!

Bernhard Busemann, Kultusminister:

An der individuellen Förderung auch im Kita-
Bereich sind wir dran. Uns wird ja von Erziehern
und Lehrern gesagt, wie stressig das alles sei.
Daher wäre ich dankbar, wenn wir auch die Unter-
stützung der Opposition hätten, wenn wir das alles
schrittweise umsetzen. Es wäre auch auf der lo-
kalen Ebene durchaus hilfreich, wenn Sie dann
sagen würden: Ja, das muss so sein; das ist rich-
tig; das hat seinen Sinn.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir haben also einiges
auf den Weg gebracht. Nun stellt sich die Frage:
Wie kommen wir weiter? - Dabei stellt sich die
wichtige Frage: Können wir die Eltern von den
Beiträgen - von der wirtschaftlichen Belastung -
befreien? Das ist ein wichtiger Baustein in dem
großen Konzept. Da gibt es gar keinen gewaltigen
Gegensatz. Aber man muss prüfen, wie man das
erreichen kann.

Man muss sich auch über ein paar Kernfragen
einig sein. Es gibt die große Auseinandersetzung
- wenn man schon damit beginnt und wahrschein-
lich nur einen Jahrgang finanzieren kann -, welcher
Jahrgang finanziert werden soll. Ich glaube, dabei
sind wir uns mit den Grünen ausgesprochen einig.
Wenn auch ein bildungspolitischer Auftrag einbe-
zogen werden soll, dann kann es nur um den drit-
ten Kita-Jahrgang gehen, also um den Jahrgang,
der der Einschulung vorausgeht. Alles andere
muss man, glaube ich, am Ende verwerfen und ist
nicht so vernünftig - auch mit Blick auf die Kosten-
frage.

Wenn man sich für die Finanzierung des ersten
Jahrgangs entscheidet, dann steckt vielleicht die
Überlegung dahinter, die Eltern, die ihre Kinder
bislang noch nicht in die Kita geschickt haben,
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schon ab dem ersten Jahr einzubinden. Das wäre
sozusagen ein Klebeeffekt: wenn die Kinder auch
im zweiten und dritten Jahrgang in der Kita blei-
ben, dann hat man auch sein Ziel erreicht.

(Vizepräsidentin Silva Seeler über-
nimmt den Vorsitz)

Ich darf Sie daran erinnern, Herr Meinhold: Als es
um das Essensgeld in der Stadt Hannover ging,
haben die Eltern schon bei dem Betrag von
30 Euro gesagt, dass sie sich nicht mehr beteili-
gen. Was nützt es also - Meta Janssen-Kucz hat
es ja beschrieben -, wenn der erste Jahrgang
kostenfrei ist, aber der zweite und dritte nicht?
Dann springen die Eltern bzw. Kinder hin und her
oder springen insgesamt ab. Dann würde das not-
wendige Ziel nicht erreicht.

Das Ganze steht natürlich unter einem Finanzie-
rungsvorbehalt. Das haben wir immer gesagt. Das
hat auch der Oppositionspolitiker Busemann ge-
sagt. Das steht auch im Regierungsprogramm. Wir
wissen schon, wo wir hinwollen, aber das Ganze
muss auch finanzierbar sein. Nur mit pauschalen
Luftbuchungen - wir geben mal eben 80 oder
90 Millionen Euro aus; das Ganze wird schon ir-
gendwie gut gehen - kann man dieser ernsten
Thematik nicht gerecht werden.

Den Grünen sage ich: Sie haben ein tolles Kon-
zept; Sie wollen hier mit uns über 800 Millionen
Euro für Ganztagsbetreuung ab dem ersten Jahr-
gang abseits des Bundesrechts verhandeln. Dies
mag zwar der Leidenschaft geschuldet sein, aber
wie wollen wir eine solche Landesverpflichtung
miteinander hinbekommen? Da verhebt man sich
und vergreift sich in den Tasten. Solche Ziele hö-
ren sich vielleicht in manchen Debatten gut an;
wollen wir jedoch Realpolitik betreiben, dann wer-
den wir auf vernünftigem Wege nicht dahin gelan-
gen.

In diesem Zusammenhang sage ich der Sozialde-
mokratie, dass es schwer genug ist, für eine solche
Aufgabe Beträge von 70, 80 oder 90 Millionen
Euro zu organisieren.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein, keine Zwischenfrage. - Das Land Nieder-
sachsen ist immer noch dramatisch verschuldet.

Alles, was wir machen, kommt auch bei jetzt ver-
besserten Steuereinnahmen immer noch nicht aus
der Neuverschuldung heraus. Jeden Tag schiebt
der Finanzminister 7 Millionen Euro für Zins- und
Tilgungsleistungen an die Banken; an den Schul-
den haben wir alle unsere Urheberrechte. Jeden
Tag könnte ich sieben neue Kitas oder eine schi-
cke neue Schule bauen, wenn das Land diese
Schulden nicht bedienen müsste. Also muss man
sich ein bisschen zusammenreißen, bevor man
sagt, man könne alles Mögliche von heute auf
morgen finanzieren, alles sei machbar.

Ich habe mir Ihr Konzept genau angesehen, Herr
Jüttner. Bildungsfinanzierung ist ein Gesamtkom-
plex, da Kita auch mit Schule zusammenhängt.
Deswegen muss man genau hinsehen, wenn je-
mand ein Finanzierungsmodell vorlegt. - Sie sind
einverstanden, dass ich dies hier noch vortrage. Es
geht darum, wie es in Gänze gehandelt werden
soll und wohin uns das insgesamt führen wird.

Nun haben Sie entdeckt, dass die Mehrwertsteu-
ererhöhung richtig Knete bringen wird. Gegen 2 %
sein, bei 3 % mitstimmen und beim Ausgeben erst
recht vorne dabei sein, das ist eine wunderbare
Geschichte.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Das verschafft dann genau die lockere Hand, die
wir euch schon immer gönnen wollten.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Was macht
ihr? Nicht mitstimmen, aber ausge-
ben, das ist eure Alternative!)

- Ich weiß ja nicht, ob Sie Herr Duin im nächsten
Wahlkampf nicht ganz gefährlich aufs Glatteis
führen wird. Daher will ich Ihnen jetzt ein bisschen
helfen und Sie im Hinblick auf die Landespolitik
rechnen lehren. Auch die Landespartei schwankt
bei Ihnen manchmal zwischen dem Jahrgang 2007
und dem Jahrgang 2008. Ein angeknabberter
Jahrgang rechnet sich ja auch leichter als ein
komplettes Haushaltsjahr. Das merken die Leute
nicht immer.

Wenn ich mir Ihr Zahlenwerk anschaue - ich habe
es mir in Ruhe beguckt -, dann stelle ich fest, dass
Sie für 2008 - das deckt sich in etwa mit den eben
von Ihnen genannten Zahlen - davon ausgehen,
dass die Länder durch mehr Bundeszuweisungen,
Steuermehreinnahmen, Abbau von Steuerver-
günstigungen, Bekämpfung von Steuermissbrauch
sowie eigene Mehreinnahmen 9,7 Milliarden Euro
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mehr haben werden. Nach dem Königsteiner
Schlüssel wird Niedersachsen daran einen Anteil
von rund 974 Millionen Euro haben.

Davon haben Sie den kommunalen Finanzaus-
gleich abgezogen. Damit waren Sie bei 828 Mil-
lionen Euro.

Dann haben Sie gesagt, über einen weiteren Fi-
nanzausgleich müsse noch etwas an die Kommu-
nen gehen, außerdem mache sich ein bisschen
Abbezahlen von Schulden in diesen Zeiten nicht
schlecht. Aus diesen Gründen haben Sie weitere
250 Millionen herausgenommen. Siehe da, spä-
testens 2008 wird die SPD 398 Millionen Euro an
frischem Geld in der Schatulle haben, um damit
Gutes zu tun.

Gutes wollen Sie zunächst im Bereich des Kinder-
tagesstättenwesens tun. Im Hinblick auf die Bau-
steine liegen wir nicht weit auseinander. Trotzdem
muss ich es jetzt zum Besten geben. Sie kalkulie-
ren die Kostenfreiheit des ersten Kindergartenjahr-
gangs mit 71 Millionen Euro. Beim dritten Jahrgang
kommen Sie eher auf 90 Millionen Euro.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Stimmt!)

Wenn Sie ein Wahlrecht einführen, dann wissen
Sie nicht, wofür sich die Menschen entscheiden,
wodurch Sie ein Kalkulationsproblem bekommen.
Vielleicht liegen Sie ja mit 80 Millionen Euro in der
Mitte; nehmen wir die Zahl einmal so hin. Sie wol-
len bedarfsdeckend Integrationsgruppen in den
Kindertagesstätten einrichten; das kostet in Ihrer
Rechnung 4 Millionen Euro, was nicht so weit von
der Realität entfernt ist.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Busemann, ich mache Sie darauf aufmerk-
sam, dass Sie die verabredete Redezeit um 150 %
überzogen haben.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Ich bitte um Nachsicht, Frau Präsidentin. Ich ver-
suche, es jetzt auf den Punkt zu bringen.

Die SPD will die Sprachförderung in den Kinder-
gärten verstärken.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sehr gut!)

- Ja, sehr gut! Aber noch im Dezember haben Sie
die 5 Millionen Euro, die der Minister Ihnen vorge-
schlagen hat, für nicht gut gehalten und 2 Millionen

plus beantragt. Wir haben 1 Million plus gegeben.
Jetzt haben Sie vor, 4 Millionen plus in den Haus-
halt einzustellen. Dann gehen Sie mit zwei Stichta-
gen usw. in die flexible Eingangsphase an den
Grundschulen. Dies macht ein Jahresvolumen von
153 Millionen Euro aus. Wir befinden uns auch auf
diesem Wege. Aber dies kostet Lehrerstellen; das
können Sie nicht in einem Schritt machen. Weil Sie
selbst gemerkt haben, dass 153 Millionen Euro ein
bisschen viel sind, arbeiten Sie mit fünf Zwölfteln
und schreiben 74 Millionen Euro in die Kalkulation.
50 Familienzentren wollen Sie einrichten. Dies
halte ich für eine gute Sache. Im Übrigen kam es
mir bekannt vor; ich glaube, der Politiker Buse-
mann hatte vor längerer Zeit auch schon einmal
ein solches Papier geschrieben. Deswegen kann
ich auch nichts dagegen haben. Es ist eine gute
Idee, an deren Umsetzung alle fleißig arbeiten.

Des Weiteren fordern Sie die Abschaffung der
Studiengebühren und den Ersatz der Einnahme-
verluste der Hochschulen durch das Land. Dies
kalkulieren Sie mit 50 Millionen Euro. Zurzeit er-
wirtschaften wir über die Studiengebühren - wenn
ich mich irren sollte, müsste mich der Wissen-
schaftsminister korrigieren - einen dreistelligen
Millionenbetrag für die Universitäten und Hoch-
schulen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: 100! - Mi-
nister Lutz Stratmann: 127!)

- 127 Millionen Euro. Sie wollen den Hochschulen
alles wegnehmen und ihnen nur noch 50 Millionen
Euro wiedergeben. So lese ich es.

Nun geht es richtig los: Durch diese nobelpreisver-
dächtige chemische Glanzleistung hat die Sozial-
demokratie - es geht ja um Bildungsfinanzierung
insgesamt - für das tolle Projekt Gemeinsame
Schule noch 42 Millionen Euro über. Was kostet
die Gemeinsame Schule? Wir haben es einmal
ausgerechnet. Sollte sie vierzügig werden, wie es
Herr Gabriel einmal ausgerechnet hatte, dann
müssen im Lande Niedersachsen 3 059 Klassen-
räume plus Fachräume plus Verwaltungskapazi-
täten aufgebaut werden, und zwar natürlich von
den Kommunen.

(Lebhafte Zurufe von der SPD)

Das heißt, aus den 42 Millionen Euro will die SPD
die erste Milliarde bezahlen, weil die Kommunen
verlangen werden, dass das Land wegen des
Konnexitätsprinzips das Geld rüberschiebt.
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(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ist hier
Plauderstunde oder was?)

- Das ist ganz ernst; ich nehme gerade ihr Partei-
programm auseinander.

(Beifall bei der CDU - Lachen bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Busemann - - -

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Ich will Sie nur davor warnen, dass der Kollege
Duin Sie auf ein Himmelfahrtskommando schickt.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Busemann, ich rede jetzt! Sie haben erstens
die Redezeit um 200 % überzogen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Frau Präsi-
dentin, was soll das denn? Wir wissen
doch, dass er überzieht!)

Zweitens reden wir hier nicht über das Programm
der SPD, sondern über ein Kindertagesstättenge-
setz. Ich bitte Sie, zum Thema zu sprechen.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Das ist ja unerhört hier!)

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Bei aller Zurückhaltung, das Landesprogramm der
SPD hat doch immer landespolitische Bedeutung.

Herr Kollege Wulf (Oldenburg), Sie machen große
Schlagzeilen mit dem Vorschlag, die Klassenober-
grenze demnächst auf 24 Schüler festzulegen.
Das haben wir auch ausgerechnet.

(Widerspruch bei der SPD)

- Wir reden über Finanzierung von Bildung, Frau
Müller. Das tut ein bisschen weh; ich weiß es wohl.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein, keine Zwischenfrage; es soll ja schnell ge-
hen.

24 Kinder pro Klasse bedeutet - halten Sie sich
alle fest -, dass 4 657 Klassen zusätzlich neu zu
bilden sind, wofür 6 000 neue Lehrerinnen und
Lehrer einzustellen sind. Dies bedeutet allein
270 Millionen Euro an neuen Personalkosten per
anno.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Genau so ist
es!)

Der letzte Leckerbissen: Wenn Sie dann Gemein-
same Schule machen, müssen Sie auch eine ge-
meinsame Arbeitszeit für Lehrerinnen und Lehrer
beschreiben. Nehmen wir, um es zu vereinfachen,
einmal die Arbeitszeit der Lehrkräfte an den IGS,
die 24,5 Wochenstunden beträgt. Dann müssen
Sie noch einmal 2 000 Lehrer einstellen, was wei-
tere 90 Millionen Euro bedeutet. - An alledem mer-
ken Sie, dass Ihre Finanzierungskonzepte hinten
und vorne nicht passen.

(Beifall bei der CDU)

Dann kann ich bei Ihnen auch keine seriöse Fi-
nanzierung des dritten Kita-Jahrgangs finden.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ach, das
war die Begründung!)

- Irgendwo muss die Sache auch wieder rund wer-
den, damit man merkt, was Sie im Grunde ge-
nommen der Öffentlichkeit verkaufen wollen. So
dumm sind die Bürger ja auch nicht.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, wir werden bei diesem
Thema schrittweise vorgehen und unser Vorgehen
mit den Kommunen besprechen. Auch die Einspei-
sung einer eventuellen Beitragsbefreiung muss
technisch genau bedacht werden. Sie muss mit der
Bundesgesetzgebung und den Steuerabschrei-
bungsregeln korrespondieren; Elternbeiträge wir-
ken ja auch eventuell steuermindernd. Wir werden
uns nicht schwer tun, die Schritte für das richtige
Modell zu beschreiben. Aber es bleibt der Finan-
zierungsvorbehalt. Das ist in Niedersachsen Jahr
für Jahr eine schwierige Angelegenheit. Wir tun
unser Bestes, um gleichwohl der Sache näher zu
treten. - Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nachdem der Minister statt viereinhalb Minuten 16
Minuten geredet hat, erteile ich den Fraktionen
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zusätzliche Redezeit: den großen Fraktionen je
fünf Minuten und den kleinen Fraktionen je vier
Minuten.

Es hat sich Herr Voigtländer von der SPD-Fraktion
zu Wort gemeldet. - Herr Voigtländer, Sie haben
das Wort.

Jacques Voigtländer (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Minister, wenn Sie die doppelte Redezeit brau-
chen, dann wissen Sie, warum: vertuschen, ver-
träumen, verschwafeln. Sie haben über alles gere-
det, bloß nicht über die Gesetzesinitiative der SPD.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, ich möchte Ihr geschichtliches Be-
wusstsein gern noch einmal etwas erhellen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: 1990!)

Sie können sich vielleicht noch daran erinnern, wer
inzwischen seit fast zwei Jahrzehnten das Recht
auf einen Kindergartenplatz ablehnt. - Es ist Ihre
Fraktion gewesen, die den Eltern, vor allem aber
den Kindern bis weit in die 90er-Jahre hinein das
Recht auf einen Kindergartenplatz abgesprochen
hat.

(Beifall bei der SPD)

In diesem Landtag - so lange ich ihn bisher erle-
ben durfte - haben folgende Politiker - häufig vor
der Wahl bzw. nach der Wahl - etwas zum bei-
tragsfreien Kita-Jahr ausgeführt - im Sinne von
Bestätigung, Versprechen -: Frau Vockert, Frau
von der Leyen, Herr Busemann, jetzt Herr Schwarz
und Herr Möllring. - Ich habe beim vorletzten Ple-
num zitiert, dass selbst Sie, Herr Möllring, ein Fi-
nanzierungskonzept aufgestellt haben. Man sagt,
dass man es will, und dann führt man es einfach
durch. Das ist ein Finanzierungskonzept à la Möll-
ring.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Es ist besser, man hat gar kein
Geld, so wie ihr, und gibt es aus!)

Was bleibt? - Es bleibt eigentlich nur der Zeitpunkt,
den Sie bestimmen möchten. Sie möchten festle-
gen, wann das Ganze passiert. Ich vermute, es
wird schon im nächsten Monat der Fall sein; denn
danach wird es für Sie nicht mehr so reizvoll sein.
Warum bekennen Sie sich nicht schon heute dazu,

also zu einem Zeitpunkt, der richtig ist? - Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Das war nichts, was uns heute
weitergebracht hätte!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächste Rednerin ist Frau Janssen-Kucz.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
bleiben heute wieder bei der Vergangenheitsbe-
wältigung stehen: Wer hat wann was gemacht
bzw. nicht gemacht? Das geht inzwischen seit 15
Jahren so. Ich habe von einer gemeinsamen
Kraftanstrengung der unterschiedlichen Ebenen
gesprochen. Das ist das, was jetzt ansteht. Was
jetzt aber nicht ansteht, ist das, was Herr Buse-
mann eben gebracht hat. Das war quer durch den
Garten. Wenn wir beim Schuldeutsch bleiben,
heißt das: Thema verfehlt! Setzen! Sechs!

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Herr Busemann, ich komme jetzt noch einmal auf
den Februar, auf unseren Antrag zurück. Als wir
damals sofort abstimmen wollten, haben Sie ge-
sagt: Wir haben noch vier oder fünf offene Fragen.
Eine dieser Fragen lautete: In welchem Kita-
Jahrgang beginnt die Kostenfreiheit? - Diese Frage
haben Sie heute, glaube ich, klar beantwortet: Das
letzte Kita-Jahr wird kostenfrei sein.

Dann haben Sie gesagt, Sie müssten noch klären,
welche bildungspolitischen Maßnahmen neben der
Sprachförderung im letzten Kita-Jahr notwendig
seien. - Da haben wir Ihnen heute mit unserem
Antrag auf die Sprünge geholfen. Dieser Punkt
könnte also auch abgearbeitet sein.

Die nächste Frage war: Wie hoch ist das Beitrags-
volumen für das dritte Kita-Jahr, und wie soll den
Trägern dieses Geld vom Land erstattet werden,
um den Eltern die Beitragsfreiheit zu ermöglichen?
- Die Summe kennen wir: 80 Millionen Euro. Diese
Summe taucht überall auf; dem hat niemand wi-
dersprochen. Wieso kann man jetzt nicht anfan-
gen, sich Gedanken darüber zu machen, wie die
Erstattung funktionieren soll?

Viertens hat Herr Busemann gesagt, dass mit den
kommunalen Spitzenverbänden und den Trägern
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der Kitas noch inhaltliche und technische Fragen
geklärt werden sollten. - Ich weiß nicht, was er nun
gemacht hat. Inzwischen haben wir 14 Wochen
lang nichts gehört. Der Antrag wurde nicht beraten.
Ich hatte eigentlich erwartet, dass Herr Busemann
die Fragen vom Februar heute beantwortet.

Herr Busemann, wir als Opposition haben Ihnen
Zeit genug eingeräumt, damit Sie Ihre Hausarbei-
ten machen können. Sie haben ein großes Haus.
Bis heute haben Sie aber nichts vorgelegt, außer
diesem Wahnsinnsbeitrag von eben. Dazu kann
ich nur noch einmal sagen: Setzen! Sechs, Herr
Busemann! Wiederholen Sie bitte! Neue Vorlage! -
Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Auch die CDU-Fraktion hat zusätzliche Redezeit
beantragt. Herr McAllister, Sie haben das Wort.

David McAllister (CDU):

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ich möchte die zusätzliche
Redezeit nutzen, um zwei Anmerkungen zu ma-
chen, die eine in Richtung Frau Janssen-Kucz, die
andere in Richtung Herrn Jüttner.

Frau Janssen-Kucz, erlauben Sie mir vorab eine
persönliche Bemerkung. Ich habe einen Teil Ihrer
Rede mit einem unparlamentarischen Begriff ab-
qualifiziert. Dafür bitte ich Sie um Entschuldigung.
Ich möchte aber doch auf eines hinweisen: Sie
haben sinngemäß gesagt, meine Frau und ich
hätten zwei kleine Töchter, die noch nicht im Kin-
dergartenalter seien, und deshalb wäre ich nicht in
der Lage, mich zu diesem Thema sachgerecht zu
äußern.

(Ina Korter [GRÜNE]: Das hat sie
nicht gesagt! - Widerspruch bei der
CDU)

- Wenn es nicht so gewesen sein sollte, können wir
das gleich noch in einem persönlichen Gespräch
klären. Ich finde nur: Wie wir persönlich unsere
Lebensweise gestalten, sollte nicht Maßstab dafür
sein, ob man sich zu einem Thema qualifiziert
äußern kann oder nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist aber leider auch nicht das erste Mal. Wissen
Sie, Sie können uns persönlich scharf angreifen,
auch in der Sache. Aber ich finde es nicht in Ord-
nung, wenn die Kinder führender Politiker hier im
Hause - in der Debatte über das Blindengeld ha-
ben Sie das in Richtung des Ministerpräsidenten
und Frau von der Leyen gemacht - mit in die
Landtagsdebatte einbezogen werden. Das sollten
wir nicht machen!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich gebe Ihnen mein Wort, dass ich Herrn Wenzel
niemals im Blick auf seine familiäre Situation, son-
dern immer nur persönlich ansprechen werde.

Nun aber zur SPD. Wir sind uns über die Bedeu-
tung der frühkindlichen Erziehung und Bildung
doch einig. Wir sind uns auch darüber einig, dass
beitragsfreie Kindergärten ein hehres Ziel sind.
Darüber gibt es in den politischen Parteien Kon-
sens. Wir als CDU haben uns zu diesem Thema
auch schon vor der Wahl geäußert.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Jetzt ist
nach der Wahl!)

Meine Damen und Herren, es ist und bleibt das
Ziel der CDU, eines Tages das dritte beitragsfreie
Kindergartenjahr als einen ersten Schritt einzufüh-
ren. Aber - und diese Forderung unterscheidet uns
von Ihnen -: Es muss seriös gegenfinanziert wer-
den. Das ist bisher jedoch nicht der Fall.

(Beifall bei der CDU)

Nun habe ich mir die Mühe gemacht, den Leitan-
trag der SPD, den der Kultusminister bereit sehr
ausführlich angesprochen hat, durchzulesen. Was
tut man nicht alles, um auf dem neuesten Stand zu
bleiben? Dabei ist mir eines aufgefallen. Der Leit-
antrag umfasst insgesamt 2 292 Zeilen; das ist ein
eng bedrucktes Papier. Wissen Sie, wie viele Zei-
len davon auf das Thema Finanzierung entfallen? -
Fünf, nämlich die Zeilen 90 bis 94. Das Verhältnis
zwischen finanziellen Möglichkeiten und Wunsch-
konzept beträgt bei Ihnen also 5 : 2 292 Zeilen.
Das ist leider die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU)

Deshalb sage ich Ihnen noch eines: Sie schreiben
in Ihrer Gesetzesbegründung unter dem Ab-
schnitt II - Haushaltsmäßige Auswirkungen -: Dem
Land entstehen im Durchschnitt Kosten in Höhe
von 90 Millionen Euro. - Karl-Heinz Klare hat
Recht: Ein Hinweis darauf, was etwas kostet, ist
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noch lange kein schlüssiges Finanzierungskon-
zept, um es einmal vorsichtig auszudrücken. Wir
erwarten von Ihnen vielmehr eine seriöse Gegenfi-
nanzierung.

Sie schlagen vor, die Mehreinnahmen aus der
Mehrwertsteuererhöhung heranzuziehen. - Frau
Vockert hat Recht: Das erinnert sehr an die Jäger-
90-Debatten in früheren Zeiten.

Herr Jüttner, ich darf Sie in diesem Zusammen-
hang noch einmal daran erinnern, was Sie in der
letzten Haushaltsdebatte hier im Landtag gefordert
haben. Sie haben uns aufgefordert, die Netto-
Neuverschuldung um weitere 250 Millionen Euro
abzusenken. Sie haben Investitionen in Höhe von
170 Millionen Euro und eine Rücknahme der Kür-
zung des kommunalen Finanzausgleichs in Höhe
von 180 Millionen Euro gefordert. Jetzt kommen
Sie mit 90 Millionen Euro. Ich sage Ihnen: Hören
Sie endlich auf, die Leute in Niedersachsen zu
verschaukeln! Die haben die Nase voll von solch
einer unseriösen Finanzpolitik! Das müssen wir
deutlich machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist hier natürlich auch ein Fall der Konnexität.
Wir haben das Konnexitätsprinzip gemeinsam
vereinbart und eingeführt. Konnexität bedeutet
aber auch, dass man sich schon vor der Übertra-
gung neuer zusätzlicher Aufgaben auf die kommu-
nalen Träger die entsprechenden Gedanken zur
Finanzierung macht.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Aller?

David McAllister (CDU):

Nein, danke, ich habe noch genau 22 Sekunden
Redezeit. - Abschließend möchte ich dem hohen
Hause noch ein schönes Zitat mit auf den Weg
geben, weil ich glaube, dass dies auch in der SPD-
Fraktion zu einer neuen Nachdenklichkeit führen
könnte. Ich zitiere wörtlich:

„...die platte Forderung ‚Lasst uns mal
in den Wahlkampf gehen und den El-
tern versprechen, dass sie keine Ge-
bühren mehr zahlen müssen‘. Jeder
weiß doch, dass das in den nächsten
Jahren nicht zu bezahlen ist, meine
Damen und Herren ...“

Diesen Satz sagte am 23. Oktober 2002 der da-
malige SPD-Ministerpräsident Sigmar Gabriel. -
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Karl-Heinz Klare [CDU]: Wer ist Gab-
riel?)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Zu einer Kurzintervention hat sich Frau Helmhold
gemeldet.

Ich möchte gerne auf das, was eben passiert ist,
eingehen. Wir haben verabredet, dass solche Äu-
ßerungen nicht gemacht werden.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr McAllister, warum werde ich nur
das Gefühl nicht los, dass Sie in Wirklichkeit keine
Beitragsfreiheit wollen?

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das fragen
wir uns auch!)

Sie hängen doch immer noch Ihrem sehr tradierten
Familienbild an.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist doch
Unsinn, was Sie da sagen! Gucken
Sie mal in unser Parteiprogramm!)

- Selbstverständlich! Denken Sie nur einmal an
Ihre Haltung in der Frage des Ehegattensplittings.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Klare, Sie haben jetzt nicht das Wort!

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ich habe nur
einen Zwischenruf gemacht! Ich ma-
che Zwischenrufe, solange ich es
möchte!)

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Verfolgen Sie einmal die Diskussionen über diesen
Punkt! Sie haben doch in Wirklichkeit immer noch
das Bild im Hinterkopf: Der eine verdient, die Mut-
ter bleibt zu Hause, und das ist für die Kinder das
Beste. - Das ist heutzutage in der Auseinanderset-
zung nicht mehr wirklich produktiv.

Herr McAllister, ich möchte Ihnen eines noch ein-
mal sagen. Wir werden im Protokoll nachlesen
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können, wie die Auseinandersetzung hier gewesen
ist. Ich habe sie anders verstanden. Da Sie das
Thema aber noch einmal angesprochen haben,
sage ich Ihnen dies: Sie haben weder bei Herrn
Wenzel noch bei irgendjemand anderem aus mei-
ner Fraktion erlebt, dass er die Republik und spe-
ziell Niedersachsen mit Kolumnen über seine Fa-
milie überzieht. Insofern wäre ich an Ihrer Stelle
hier sehr zurückhaltend.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Eines möchte ich Ihnen auch noch sagen. Wenn
Sie in einem Interview oder für einen Bericht in der
Braunschweiger Zeitung von heute Herrn Ahlers in
die Feder diktieren, die Grünen legten hier 20 An-
träge vor, und deswegen seien die Plenarsitzun-
gen zu lang, und wenn Sie sich dann darüber bitter
beschweren, möchte ich Sie bitten, zunächst ein-
mal Ihren Minister zur Seite zu nehmen und ihm zu
sagen, dass er die Landtagssitzungen wirklich
unnötig verlängert. Wenn eine Fraktion Anträge
stellt, ist das doch wohl nur gut.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Klare, wegen Ihrer Kritik an meiner Amtsfüh-
rung erteile ich Ihnen einen Ordnungsruf.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr McAllister, wollen Sie auf die Kurzintervention
antworten? - Das ist nicht der Fall.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ich mache
Zwischenrufe, wann ich möchte, nicht
wann es die Präsidentin will! Darüber
reden wir doch!)

Jetzt hat sich Herr Jüttner zu Wort gemeldet.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
SPD geht davon aus, dass wir die Wahl 2003 auch
verloren haben, weil wir bildungspolitisch Fehler
gemacht haben.

(Beifall von David McAllister [CDU])

Wir haben seit 2003 mit der gesamten Partei in-
tensiv gearbeitet. Wir haben wirklich hunderte von
Leuten einbezogen und haben eine Vertrauens-

gewinnperspektive entwickelt, um beim Thema
Bildungspolitik für die Zukunft zu punkten. Nur das
interessiert uns. Dass der Kultusminister parallel
dazu inzwischen jegliche Reputation bei seiner
Zielgruppe verloren hat, kommt für uns begünsti-
gend hinzu.

(Beifall bei der SPD)

Für uns ist entscheidend, was wir in den letzten
Jahren programmatisch entwickelt haben. Die Art
und Weise, wie Herr Busemann und Herr McAl-
lister darauf reagieren, zeigt mir: Sie haben inzwi-
schen richtig Angst. Das ist das Schöne. Sie haben
Angst, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Lachen bei der CDU und
bei der FDP - Hans-Christian Biallas
[CDU]: Wir zittern! - Bernd Althus-
mann [CDU]: Wir schlottern schon,
seit Sie Spitzenkandidat sind! - Weite-
re Zurufe von der CDU und von der
SPD)

- Da brauchst du gar nicht so zu tun. - Sie wissen,
dass wir Ihnen im Nacken sind und dass Sie beim
Thema Bildungspolitik kaum noch etwas gewinnen
können. Deshalb gibt es hier solche Plauderta-
schenauftritte von Busemann, die ohne jeden Be-
zug zu dem sind, was Sache ist.

Eines ist klar, meine Damen und Herren: Die ab-
schließende Auseinandersetzung führen wir nicht
heute oder morgen. Wir führen sie vielmehr bei der
Landtagswahl. Bis dahin werden wir ein umfas-
sendes Konzept zum Thema Priorität für Bildung
einschließlich einer Durchfinanzierung auf den
Tisch legen. Bis dahin werden Sie mit einzelnen
Vorschlägen konfrontiert, wie hier mit dem Gesetz-
entwurf zum Thema Kostenfreiheit im Kita-Bereich.

(David McAllister [CDU]: Das, was ich
hier habe, ist doch euer Gesamtkon-
zept!)

- Entschuldigen Sie einmal, das Gesamtkonzept
haben wir beschlossen. Damit werden wir die nie-
dersächsische Öffentlichkeit für uns gewinnen.

(Lachen bei der CDU und bei der
FDP)

Die Frage, wann wir Sie hier damit konfrontieren,
ist eine ganz andere Geschichte. Sie können aber
sicher sein: Sie werden rechtzeitig von uns hören.
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Das Thema wird Ihnen wirklich noch Angst einja-
gen. Da können Sie sicher sein.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt hat sich Frau Körtner zu einer Kurzinterventi-
on gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

Ursula Körtner (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Was wir von Herrn Jüttner gerade gehört haben, ist
sozialdemokratische Rhetorik. Das, was wir drau-
ßen in den Bereichen, in denen Sie Verantwortung
tragen, Herr Jüttner, erleben, ist sozialdemokrati-
sche Wirklichkeit. Sie haben von dem elternbei-
tragsfreien Kita-Jahr im Hinblick auf Kinder mit
Migrationshintergrund gesprochen. Was haben Sie
denn, bitte schön, in der sozialdemokratisch ge-
führten Stadt Hannover getan? Dort haben Sie
Essensgeld eingeführt. Für rund 50 % der Kita-
Plätze in Hannover gilt, dass sie beitragsfrei sind.
Sie haben Eltern von Kindern mit Migrationshin-
tergrund und sozial schwachen Familien 30 Euro
Essensgeld aufs Auge gedrückt, und zwar mit dem
schlimmen Erfolg, dass gerade aus dieser Klientel
sehr viele Eltern ihre Kinder abgemeldet haben,
lieber Herr Jüttner.

(Beifall bei der CDU - Walter Meinhold
[SPD]: Das stimmt nicht!)

Das ist beschämend. Da haben Sie rigoros und in
unnachsichtiger Weise brutale kinderfeindliche
Politik gemacht, Herr Jüttner.

(Beifall bei der CDU)

Genau das ist das Problem. Herr Jüttner, Sie sind
im Umgang mit Nullen sehr geübt, aber vom Geld
haben Sie keine Ahnung.

(Starker Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Meinhold, für Ihren Zwischenruf erteile ich
Ihnen einen Ordnungsruf.

(Zuruf von der SPD: Was hat er denn
gerufen? - Zuruf von der CDU: Sie hat
gelogen!)

Herr Jüttner, möchten Sie darauf antworten?

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
gehöre dem hannoverschen Rat nicht an. Ich habe
die Detailzahlen nicht zur Hand. Ich bin sicher,
dass die Aussage von Frau Körtner nicht stimmt.
Wir werden die Einzelheiten schriftlich nachrei-
chen, damit Sie sehen, dass Sie sich vergaloppiert
haben.

(Beifall bei der SPD - Ursula Körtner
[CDU]: Ich habe noch vergessen zu
sagen, dass die Grünen aus Ihrem
Beschluss wieder herauswollen!)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.

Der Gesetzentwurf unter Tagesordnungspunkt 4
soll zur federführenden Beratung an den Kultus-
ausschuss und zur Mitberatung an den Ausschuss
für Rechts- und Verfassungsfragen, den Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen, den Ausschuss
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit und
den Ausschuss für Inneres und Sport überwiesen
werden. Wer so beschließen möchte, den bitte ich
um ein Handzeichen. - Das ist so beschlossen.

Der Antrag unter Tagesordnungspunkt 5 soll zur
federführenden Beratung ebenfalls an den Kultus-
ausschuss und zur Mitberatung an den Ausschuss
für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit, den
Ausschuss für Haushalt und Finanzen und den
Ausschuss für Inneres und Sport überwiesen wer-
den. Wer so beschließen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. - Auch das ist so beschlossen.

Wir kommen jetzt zu
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Tagesordnungspunkt 6:
Einzige (abschließende) Beratung:
Schiffsverkehrssicherheit und Interessen
der Küstenregion gewährleisten - Anforde-
rungen an Windkraftanlagen im nahen
Küstenbereich einhalten! - Antrag der Frak-
tionen der CDU und der FDP - Drs. 15/2619 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
den ländlichen Raum, Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz - Drs. 15/2903

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme in geänderter Fassung

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Biestmann von der
CDU-Fraktion.

Friedhelm Biestmann (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Durch geeignete Beschlüsse und
Maßnahmen hat die Niedersächsische Landesre-
gierung in den letzten Jahren deutlich gemacht,
dass sie für eine technologieoffene Energiepolitik
steht. Das schließt einen Energiemix von unter-
schiedlichen Energieträgern ein. Die Niedersächsi-
sche Landesregierung steht für eine Energiepolitik,
die sich an den Grundvoraussetzungen Preisgüns-
tigkeit, Versorgungssicherheit und Umweltverträg-
lichkeit orientiert. Der besondere natürliche Stand-
ortvorteil als Küstenland und Flächenland im Be-
reich der Windenergienutzung an Land, also im
Onshorebereich, und auf See, also im Offshorebe-
reich, wird dabei berücksichtigt.

Meine Fraktion unterstützt dieses grundsätzliche
politische Ansinnen der Landesregierung. Im Prin-
zip geht es bei der heute diskutierten Verordnung
nur um die Raumverträglichkeit, nicht um eine
Planfeststellung. Es geht um eine raumordnerische
Feststellung, die bis Ende 2010 Bestand hat und
bei ausbleibender Bauphase sogar verfällt. Diese
Verordnung zur Änderung des Teils II des Landes-
Raumordnungsprogramms besagt, dass der
Landtag vorher Gelegenheit zu einer Stellungnah-
me bekommt. Aufgrund der Neuartigkeit des zu
regelnden Sachverhalts ist es notwendig, nicht nur
eine Stellungnahme abzugeben, sondern das
Verfahren mit einem Antrag politisch zu begleiten.
Damit werden wir zugleich die Bedeutung der ge-
planten Vorhaben sowie die Wichtigkeit der zu

berücksichtigenden Interessen unterstreichen,
meine Damen und Herren.

Die Windenergienutzung auf dem Meer bietet gro-
ße Chancen für niedersächsische Unternehmen
und für die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze.
Sie kann einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung
der energiepolitischen Herausforderungen leisten.
Das Küstenmeer bietet günstige Voraussetzungen
zur Erprobung der Nutzung der Windenergie auf
dem Meer. In diesem hochsensiblen Bereich hat
die sorgfältige und frühzeitige Abwägung der Be-
lange anderer Potenziale und Nutzungen wie
Schifffahrt, Tourismus oder Fischerei hohe Be-
deutung. Dies leistet das Landes-Raumordnungs-
programm nach umfassender Prüfung und Abwä-
gung aller relevanten Belange. Im Rahmen der
Änderung des Landes-Raumordnungsprogramms
wird die raumordnerische Verträglichkeit für zwei
Eignungsgebiete zur Erprobung der Windenergie-
nutzung auf See festgestellt.

Auf zwei Flächen im Bereich Riffgat und Nor-
dergründe soll die Offshorewindenergienutzung in
geringerer Wassertiefe und küstennah unter tech-
nologischen und logistischen Gesichtspunkten
erprobt werden. Hiermit soll auch eine Versparge-
lung der Landschaft verhindert werden. Das be-
deutet schließlich auch, dass es eine Ausschluss-
wirkung für alle anderen Bereiche im Nearshorebe-
reich gibt. Damit formulieren wir hier den Grund-
satz, dass wir im Nearshorebereich - wie wir das in
verschiedenen Programmen deutlich gemacht
haben - grundsätzlich keine Windkraftnutzung
wollen, sondern hier allenfalls in der Pilotphase
zwei Gebiete genehmigen wollen.

(Zustimmung bei der FDP)

Das gilt nicht für den Offshorebereich in der Aus-
schließlichen Wirtschaftszone, dessen Nutzung wir
aufgeschlossen gegenüberstehen.

Meine Damen und Herren, der Bedarf für diesen
Zwischenschritt, nämlich zunächst eine Pilotphase
im Nearshorebereich anzugehen, wurde von der
Industrie reklamiert und wird mit der internationa-
len Entwicklung begründet. Auch wenn es hier
unterschiedliche Einschätzungen gibt, so müssen
wir politisch davon ausgehen, dass dies notwendig
sein wird. Die Erfahrungen aus der Zwölfseemei-
lenzone sollen den Schritt in die Ausschließliche
Wirtschaftszone mit hohen Anforderungen durch
die großen Wassertiefen und die weiten Entfer-
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nungen von der Küste erleichtern, indem die neue
Technik besser eingeschätzt werden kann.

Das Landes-Raumordnungsprogramm schafft die
rechtlichen Rahmenbedingungen für die befristete
Erprobung der Windenergienutzung im Bereich der
Zwölfseemeilenzone des niedersächsischen Küs-
tenmeeres. Zwischen den Eignungsgebieten und
den wichtigen Schifffahrtsstraßen werden im Lan-
des-Raumordnungsprogramm Mindestabstände
festgestellt, ebenso Vorgaben zur Kabelführung
unter Berücksichtigung der Schiffssicherheit und
anderer wichtiger Belange. Die Entscheidung über
einzelne Anlagenstandorte und die technische
Ausführung der Kabelverlegung in der Zwölfsee-
meilenzone kann erst in der nachfolgenden Ge-
nehmigungsphase erfolgen; das ist sehr wichtig.
Diese Genehmigungsverfahren obliegen eben
nicht ausschließlich dem Ermessen des Landes,
sondern oft der Bundesgesetzgebung, wie wir
wissen.

Windparks, meine Damen und Herren, bedürfen
einer Genehmigung nach dem Bundes-Immis-
sionsschutzgesetz. Für die Netzanbindung sind je
nach Lage des Einzelfalls verschiedene Genehmi-
gungs- bzw. Zulassungsverfahren erforderlich,
u. a. nach dem Bundeswasserstraßengesetz, dem
Niedersächsischen Wassergesetz und dem Nie-
dersächsischen Deichgesetz, und Befreiungen von
Verboten des Gesetzes über den Nationalpark
„Niedersächsisches Wattenmeer“. In diesen Ver-
fahren ist unter sorgfältiger Abwägung der örtlichen
Gegebenheiten und Gefahrenpotenziale im Ein-
zelfall zu entscheiden. Ich nenne die Schiffssicher-
heit als Beispiel: Wir halten Abstände zwischen
hochfrequenten Feederverkehren - das sind die
kleinen Containerschiffe - und Windkraftgebieten
von 2 Seemeilen für sehr wichtig. Den Abstand von
bisher 500 m haben wir aus Sicherheitsgründen
auf das Sechseinhalbfache erhöht und fordern hier
2 Seemeilen.

Ich möchte hier nochmals Folgendes zum Aus-
druck bringen: Das Verfahren wird unter sorgfälti-
ger Bewertung der örtlichen Gegebenheiten von-
statten gehen.

(Johanne Modder [SPD]: Dann ziehen
Sie doch Ihren Antrag zurück!)

Konflikte bei der Kabelführung können sich neben
der Beeinträchtigung der Schiffssicherheit auch bei
den Belangen des Naturschutzes ergeben. Be-
wertungskriterien und Lösungen zu den offenen

Fragen der hinreichenden Schiffssicherheit und
des Naturschutzes werden auf Bund-Länder-
Ebene erörtert. Erkenntnisse sind bei weiteren
Planungen zu berücksichtigen.

Das Fazit, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren: Der Landtag ist beteiligt. Wir schlagen dem
Landtag vor, hier grundsätzlich dieser Änderung
des Raumordnungsprogramms zuzustimmen. Wir
möchten die Landesregierung aber in einem be-
gleiteten Antrag bitten, dass hier weitere Forde-
rungen im Bereich der Schiffssicherheit ernst ge-
nommen werden, Mindestabstände einzuhalten,
und im Bereich der Kabelführung darauf zu achten,
dass Ankertiefen der Schiffe und Schifffahrtswege
beachtet werden. Das haben wir mit einem zusätz-
lichen Antrag versehen, und wir bitten, diesen An-
trag zu unterstützen und damit insgesamt die Än-
derung des Landes-Raumordnungsprogramms zu
unterstützen. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächste Rednerin ist Frau Modder von der SPD-
Fraktion.

Johanne Modder (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich darf feststellen,
dass der hier zur abschließenden Beratung vorlie-
gende Antrag der Regierungsfraktionen nicht mehr
viel mit dem Ursprungsantrag vom Februar dieses
Jahres zu tun hat. Das, meine Damen und Herren,
ist auch gut so.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings sind Sie auch von der Wirklichkeit nicht
nur eingeholt, sondern bereits überholt worden;
denn beide Projekte - Nordergründe und Riffgat -
haben ihre landesplanerische Feststellung be-
kommen, sodass das Raumordnungsverfahren
abgeschlossen ist. Wir hätten daher von Ihnen
erwartet, dass Sie Ihren Antrag aufgrund der ver-
änderten Sachlage zurückziehen. Nachdem ich
gerade dem Kollegen Biestmann zugehört habe,
meine ich, dass Sie auf einer anderen Veranstal-
tung waren, Herr Biestmann.

Meine Damen und Herren, seit Oktober 2002 gibt
es den Planungsauftrag, für die Zwölfseemeilen-
zone geeignete Gebiete für die Windkraftnutzung
zu ermitteln, entgegenstehende öffentliche Belan-
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ge zu konkretisieren sowie die Netzanbindung
geordnet abzustimmen und räumlich zu bündeln.
Die festgelegten Eignungsgebiete - das ist in die-
sem Zusammenhang sehr wichtig - mit Aus-
schlusswirkung werden im Landes-Raumord-
nungsprogramm abgesichert. Es ist in diesem
Hause völlig unstrittig, dass es bei Vorhaben sol-
chen Ausmaßes berechtigte Bedenken aus den
Bereichen Schiffssicherheit, Naturschutz, Fischerei
und auch Tourismus gibt. Aber Sie wissen genau-
so wie ich, dass die Genehmigungsverfahren für
diese Vorhaben hochkomplex sind und ein un-
glaublich schwieriges Abstimmungs- und Beteili-
gungsverfahren mit sich bringen.

Da Sie aber nach wie vor bei diesem - wenn auch
abgeschwächten - Antrag bleiben, kann ich es
Ihnen nicht ersparen, Sie auf ein paar Punkte auf-
merksam zu machen.

Meine Damen und Herren, baurechtlich zählen
Windenergieanlagen zu den nach § 35 des Bau-
gesetzbuches privilegierten Vorhaben. Sie alle
kennen die Diskussion dazu über Windenergiean-
lagen an Land. Durch das Ausweisen von Eig-
nungsgebieten wird es ermöglicht, die Rechtswir-
kung nach § 35 zur Privilegierung einzugrenzen,
indem Kriterien für die Nichteignung festgesetzt
werden. Mit der Festlegung von zwei Eignungsge-
bieten zur Erprobung der Windenergienutzung auf
See, nämlich Nordergründe und Borkum-Riffgat, ist
die Zulassung weiterer Anlagen an anderer Stelle
innerhalb der Zwölfseemeilenzone ausgeschlos-
sen. Die Festlegung - das hat Herr Biestmann
erwähnt - der Eignungsgebiete endet mit Ablauf
des 31. Dezember 2010. Danach erstreckt sich die
Ausschlusswirkung auf die gesamte Zwölfseemei-
lenzone.

Bereits vor acht Jahren wurde bei den ersten
Überlegungen angestrebt, die beiden Gebiete
Nordergründe und Borkum-Riffgat als geeignet
anzusehen, weil sich dort die Konflikte erkennbar
minimieren. So lauteten auch die Aussagen Ihres
Ministeriums beim Erörterungstermin im Februar in
Oldenburg. Im Rahmen des Beteiligungsverfah-
rens wurden die vorgesehenen zwei Eignungsge-
biete erheblich verkleinert. Wesentliche Gründe
hierfür waren die Belange des Schiffsverkehrs und
der Hafenwirtschaft, der Küstenfischerei, des Tou-
rismus sowie der Schutzanspruch bedeutsamer
Vogellebensräume im Küstenmeer.

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie noch
auf ein weiteres Faktum aufmerksam machen.

Laut Pressemitteilung vom 10. Mai 2006 hat der
Windkraftprojektierer EnergieKontor AG aus Bre-
men einen Genehmigungsantrag nach dem Bun-
desimmissionsschutzgesetz gestellt. Für Borkum-
Riffgat wird er im Moment vorbereitet und in der
nächsten Woche eingereicht. Die landesplaneri-
sche Feststellung liegt bereits seit dem 12. Dezem-
ber 2003 vor. Für Borkum-Riffgat wurde die lan-
desplanerische Feststellung Mitte März erteilt.
Somit ist für beide Windparks das Raumordnungs-
verfahren abgeschlossen. Damit wurden Vertrau-
ensschutz und Planungssicherheit geschaffen.

Niedersachsen als Küstenland ist das führende
Windenergieland, und das muss auch so bleiben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Im Zusammenhang mit der Windenergiegewinnung
konnten allein in Niedersachsen bereits 10 000
Arbeitsplätze geschaffen werden. Bei der Offsho-
rewindenergie werden weitere 5 000 Arbeitsplätze
für Niedersachsen erwartet. Im Offshoremarkt
schlummern riesige Potenziale. Wir müssen aller-
dings höllisch aufpassen, dass wir in diesem Be-
reich nicht abgehängt werden. Denn es gibt zwar
viele Planungen, einige Genehmigungen, aber
leider bisher noch keine realisierten Offshorepro-
jekte. Maschinenbau, Elektroindustrie und maritime
Wirtschaft stehen längst in den Startlöchern. Denn
mehr als die Hälfte aller Investitionen und Arbeits-
plätze werden bei den Gründungsspezialisten,
Seekabelverlegern, Baufirmen, Werften, Logistik-
und Wartungsunternehmen entstehen.

Meine Damen und Herren von der CDU und der
FDP, wenn Sie ehrlich wären, dann würden Sie
zugeben, dass Sie grundsätzlich gegen diese Er-
probungsstandorte innerhalb der Zwölfseemeilen-
zone sind und krampfhaft versuchen, die Projekte
zu verzögern oder gar zu verhindern. Aufgrund der
bereits genehmigten Windparks in der Ausschließ-
lichen Wirtschaftszone sowie der an anderer Stelle
bereits betriebenen Windparks im Offshorebereich
lassen Sie an der Notwendigkeit einer Erprobung
innerhalb der Zwölfseemeilenzone zweifeln. Genau
das ist der Punkt, um den es Ihnen wirklich geht.

Der Ausbau der Windenergienutzung in der Nord-
see ist eine riesige technische Herausforderung.
Wir halten daher die anlagenbau- und betriebs-
technische Erprobung innerhalb der Zwölfseemei-
lenzone für erforderlich. Genau das hat auch Ihre
eigene Landesregierung im Verfahren bestätigt.
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Meine Damen und Herren von CDU und FDP,
bekennen Sie sich endlich zu diesem Wirtschafts-
zweig, und versuchen Sie nicht weiterhin, durch
Bedenken und weitergehende Anforderungen die-
se Projekte zum Erliegen zu bringen! Nehmen Sie
endlich die Fakten zur Kenntnis! Meine Fraktion
wird Ihren Antrag ablehnen. - Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt erteile ich Herrn Klein von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen das Wort.

Hans-Jürgen Klein (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
trauen der CDU- und der FDP-Fraktion inzwischen
einiges an Fehlgriffen zu. Aber die Koalitionsbe-
dingungen für die Windkraftnutzung in der Zwölf-
seemeilenzone, die uns im Februar auf den
Schreibtisch flatterten, waren schon ein kräftiger
Griff in die Sanitärkeramik. Anders kann man das
nicht ausdrücken.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das war
unterirdisch!)

Für das Projekt Nordergründe war das Raumord-
nungsverfahren bereits abgeschlossen, und Bor-
kum-Riffgat stand kurz vor dem positiven Ab-
schluss, da formulieren doch die Fraktionen, kaum
hinter technischen Detailforderungen kaschiert,
einige K.-o.-Kriterien, die für beide Projekte das
technische oder wirtschaftliche Aus durch die Hin-
tertür bedeutet hätten -

(Hans-Dieter Haase [SPD]: So ist es!)

und das mit abenteuerlichen Begründungen und
Rechtsverdrehungen. Wenn wir das Ganze „ost-
friesisches Landrecht“ nennen würden, dann wäre
das wahrscheinlich noch eine beschönigende Be-
zeichnung.

(Hans-Joachim Janßen [GRÜNE]:
Das ist eine Verunglimpfung der Ost-
friesen!)

In jedem Fall ist es ein Fallbeispiel dafür, warum
Planfeststellungsbescheide möglichst durch fach-
lich versierte Genehmigungsbehörden und nicht
durch die CDU-Landtagsfraktion erteilt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, was war der Grund
dafür? - Das alles geschah nur, weil einige regio-
nale Abgeordnete es nicht im Kreuz haben, das
gesamtwirtschaftliche Interesse Niedersachsens
an der Windkraftnutzung in ihrem Wahlkreis zu
vertreten und dort die bereits erfolgten weitgehen-
den Abwägungsentscheidungen zu erläutern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dass Sie dabei den Widerspruch zu Ihren ministe-
riellen Raumordnern in Kauf nehmen, kann ich
noch nachvollziehen. Die waren ja zu dieser Zeit
ohnehin in Ungnade gefallen, weil sie es gewagt
hatten, die ideologisierten schwarz-gelben Träume
vom ländlichen Raum an der Notwendigkeit einer
modernen Raumordnungswirklichkeit zu messen.
Aber dass sich eine solche windkraftfeindliche
Initiative nicht mit dem Windkraftförderimage Ihres
Ministerpräsidenten verträgt, zumindest das hätte
Ihnen doch deutlich werden müssen. Denn
schließlich war es Christian Wulff, der übers Land
gereist ist und Streicheleinheiten an die Windkraft-
unternehmen verteilt hat. Entweder war das Ganze
nur eine große Show, oder die Strategie, voranzu-
gehen und die eher windkraftfeindlichen Abgeord-
neten durch gutes Beispiel zu überzeugen, ist nicht
aufgegangen. Auch das ist verständlich; denn da-
zu bedürfte es einen hohen Maßes an persönlicher
und fachlicher Autorität.

(Heinz Rolfes [CDU]: Was soll man
sich hier alles anhören!)

Gut, dass nach Versagen der Qualitätssicherungs-
systeme noch die Notbremse gezogen werden
konnte. Natürlich ist es zu begrüßen, dass der
ursprüngliche Antrag im Plenum nicht behandelt
wurde und nie den Ausschuss erreichte. In den
abgeschlossenen und kommenden Verfahren wur-
den und werden - das ist gesagt worden - umfang-
reiche Prüfungen und Abwägungen vorgenommen.
Dabei haben die Projekte schon erheblich Federn
lassen müssen. Nordergründe ist im Vergleich zur
ursprünglichen Planung auf weniger als ein Drittel
geschrumpft. Eine korrekte und saubere Notfallre-
gelung wäre zweifellos gewesen, diesen Antrag
zurückzuziehen.

(Zustimmung von Stefan Wenzel
[GRÜNE])
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Stattdessen wurde das Ganze jetzt zur Gesichts-
wahrung einiger Ostfriesen in einen unverbindli-
chen und damit hoffentlich schadlosen Prüfauftrag
umgewandelt.

(Zuruf von der SPD: Aber konservati-
ver Ostfriesen!)

- Selbstverständlich, Ostfriesen von CDU und FDP.
- Damit müssen wir wohl leben, aber zustimmen
wollen und müssen wir dieser Nullnummer nicht,
zumal der windkraftfeindliche Tenor nach wie vor
vorhanden ist.

Erlauben Sie mir als letzten Satz einen Appell:
Nehmen Sie doch endlich zur Kenntnis, dass die
Windkraft eine der wenigen Branchen ist, in denen
in den letzten Jahren spürbar neue Arbeitsplätze
geschaffen worden sind! Es geht um 15 000 Ar-
beitsplätze. Ähnliches gilt für den Ökolandbau oder
für die Bioenergie. In diesem Zusammenhang geht
es um hunderttausende Arbeitsplätze.

(Christian Dürr [FDP]: Jetzt wird es
wirklich lächerlich!)

Dann müssen doch auch Sie endlich einmal mer-
ken, dass es kein Zufall ist, dass es bei allen die-
sen Branchen und Entwicklungen um die ökologi-
sche Erneuerung unserer Wirtschaft und damit um
die Themen geht, die wir in den letzten Jahren
massiv vorangebracht haben. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Für die FDP-Fraktion erteile ich jetzt Herrn Dürr
das Wort.

Christian Dürr (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Kollege Klein, dass das, was Sie
hier vorne gerade aufgeführt haben, mehr als
peinlich gewesen ist, müsste eigentlich auch Ihnen
deutlich geworden sein.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Enno Hagenah [GRÜNE]: Für Sie ist
das peinlich! Das stimmt!)

Wenn so mit der Sicherheit bei der Nutzung der
Kernenergie in Deutschland umgegangen würde,
wie Sie es hier gerade aufgeführt haben, dann

wäre auch ich ein Atomkraftgegner. Das will ich
Ihnen ganz deutlich sagen.

(Beifall bei der FDP - Hans-Jürgen
Klein [GRÜNE]: Sie haben doch keine
Ahnung!)

- Ich befürchte, das Problem ist leider, dass Sie
keine Ahnung haben, Herr Kollege Klein.

Die Landesregierung hat dem Landwirtschafts-
und dem Umweltausschuss vor kurzem die Ände-
rung der Verordnung über das Landes-Raumord-
nungsprogramm - Teil II - zur Kenntnis gegeben.
Diese Änderung ist wegen der bekannten Privile-
gierungstatbestände für die Windenergie im Bau-
gesetzbuch, die Frau Modder hier schon vorgetra-
gen hat, notwendig geworden. Es war richtig, in
diesem Bereich raumordnerisch tätig zu werden.
Ohne eine solche Planung wäre es möglich gewe-
sen, für den gesamten Bereich der Zwölfseemei-
lenzone Anträge für die Errichtung von Windener-
gieanlagen zu stellen. Dass dies jetzt auf zwei
Eignungsgebiete beschränkt wird, ist positiv.

Ich will hier ganz deutlich sagen: Die Zukunfts-
chancen für die Nutzung der Windenergie liegen
vor allem in der Ausschließlichen Wirtschaftszone,
also deutlich weiter von der Küste entfernt. Viele
Unternehmen haben beim Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie Anträge für die AWZ
gestellt. Das zeigt, dass das Interesse der Wirt-
schaft vor allem im Bereich der Ausschließlichen
Wirtschaftszone liegt und die Zwölfseemeilenzone
höchstens als Erprobungsgebiet dienen kann.

Meine Damen und Herren, wir müssen bei den
weiteren Planungen in diesem sensiblen Bereich
der Zwölfseemeilenzone aber vorsichtig sein. Wir
müssen nämlich aufpassen, dass wir das, was in
der Ausschließlichen Wirtschaftszone aufgebaut
werden soll, nicht durch Leichtsinn in der Zwölf-
seemeilenzone wieder kaputtmachen. Die Zwölf-
seemeilenzone ist ein von der Seeschifffahrt sehr
stark genutzter Bereich. Gerade Projekte wie der
JadeWeserPort werden dazu führen, dass es hier
in Zukunft eher mehr als weniger Schiffsverkehr
geben wird. Das ist auch gut so. Wenn sich unsere
Seehäfen an der Nordseeküste weiter als Logistik-
standorte profilieren sollen, dann muss darauf
geachtet werden, dass die Passagen reibungslos
ablaufen können.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Neben dem wirtschaftlichen Potenzial an der
Nordseeküste gibt es aber auch noch den Natio-
nalpark Wattenmeer mit seiner einzigartigen Natur.
Es muss um jeden Preis verhindert werden, dass
der Nationalpark irgendeiner Gefahr durch Wind-
energieanlagen im Küstenbereich ausgesetzt wird.
Die ostfriesischen Inselgemeinden haben sich in
dieser Sache zu Wort gemeldet. Ihre Bedenken in
diesem Zusammenhang, die sich vor allem um den
Tourismus drehen, muss man ernst nehmen.

(Zuruf von der SPD)

- Vielleicht sollten Sie von der SPD den Inselge-
meinden einfach einmal zuhören; sie sind nämlich
an dieser Stelle betroffen.

(Zuruf von der SPD: Es sind doch
Krokodilstränen, die Sie da weinen!)

Deswegen bin ich der Landesregierung dafür
dankbar

(Zuruf von Hans-Dieter Haase [SPD])

- aber vielleicht haben Sie nicht zugehört, Herr
Kollege Haase; dies ist dann nicht sehr hilfreich -,
dass sie die verschiedenen Interessen und vor
allem die Sicherheitsbedenken an der Küste auf-
genommen hat. Wir alle müssen nun gemeinsam
darauf achten, dass im Rahmen der weiteren Pla-
nung die Forderungen, die im vorliegenden Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der FDP und der
CDU enthalten sind, im Fokus bleiben.

Dabei sind auch die Aussagen der Wasser- und
Schifffahrtsdirektion ernst zu nehmen. So soll die
Verlegetiefe für Kabel zur Stromableitung 8 bis 9 m
betragen. Weiterhin muss grundsätzlich ein Ma-
növrierraum von 2 Seemeilen zu den ausgewiese-
nen Schifffahrtswegen eingehalten werden.

Darüber hinaus ist im weiteren Verfahren zu prüfen
- dies steht ja im Entschließungsantrag -, ob zu-
sätzlich zu diesen 2 Seemeilen eine Sicherheits-
zone von 500 m eingerichtet wird, um das Risiko
von Schiffskollisionen mit Windenergieanlangen zu
verhindern.

Ich will noch auf einen weiteren Punkt eingehen.
Teil eines Gesamtkonzeptes, meine Damen und
Herren, muss auch die sinnvolle Nutzung - dies
vergessen SPD und Grüne leider immer - des auf
See erzeugten Stromes sein. Dieser Strom muss
grundlastfähig werden. Wir werden am Ende nicht
wettbewerbsfähig sein, wenn unbrauchbarer Strom
zu hohen Kosten produziert wird. Hierbei müssen

wir durch Innovationen zu besseren Lösungen
kommen. Dies ist die Herausforderung der nahen
Zukunft. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Für die Landesregierung spricht Herr Minister Eh-
len.

Hans-Heinrich Ehlen, Minister für den ländli-
chen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Landesregierung sieht sich durch den Entschlie-
ßungsantrag nicht nur in ihrer technologieoffenen
Energiepolitik bestätigt, sondern auch in ihrer
Sorgfalt, die Abwägungen der unterschiedlichen
Nutzungsinteressen im hochsensiblen Küstenbe-
reich bei den Planungen zur Offshorewindenergie
durchgeführt zu haben.

Meine Damen und Herren, Niedersachsen ist im
Bereich der erneuerbaren Energien bekanntlich
bereits Spitzenreiter bei der Windenergienutzung.
Die Technologie ist in unserem Land maßgeblich
entwickelt, erprobt und zum Einsatz gebracht wor-
den. Wir alle wissen, dass es an Land nur noch
ganz wenige geeignete Windstandorte gibt und
dass der Windenergienutzung in Deutschland auf
dem Meer in Zukunft wesentlich größere Interes-
sen entgegengebracht werden.

Dies soll nicht unmittelbar vor der Küste passieren,
sondern in der Ausschließlichen Wirtschaftszone.
Vorhin ist moniert worden, dass wir die Fläche bei
den beiden Nearshoreerprobungsgebieten verklei-
nert haben. Dies zeigt, dass wir die besonderen
Interessen der Küstenfischerei berücksichtigt und
abgewogen haben. Die Gebiete, die übrig geblie-
ben sind, sollten dazu genutzt werden, um den
Nachweis zu erbringen, dass man in diesen Was-
sertiefen dazu in der Lage ist, die Gründungstech-
nik zu erproben, und um zu beweisen, dass es
funktioniert, und zwar nicht nur in Deutschland,
sondern auch für den Export. Deswegen gibt es ja
diese Erprobungsgebiete. Der eingebrachte Antrag
leistet einen Beitrag zu mehr Rechtssicherheit.
Diese Festlegung trifft das Landes-Raumordnungs-
programm abschließend. Es trägt damit wesentlich
zur Wahrung der Schiffssicherheit und der Belange
der Küstenregion bei.
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Meine Damen und Herren, das Land hat sich mit
der Norderney-Trasse für eine Trasse zur Anbin-
dung der ersten Windparks in der Ausschließlichen
Wirtschaftszone eingesetzt. Dies bringt wohl für
alle Beteiligten Vorteile. Die Festlegung im Landes-
Raumordnungsprogramm soll sicherstellen, dass
diese Trasse durch den Nationalpark umweltver-
träglich und unter Minimierung der Belange der
Schiffsverkehrssicherheit umsetzungsreif ist.

Mit unserer Unterstützung bei der Entwicklung und
der Markteinführung von geeigneten Anlagen zur
Nutzung der Windenergie auf See sichern wir in
der strukturschwachen Küstenregion hoch qualifi-
zierte Arbeitsplätze in dieser innovativen Branche
mit weiter steigenden Exportchancen.

Wir wollen aber nicht nur zeigen, dass die Wind-
energienutzung auf dem Meer technisch und logis-
tisch beherrschbar ist, sondern vor allem auch, wie
dies mit den anderen Belangen im Meer und an
der Küste verträglich einhergehen kann. Ich meine
damit vor allem den Schiffsverkehr und die Sicher-
heit auf dem Meer, den Tourismus und den Schutz
des Wattenmeers.

Meine Damen und Herren, die Landesregierung
sieht sich darin bestätigt, dass es richtig war, durch
schrittweise Planungen die Risiken einer neuen,
intensiven Nutzung, wie z. B. dem Betrieb der
Offshorewindparks und der Ableitung der Energie,
frühzeitig und raumordnerisch konsequent zu be-
gleiten; denn bei den in Rede stehenden Zu-
kunftsinvestitionen müssen Schwierigkeiten früh-
zeitig aufgedeckt und möglichst aus dem Weg
geräumt werden, damit es später in der Umset-
zung nicht zu unüberwindbaren Problemen kommt.

Meine Damen und Herren, eine sichere Schifffahrt
und eine hindernisfreie Ansteuerung unserer Hä-
fen sind nicht nur für die Hafenwirtschaft und die
Küstenregion, sondern für unser ganzes Land
Niedersachsen lebenswichtig. Das Landes-Raum-
ordnungsprogramm trägt dafür Rechnung, dass
zwischen den Verkehrstrennungsgebieten, der
Tiefwasserreede sowie der Ansteuerung von Ems,
Jade, Weser und Elbe einerseits und den Eig-
nungsgebieten zur Erprobung der Windenergie-
nutzung andererseits grundsätzlich 2 Seemeilen
Abstand als Manövrierraum eingehalten werden.
Bei der Ermittlung der Eignungsgebiete wurde
dieser Bereich der 2 Seemeilen entlang der wichti-
gen Schifffahrtswege als grundsätzlich nicht ge-
eignet gewertet. Weitere Anliegen der Beschluss-
fassung beinhalten Anforderungen für weitere Zu-

lassungsverfahren, z. B. die Genehmigungen nach
Wasserrecht. Diese Genehmigungen werden in
den entsprechenden Verfahren, die nach dieser
Ausweisung zu erfolgen haben, von den beteiligten
Behörden zu erteilen sein.

Sie alle sollten diesem Antrag zustimmen. - Danke
schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Dieser Wunsch geht wohl nicht in Erfüllung.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung.

(Inse-Marie Ortgies [CDU]: Ich habe
mich zu einer Kurzintervention gemel-
det!)

- Auf den Minister können Sie aber keine Kurzin-
tervention machen. Das tut mir Leid.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen.
- Wer stimmt dagegen? - Das Erste war die Mehr-
heit.

Wir kommen jetzt zu

Tagesordnungspunkt 7:
Zweite Beratung:
Landesregierung muss um Erhalt der
Bahn-Regionalisierungsmittel kämpfen -
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/2717 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Ver-
kehr - Drs. 15/2913

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Herr Hagenah von der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm
das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Unser Antrag zum Erhalt der Regiona-
lisierungsmittel ist nach den jüngsten Entwicklun-
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gen auf Bundesebene aktueller denn je. Der Kuh-
handel im Bundesrat vom vergangenen Freitag
- Mehrwertsteuererhöhung gegen Nahverkehrskür-
zung - geht voll zulasten der Kunden im öffentli-
chen Personennahverkehr, auch hier in Nieder-
sachsen.

Die Reduktion der angedrohten Einschnitte von
2,3 Milliarden Euro auf nun 1,8 Milliarden Euro
sehen wir angesichts der damit weiter verbunde-
nen harten Konsequenzen nicht als Erfolg an.
Wenn kein Ausgleich zu den vom Bund nun
durchgesetzten Reduzierungen gefunden wird,
drohen entweder Fahrpreiserhöhungen von 15 bis
20 % - die Region Braunschweig hat dies schon
vorgerechnet -, oder es kommt zu einer erhebli-
chen Verringerung des Angebotes.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Hagenah, warten Sie bitte, bis es etwas ruhi-
ger geworden ist und sich alle hingesetzt haben!
Auch an der Regierungsbank sind die Gespräche
zu beenden. - Jetzt können Sie fortfahren.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Danke. - Ebenso einzukalkulieren sind der Wegfall
oder die erhebliche Verzögerung von überfälligem
Angebotsausbau, wie z. B. bei der RegioStadt-
Bahn Braunschweig, der neuen Bremer S-Bahn,
dem Ausbau der Heidebahn oder der neuen
S-Bahn-Verbindung Hildesheim - Hannover, wenn
in Niedersachsen bis 2009 mehr als 150 Millionen
Euro weniger für den Nahverkehr zur Verfügung
stehen.

Die Niedersächsische Landesregierung trägt im
doppelten Sinne Mitverantwortung an Steinbrücks
erfolgreichem Raubzug bei den Bahnregionalisie-
rungsmitteln der Länder im Windschatten des
großkoalitionären Mehrwertsteuercoups. Zum ei-
nen diente die besonders hohe Zweckentfremdung
der Regionalisierungsmittel in Niedersachsen für
die Finanzierung der Schülerbeförderung dem
Bundesfinanzminister als politische Legitimation für
seine Forderung. Zum anderen wurde die Chance
zur Korrektur des Haushaltsbegleitgesetzes durch
Anrufung des Vermittlungsausschusses auch von
Niedersachsen nicht ergriffen. Das Protokoll ist da
eindeutig. Niedersachsen hat seine Stimme nicht
erhoben. Das heißt implizit, Ihr Abstimmungsver-

halten - - -  Jetzt ist weder der Verkehrsminister
noch der Ministerpräsident anwesend.

(Minister Walter Hirche [FDP]: Hier!)

- Ach, da ist er, gut. - Ihr Abstimmungsverhalten
auf Bundesratsebene ist implizit eine Zustimmung
zu dieser Kürzung gewesen, weil Sie den Vermitt-
lungsausschuss nicht angerufen haben, Herr Hir-
che.

(Minister Walter Hirche: Wie bitte?)

- Nein, er ist von Ihnen nicht angerufen worden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Vermittlungsausschuss ist nicht angerufen
worden.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Der Ver-
kehrsausschuss hat das eindeutig
getan!)

- Nein. Ich habe das sehr genau gelesen. Kein
Bundesland hat letzten Freitag den Vermittlungs-
ausschuss angerufen. Das ist Fakt.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Der Ver-
kehrsausschuss, Herr Kollege!)

Mehrwertsteueranteile gegen Kürzung im ÖV.

(Zuruf von Dr. Philipp Rösler [FDP])

- Nein, alle Bundesländer hätten am Freitag die
Möglichkeit gehabt, den Vermittlungsausschuss
anzurufen und damit noch einmal das Interesse zu
bekunden, diesen Kompromiss, der offensichtlich
in der Nacht zum Freitag großkoalitionär erzielt
worden ist, noch einmal aufzumachen. Das hat
diese Landesregierung nicht getan, Herr Rösler.
Das ist so.

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Basta! -
Beifall bei den GRÜNEN)

Mehrwertsteueranteile gegen Kürzungen im öffent-
lichen Nahverkehr - das ist ein schmutziger Deal,
ein politisches Geschäft, für das für den Verkehrs-
bereich aber mit Fug und Recht ein entsprechen-
der Ausgleich von denen, die das mit zu verant-
worten haben, eben diese Landesregierung, ein-
zufordern ist. Diesen Ausgleich hat die saarländi-
sche Regierung schon bei den Kürzungen im Zuge
von Koch/Steinbrück, also bei der ersten Kür-
zungsrunde, übernommen. Der Subventionsabbau
wurde da zu 100 % von der Landesregierung aus-
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geglichen. Hier in Niedersachsen mussten das die
Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen alleine
schultern.

Formal wäre für den Ausgleich der jetzt anstehen-
den Kürzungen von rund 50 Millionen Euro pro
Jahr vom nächsten Jahr an, Herr Rösler, die von
uns seit langem geforderte Rückkehr zur korrekten
Finanzierung der Schülerbeförderung mehr als
ausreichend. Diese Korrektur ist jetzt auch aus
Eigeninteresse geboten. Denn die von einigen
Bundesländern weiter betriebene Revision der
Regionalisierung wird nach dem Urteil der meisten
Fachleute ohnehin mit ihrer derzeitigen Umfinan-
zierung der Schülerbeförderung aus dem Regiona-
lisierungstopf Schluss machen.

Es ist zwar mittlerweile Konsens unter den Bun-
desländern, dass Bahnhöfe und selbst Busverkeh-
re daraus bezahlt werden können, aber nur solan-
ge es jeweils um Verbesserungen des Angebotes
im öffentlichen Verkehr geht.

(Hermann Eppers [CDU]: Darum geht
es ja auch!)

- Das kann man aber bei der Daueraufgabe Schü-
lerverkehr nun wirklich nicht behaupten. Die war
vorher schon da und ist anschließend noch da.

(Hermann Eppers [CDU]: Das soll
verbessert werden! Ist das rechtswid-
rig?)

- Das ist rechtswidrig, ja. - Die Entscheidung im
Bundesrat führt zu einer massiven Verunsicherung
der Verkehrsträger und schadet bereits jetzt der
positiven Weiterentwicklung des Nahverkehrs in
Niedersachsen. Die Aufgabenträger und Kunden
müssen mit Fahrpreiserhöhungen und Angebots-
verschlechterungen rechnen.

(Gabriela König [FDP]: Genau! Das
trifft die Familien!)

Ich würde mir wünschen, Herr Verkehrsminister
Hirche, dass Ihnen der Ministerpräsident bei der
Haushaltsaufstellung 2007 hilft, den nötigen Mit-
telausgleich beim Finanzminister herbeizuführen,
damit der ÖPNV in unserem Bundesland und da-
mit die Mehrzahl der Verbraucherinnen und Ver-
braucher nicht noch zusätzlich zu den Belastungen
der ohnehin Kosten treibenden Mehrwertsteuerer-
höhung im nächsten Jahr zur Kasse gebeten wer-
den. Neben eigenen Anstrengungen zum Aus-
gleich im Haushalt kann z. B. das Angebot der

VDV-Betriebe, der Verkehrsbetriebe, zur stetigen,
aber verlässlichen prozentualen Kürzung der
Schülerverkehrsbeiträge des Landes beitragen.

Ein weiterer Beitrag könnte durch Umschichtungen
im Zuge der vom Bund zugesagten höheren Stra-
ßenbaumittel ab 2007 gewonnen werden, um hier
die fehlenden 50 Millionen Euro zu generieren. Die
Landesregierung ist in der Summe in der Verant-
wortung, einen Gesamtausgleich zugunsten des
ÖPNV zu erarbeiten. Die drei Punkte Mehr-
wertsteuer und die weiter steigenden Energiekos-
ten treiben dort den Rationalisierungsdruck und die
Fahrpreise ohnehin schon für viele Kunden in
Grenzbereiche. Wir erwarten heute Ihre Vorschlä-
ge dazu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Will von der SPD-Frak-
tion.

Gerd Will (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
ber Enno Hagenah, du hast ja nun die gesamten
Schienenprojekte aufgezählt. Ich bin schon der
Meinung, dass man nicht den Eindruck erwecken
darf, dass mit den gekürzten Mitteln alle diese
Maßnahmen hätten finanziert werden können. Da
wird eine völlig falsche Erwartungshaltung ge-
weckt.

Meine Damen und Herren, die Bundesregierung
beabsichtigte mit dem Entwurf des Haushaltsbe-
gleitgesetzes ursprünglich, bis zum Jahre 2009 die
finanziellen Transferleistungen im ÖPNV deutlich
zu reduzieren. Im Entwurf war die Abschmelzung
von insgesamt 2,3 Milliarden Euro an Regionalisie-
rungsmitteln vorgesehen. Schon bei der Einbrin-
gung des Antrags der Grünen im März des Jahres
war deutlich, dass sich alle Landtagsfraktionen
gegen die bereits in diesem Jahr geplanten Kür-
zungen ausgesprochen haben. Hier gelten Pla-
nungs- und Rechtssicherheit für die Bundesländer,
die Aufgabenträger und auch natürlich die Ver-
kehrsunternehmen.

Nicht die Abschmelzung als solche, sondern das
Ausmaß und die geplante abrupte Wirkung mit den
geplanten Kürzungen ab 2006 wurde von uns ge-
meinsam kritisiert. Der für die Zukunft geplante
Wegfall der Zweckbindung auf Länderebene darf
nach unserer Auffassung nicht einseitig zulasten
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des ÖPNV gehen. Nach wie vor sind die Verkehrs-
und Finanzminister der Bundesländer gefordert,
den ÖPNV über den ausreichenden Einsatz der
Finanzmittel zu stärken und damit ein attraktives
Angebot des öffentlichen Personennahverkehrs zu
gestalten.

Meine Damen und Herren, es ist richtig, dass alle
Bereiche im Rahmen der Haushaltskonsolidierung
einen finanziellen Beitrag zur Entlastung der öf-
fentlichen Kassen leisten müssen. Auch im ÖPNV
sind in der Vergangenheit durch Restrukturierung
der Unternehmen und durch wettbewerbliche Ver-
fahren wirksame Ansätze zu mehr Effizienz ge-
staltet worden. Dieser Weg, im Wesentlichen durch
die Landesnahverkehrsgesellschaft mit entwickelt,
war und ist richtig und muss weiter konsequent
verfolgt werden.

Wir können heute sagen, der im Jahr 2003 ge-
schlossene Nahverkehrsvertrag war richtig. Er
trägt ganz wesentlich dazu bei, dass der Wettbe-
werb auf der Schiene gefördert wird und damit die
Qualität deutlich erhöht werden kann. Nicht zuletzt
führt der Wettbewerb auch zu massiven Einspa-
rungen im SPNV selbst. Mehr Qualität, bessere
Dienstleistungen und mehr Wettbewerb dürfen
jedoch nicht durch abrupte und überzogene Kür-
zungen gefährdet werden.

Vor diesem Hintergrund ist der Kompromiss der
Bundesländer bei den umstrittenen Kürzungen im
Nahverkehr zu begrüßen. Vor allem Verkehrsun-
ternehmen bekommen Planungs- und Vertragssi-
cherheit. Denn der Kompromiss sieht vor, dass die
Zuschüsse des Bundes zwischen 2008 und 2010
deutlich weniger, d. h. um 500 Millionen Euro ge-
kürzt werden, als ursprünglich geplant worden war.
Ab 2010 werden die Mittel mit 1,5 % dynamisiert.
Dies alles stellt sicher, dass die Länder auch lang-
fristig Planungssicherheit haben.

Meine Damen und Herren, die Kompensation von
500 Millionen Euro wird den Ländern in Form von
Umsatzsteuerpunkten zur Verfügung gestellt. Es
bleibt daher zu hoffen, dass der Finanzminister
diese Mittel auch an den Wirtschaftsminister zur
Finanzierung des ÖPNV weiterleitet und das Geld
nicht im allgemeinen Haushalt versickert. Oder
anders: Herr Minister Hirche, sorgen Sie mit für
diesen Mitteleinsatz im ÖPNV zur Sicherung der
Mobilität in Niedersachsen.

In Niedersachsen kommt es nun darauf an, dass
Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen die

bisherige Qualität sicherstellen. Meine Fraktion
sieht im Flächenland Niedersachsen weiterhin die
Landesregierung und die Landesnahverkehrsge-
sellschaft in der Pflicht, die entsprechende Mobili-
tät für die Bevölkerung zu organisieren und weiter-
hin zu sichern.

Dabei muss Schluss sein mit der Zweckentfrem-
dung der Regionalisierungsmittel des Bundes für
reine Landesaufgaben.

(Hermann Eppers [CDU]: Es gibt kei-
ne Zweckentfremdung!)

Landesaufgabe ist es nun einmal, die Schülerbe-
förderung finanziell abzusichern und nicht Bun-
desmittel umzuwidmen und dem Regionalisie-
rungstopf in der bisherigen Höhe von ca. 90 Millio-
nen Euro Jahr für Jahr zu entziehen.

(Beifall bei der SPD)

Die Kürzung der Regionalisierungsmittel trifft Nie-
dersachsen mit ca. 155 Millionen Euro in den Jah-
ren 2006 bis 2009, also im Durchschnitt mit ca.
40 Millionen Euro pro Jahr. Dem steht eine fakti-
sche Kürzung um 90 Millionen Euro pro Jahr durch
die Zweckentfremdung entgegen. Meine Damen
und Herren, wer diese Zweckentfremdung der
Regionalisierungsmittel für den Schülerverkehr
zurückführt, wird die zwischen Bundesregierung
und Bundesrat ausgehandelten Kürzungen zwei-
fellos verkraften können. Nur wer die bisherige
Praxis beibehält, verstößt gegen Planungssicher-
heit bei den Verkehrsunternehmen, gegen den
gestaltenden Auftrag der Landesnahverkehrsge-
sellschaft und verursacht eine Verschlechterung
des Angebots in der Fläche. Das wollen wir nicht.

(Hermann Eppers [CDU]: Machen Sie
doch mal einen Deckungsvorschlag!
Wie soll das funktionieren?)

Meine Damen und Herren, mittlerweile hat der
Bundestag der Bundesratsinitiative Niedersach-
sens zur Änderung des Personenbeförderungsge-
setzes zugestimmt. Ab 2007 kann das Land die
Ausgleichszahlungen für den Schülerverkehr nach
§ 45 a Personenbeförderungsgesetz selbst festle-
gen. Es steht zu befürchten, dass die Landesregie-
rung nun diese Möglichkeit nutzen wird, um diese
Zahlungen weiter zu kürzen. Hierbei darf nicht
vergessen werden, dass der Schülerverkehr die
tragende Säule des ÖPNV gerade in der Fläche
ist. Wer diese Ausgleichszahlungen zum Stein-
bruch für die Haushaltskonsolidierung macht,
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richtet im Busverkehr mehr Schaden an, als es die
beschlossene Kürzung der Regionalisierungsmittel
je könnte.

(Zustimmung von Rolf Meyer [SPD])

Meine Damen und Herren, zurück zum Antrag der
Grünen: Aufgrund der Einigung und des akzep-
tablen Kompromisses der Bundesländer gehen wir
davon aus, dass das Antragsbegehren im Kern
erledigt ist. Wir empfehlen, den Antrag zurückzu-
nehmen. Nach der jetzigen Sachlage kann unsere
Fraktion den Antrag nur ablehnen. Wir werden
daher der Ausschussempfehlung zustimmen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Ich weiß nicht, ob es im ganzen Landtag zu spüren
und zu riechen ist. Es riecht irgendwie nach Abga-
sen, nach Diesel. Wir lassen gerade die Ursache
klären. Wir hatten eine solche Situation schon
einmal. Damals musste der Landtag geschlossen
werden. Ich hoffe, das ist jetzt nicht der Fall.

Nächste Rednerin ist Frau König von der FDP-
Fraktion.

(Zuruf: Frau Präsidentin, das Rauch-
verbot gilt doch auch im Plenarsaal! -
Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Jetzt hat Frau König das Wort.

Gabriela König (FDP):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Regionalisierungsmittel sind kei-
ne überflüssigen Zuschüsse, die sich zwecks
Haushaltskonsolidierung einfach ersatzlos wegra-
tionalisieren lassen. Sie sind vielmehr Mittel, die
Investitionen und Nahverkehrsangebote ermögli-
chen, die andernfalls nicht finanzierbar wären. Ich
denke an verdichtete Takte im SPNV, an Schie-
nenverbesserungen für schnelleren und besseren
Zugverkehr, an die Modernisierung der Bahninfra-
struktur, das Wiederauflebenlassen stillgelegter
Strecken, eine verbesserte Anbindung der ländli-
chen Räume und auch an bezahlbare Schüler-
transporte. Ich sage ganz klar, dass der Bund die
Mittel einzig zur Haushaltskonsolidierung streichen
will, unabhängig von der Verwendung durch die
Länder. Die Behauptung der Opposition, die Län-
der hätten den Verlust der Regionalisierungsmittel

selbst verschuldet, da sie das Geld auch für die
Schülerbeförderung eingesetzt haben, ist Unsinn.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Eine Rückführung dieser Fördermittel bedeutet
nicht nur eine Stagnation, sondern eine Verschie-
bung von geplanten Maßnahmen, die gerade erst
anlaufen oder sich in der Planung befinden. Es
geht nicht nur um die Investition in eine Struktur
- immerhin hatten wir in den letzten acht Jahren in
der Personenbeförderung einen Zuwachs um 27 %
bei einem Anstieg der Regionalisierungsmittel um
nur 14 % - und um eine Abkehr vom hohen Treib-
stoffverbrauch durch einen verbesserten ÖPNV,
sondern auch um die Möglichkeit einer familien-
freundlichen Preisgestaltung. Gerade diese Perso-
nengruppe, die ja sonst so sehr im Mittelpunkt der
Entlastung stehen soll, wird nach der Reduzierung
der Pendlerpauschale, der Anhebung der Mehr-
wertsteuer und der Verteuerung der Energiekosten
wieder einmal verstärkt zur Kasse gebeten. Oder
glauben wir, dass die Preise sich nicht nach oben
verändern werden, wenn die Fördermittel gekappt
werden und das bisherige System weiter bestehen
soll? Sicherlich wird es auch Einschränkungen
geben, die auf Kosten der Attraktivität gehen wer-
den.

Unabhängig von der Höhe der Streichung müssen
wir uns weiter bemühen, den ÖPNV effizienter zu
gestalten. Die Vergabe von Zugverbindungen an
Private hat gezeigt, dass man gleiche,

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

oft sogar bessere Leistungen auch mit deutlich
weniger Geld erbringen kann. Auch die Möglich-
keit, vermehrt Busse einzusetzen, kann die Kosten
erheblich senken. Eine Reihe von Kommunen in
Niedersachsen hat schon vorgemacht, wie sich
trotz weniger Geld, aber mit kreativen Ideen, ein
qualitativ hochwertiger ÖPNV realisieren lässt.
Daher freut es mich besonders, dass Herr Minister
Hirche mit der Änderung des Nahverkehrsgesetzes
bereits konkrete Maßnahmen angekündigt hat, um
die Streichungen zu kompensieren. Dennoch müs-
sen wir uns dafür einsetzen, diese Mittel auch
weiterhin einzufordern und die Einschnitte so ge-
ring wie möglich ausfallen zu lassen. Wir müssen
aber auch mit sehr viel Augenmaß auf den Einsatz
dieser knappen Mittel achten.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt erteile ich Herrn Eppers von der CDU-
Fraktion das Wort.

Hermann Eppers (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den
Antrag abzulehnen. Ich habe bei der ersten Bera-
tung von dieser Stelle aus schon gesagt: Der An-
trag besteht aus zwei Teilen, einem oppositionspo-
litischen und einem inhaltlich-fachlichen. Der op-
positionspolitische Teil suggeriert, die Landesre-
gierung von Niedersachsen, getragen von CDU
und FDP, handele nicht und habe sich beim Bund
nicht genügend eingesetzt, um die Kürzungen zu
verhindern. Ich habe schon während der ersten
Beratung gesagt: Das ist schlichtweg falsch. Wenn
die Grünen einen solchen Vorwurf erheben, kann
ich das verstehen; denn wenn man in Berlin und
hier in der Opposition ist, geht das etwas einfa-
cher, als wenn man irgendwo, entweder in Berlin
oder hier, mit in der Verantwortung ist.

Ich bleibe dabei: Die Regierung, und zwar sowohl
der Ministerpräsident als auch Wirtschaftsminister
Walter Hirche, hat sich massiv gegen die Kürzung
gewandt. Ich verweise darauf, dass die Kürzung
auch ohne diesen Antrag im Verkehrsausschuss
des Bundesrates einstimmig mit 16 zu 0 Stimmen
abgelehnt wurde, also auch mit den Stimmen Nie-
dersachsens.

(Zuruf von Enno Hagenah [GRÜNE])

- Herr Hagenah, Sie kennen doch die Abstim-
mungsmodalitäten im Deutschen Bundesrat. Eine
Enthaltung wird dort wie eine Neinstimme gewer-
tet. Also ist dieses Paket nicht mit den Stimmen
Niedersachsens zustande gekommen.

Dennoch müssen wir sehen, dass der Einsatz aller
Landesregierungen am Ende zu dem Kompromiss
geführt hat - meine Vorredner sind darauf schon
eingegangen -, dass zwischen 2008 und 2010 die
Kürzung um 500 Millionen Euro geringer ausfallen
soll. Das ist natürlich noch nicht rechtsverbindlich,
weil jetzt erst über den Bundeshaushalt 2007 be-
raten wird. Ich gehe davon aus und ich erwarte
- das sage ich ausdrücklich auch von dieser Stelle
aus -, dass sich der Finanzminister und die Bun-
desregierung an den Kompromiss halten und dass
im Gesetzgebungsverfahren für den entsprechen-
den Bundeshaushalt diese Reduzierung der ge-

planten Kürzung um 500 Millionen Euro auch reali-
siert wird.

Damit ist widerlegt, dass die Landesregierung von
Niedersachsen nicht entsprechend gehandelt hat.
Schon während der ersten Beratung wurde ihr eine
angebliche Zweckentfremdung der Mittel unter-
stellt. Ich mache es mir jetzt einmal etwas einfach,
indem ich sage: Entweder werden hier Mittel
rechtskonform, also rechtmäßig, eingesetzt, oder
sie werden rechtswidrig eingesetzt. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, wenn hier jemand
der Meinung ist, die Landesregierung bzw. die
Landtagsmehrheit habe einen Haushalt beschlos-
sen, in dem rund 100 Millionen Euro rechtswidrig
verwendet werden, dann soll derjenige oder dieje-
nige klagen, damit es geklärt wird. Wir glauben das
nicht. Ich habe Ihnen auch in der ersten Beratung
schon gesagt, dass diese Mittel rechtmäßig einge-
setzt werden.

Jetzt einmal zur Redlichkeit in der Debatte: Wenn
der Landeshaushalt oder die finanzielle Situation
Niedersachsens es hergeben würden, würden wir
doch liebend gern diese 100 Millionen Euro um-
schichten. Das ist doch gar keine Frage. Ich will
jetzt nicht darauf eingehen, was Sie bis 2003 zu
verantworten und uns hinterlassen haben. Aber
wenn Sie hier schon die Forderung stellen,
100 Millionen Euro für Schülerbeförderung und an-
dere Dinge zugunsten von Regionalisierungsmit-
teln und zugunsten der Finanzierung des Öffentli-
chen Personennahverkehrs in Niedersachsen wie-
der umzuschichten, dann sollten Sie, Herr Kollege
Will, hier auch einen seriösen Finanzierungsvor-
schlag machen und in den Haushaltsberatungen
entsprechende Anträge stellen. Dann könnten wir
wenigstens darüber streiten. Alles andere ist un-
redlich und im besten Sinne noch als Oppositions-
klamauk abzutun. Mehr ist es dann nämlich nicht,
weil auch Sie den Menschen etwas suggerieren,
was Sie nicht halten können.

Eine letzte Bemerkung zu diesem Teil des Antrags
der Fraktion der Grünen: Das ist im Übrigen keine
Erfindung dieser Landesregierung. Auch andere
Landesregierungen, zum Beispiel die frühere rot-
grüne Landesregierung von Nordrhein-Westfalen,
haben ähnlich finanziert und zu ähnlichen Instru-
menten gegriffen, um ihre Staatsfinanzen halb-
wegs gesund darstellen zu können. Das ist also
keine Sache, die wir uns als CDU/FDP-Landes-
regierung und als Landtagsmehrheit anziehen
müssen.
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Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Eppers, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Wendhausen?

Hermann Eppers (CDU):

Aber gern.

Hans-Hermann Wendhausen (SPD):

Sehr geehrter Herr Eppers, ich frage Sie von
Braunschweiger zu Braunschweiger: Hat diese
Kürzung irgendwelche Auswirkungen auf die Regi-
oStadtBahn Braunschweig, oder ist die Regi-
oStadtBahn Braunschweig von all diesen Kürzun-
gen nicht betroffen?

Hermann Eppers (CDU):

Herr Kollege Wendhausen, ich werde Ihre Frage
gleich, so gut ich es kann, beantworten. Ich hätte
mich gefreut, wenn Sie diese Frage in den Gre-
mien, in denen Sie mit dem heutigen Bundesum-
weltminister Gabriel, Ihrem Bezirksvorsitzenden,
zusammensitzen, im Vorfeld der Entscheidung des
Bundeskabinetts Herrn Gabriel gestellt hätten, der
bisher immer so tut, als ob er das noch retten
könnte.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das ist ein einstimmiger Kabinettsbeschluss der
Bundesregierung gewesen, den er mit trägt. Ich
meine, dass die Frage besser da hingehört hätte.
Aber ich kann Ihnen die Frage beantworten, und
das habe ich im Übrigen bereits in der ersten Be-
ratung getan. Nicht nur das Projekt „RegioStadt-
Bahn Braunschweig“, sondern alle neuen schie-
nengebundenen Personennahverkehrsprojekte in
Niedersachsen stehen natürlich auf dem Prüf-
stand. Wir werden uns natürlich nach besten Kräf-
ten dafür einsetzen, dass wir das trotzdem finan-
zieren können. Allerdings wird es dabei nicht nur
um die RegioStadtBahn Braunschweig, sondern
darum gehen, ob das gesamte Angebot des öf-
fentlichen Personennahverkehrs z. B. im Raum
Braunschweig vor dem Hintergrund der Kürzungen
unverändert aufrechterhalten werden kann.

(Zuruf von Hans-Hermann Wendhau-
sen [SPD])

- Ich verteidige das, was von dort kommt, nicht. Ich
habe soeben den politischen Teil des Antrags der
Grünen kommentiert.

Ich habe mache mir schon große Sorgen, wie wir
das künftig organisieren wollen; denn ob mit oder
ohne RegioStadtBahn Braunschweig wird man in
vielen Teilen des Landes das Angebot im öffentli-
chen Personennahverkehr vor dem Hintergrund
der Kürzungen der Bundesregierung in Berlin na-
türlich überdenken und überarbeiten müssen. Wir
müssen das Kunststück vollbringen, mit weniger
Geld ein Höchstmaß an Effizienz und Angebotszu-
verlässigkeit im öffentlichen Personennahverkehr
in Niedersachsen aufrechtzuerhalten. Insofern
beantworte ich Ihre Frage gerne.

(Hans-Hermann Wendhausen [SPD]:
Das ist nicht nur unsere, sondern
auch Ihre Bundesregierung! Das ist
auch von Ihrer Partei mitgetragen!)

- Natürlich! Das ist die Bundesregierung aller
Deutschen, um Ihre Frage staatsbürgerlich korrekt
zu beantworten. - Ich bin wie Sie alle hier frei ge-
wählter Abgeordneter, und es ist mein gutes Recht
und auch meine Pflicht, das, was gut ist, als gut zu
loben, und das, was mir nicht passt, als schlecht
zu kritisieren. Dafür sitzen wir hier doch, oder? Ich
habe da keine Parteibuch-Scheuklappen auf.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Lassen Sie mich auf den Kern zurückkommen. Es
ist natürlich kritisch, dass man rückwirkend eine
Zusage eingeholt hat. Diesen Punkt hat der Kolle-
ge Will aus meiner Sicht treffend beschrieben.

Die vom Bundesverkehrsminister ankündigte Revi-
sion des Regionalisierungsgesetzes im Jahre 2007
hat eigentlich kaum noch einen Sinn; denn die
Kürzung und die Rücknahme um 500 Millionen ist
ja beschlossen. Ich mache mir insoweit keine allzu
großen Hoffnungen. Meines Erachtens brauchen
wir vor diesem Hintergrund keine Revision.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Herr
Kollege Hagenah, aus oppositionspolitischen
Gründen ist dieser Antrag verfehlt. Es ist deutlich
geworden, dass es zum jetzigen Zeitpunkt erstens
keinen Sinn mehr macht, diesen Antrag mit dieser
Zielrichtung zu beschließen, und zweitens ist er
inhaltlich an der Stelle leider etwas dünn.

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung anfügen.
Bei aller berechtigten Kritik an diesen Kürzungs-
maßnahmen, die ich teile, können wir nicht sagen,
dass Einsparungen dort, wo wir konsolidieren und
sparen müssen, um den Haushalt in den Griff zu
bekommen, in Ordnung sind, während Einsparun-
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gen des Bundes mit dem gleichen Ziel per se
schlecht sind. Da gilt das Sankt-Florians-Prinzip
nicht. Wir müssen bei aller Kritik schon zusehen,
wie wir die Staatsfinanzen auch im Bund in den
Griff kriegen; denn nur gesunde Staatsfinanzen auf
Bundesebene eröffnen uns in Niedersachsen die
Möglichkeit, auf der Grundlage gesunder Staatsfi-
nanzen künftig Fortschritt, Wohlstand, Wachstum
und Beschäftigung für alle zu sichern. In diesem
Sinne ist es richtig, wenn die Mehrheit des Land-
tags diesen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen ablehnt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Bevor ich jetzt Herrn Hagenah das Wort zu einer
Kurzintervention gebe, möchte ich mitteilen, dass
es sich bei dem Geruch hier im Plenarsaal um
Auswirkung der Fußballweltmeisterschaft handelt.
Und zwar sind die Ursache Grillanzünder gewe-
sen, die in der Fanmeile angezündet worden sind.
Das Problem ist jetzt aber abgestellt worden.

(Rolf Meyer [SPD]: Und wer bringt uns
jetzt die Bratwurst? - Heiterkeit)

Herr Hagenah, jetzt haben Sie das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Wenn das Grillanzünder waren, dann muss der
Umweltminister nachschauen, ob die alle so kor-
rekt sind. Das war ein ziemlich heftiger Geruch.

Herr Eppers, als Kurzintervention verlese ich hier
erstens einen kurzen Auszug aus dem Protokoll,
das von Regierungsangestellten des Landes Nord-
rhein-Westfalen über die Sitzung vom letzten
Freitag erstellt worden ist. Dort ist zu lesen: Die
Abstimmung zu Ziffer 1 des Haushaltsbegleitge-
setzes (Regionalisierungsmittel) erfolgte nach den
Redebeiträgen der Bundesratsvertreter und dem
Redebeitrag von Bundesfinanzminister Steinbrück.
Für die Anrufung des Vermittlungsausschusses zu
den Regionalisierungsmitteln fand sich keine
Stimme. - Ich schließe daraus, dass sich keine
Stimme fand, als das gefragt wurde, und der Ver-
treter Niedersachsens sich im Raume befand und
sich nicht gemeldet hat. Ich meine, dass es an der
Zeit gewesen wäre, wenn man im Sinne der von
Ihnen gehaltenen Rede und der Presseveröffentli-
chungen, die unser Verkehrsminister in den letzten
Wochen herausgegeben hat, hätte handeln wollen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In der Frage der Regelwidrigkeit des Griffes in die
Regionalisierungskasse in Bezug auf die 90 Millio-
nen für die Schülerbeförderung und die knapp
50 Millionen, die jetzt Steinbrück nimmt, muss man
sehr genau aufpassen. Wir haben keinen Rechts-
titel auf diese Mittel. Aber die anderen Bundeslän-
der haben in der Frage der Revision, auf die jetzt
Nordrhein-Westfalen und Hessen, die beileibe
keine kleinen Bundesländer sind, nach wie vor
großen Wert legen, weil sie den Umlageschlüssel
ändern wollen - - -

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Hagenah, die anderthalb Minuten sind vor-
über. Sie müssen sich jetzt bitte wieder hinsetzen.

(Ursula Körtner [CDU]: Sonst wird das
Mikro abgestellt! - Stefan Wenzel
[GRÜNE]: Das war doch nur eine hal-
be Minute!

- So ist das nun einmal bei der Kurzintervention. -
Herr Eppers, möchten Sie darauf antworten?

Hermann Eppers (CDU):

Ich gehe davon aus, dass der Minister den Sach-
verhalt klarstellen wird.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Gut, dann hat jetzt Herr Minister Hirche das Wort.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Die Uhr ist
kaputt!)

Walter Hirche, Minister für Wirtschaft, Arbeit
und Verkehr:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Die bisherige Debatte hat schon erge-
ben, dass der Antrag der Grünen überholt ist und
deswegen in der Form, in der er vorliegt, heute
abgelehnt werden muss. Ich sage ausdrücklich,
dass das nichts zur Sache selbst sagt. Sie haben
damals selbst gefordert, dass die Landesregierung
um den Erhalt der Bahnregionalisierungsmittel
kämpfen müsse. Genau das haben wir in den
letzten Monaten getan, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

In dem Punkt hat immer Einigkeit über die Wichtig-
keit der Mittel und um die Bedeutung der Mittel in
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der Fläche insbesondere im Zusammenhang mit
dem Schülerverkehr bestanden.

Meine Damen und Herren, es ist richtig - daran
sehen Sie auch die Interessenlage aller Bundes-
länder -, dass der Verkehrsausschuss des Bundes-
rates 16 zu 0 gegen eine Kürzung gestimmt hat
und dass in den Gesprächen, die die Ministerprä-
sidenten unter übergeordneten Gesichtspunkten
führen, der Verkehrsausschuss mit seiner Haltung
am Ende sozusagen quer durch die Republik un-
terlegen ist. Alle Länder, in denen CDU, CSU, SPD
allein oder zusammen regieren, haben dem Haus-
haltsbegleitgesetz zugestimmt. Die anderen Län-
der, in denen Koalitionen bestehen, also auch
Niedersachsen, haben nicht zugestimmt. So viel
zum Haushaltsbegleitgesetz 2006.

Die formalen Beschlüsse für 2007 und die Folge-
jahre müssen ja erst noch gefasst werden. Aber
die politischen Bekundungen des Bundesfinanzmi-
nisters und einiger Ministerpräsidenten gehen klar
in die aufgezeigte Richtung, dass die Kürzungen
vollzogen und auch Niedersachsen erwischen
werden. Wir werden kurzfristig, in den Jahren 2006
und 2007, insgesamt 57 Millionen weniger in der
Kasse haben, und ab 2008 sind es dann jährlich
60 Millionen weniger. Bundesverkehrsminister Tie-
fensee macht es sich ein bisschen einfach, wenn
er sagt, dass die Einsparbeträge leicht erwirt-
schaftet werden könnten, wenn die Länder ver-
mehrt Strecken im SPNV ausschreiben würden.
Ich sage auch hier in der Hoffnung, dass es nach
Berlin dringt, dass sich Herr Tiefensee die Sachla-
ge von seinen Mitarbeitern einmal genauer erläu-
tern lassen sollte. Denn „seine“ Deutsche Bahn
- der Bund ist ja immer noch 100-prozentiger Ei-
gentümer - nutzt ihre Monopolstellung dergestalt
aus, dass sie mit den Ländern nur langfristige Ver-
kehrsverträge abschließt, weshalb wir nur in sehr
geringem Maße ausschreiben können. Das, was
hier als Rezept angeboten wird, funktioniert inso-
fern einfach nicht. Übrigens hatten wir deswegen
gesagt, dass wir ab 2008 und nicht vorher eine
angemessene Reduzierung vornehmen werden,
weil wir vorher bestehende Verträge verändern
müssten.

Wir werden bei der Revision, die kommen wird,
sehr darauf achten müssen, wie sie im Einzelnen
angesetzt wird. Wir werden es nicht akzeptieren
können, wenn dabei nur die Quantität von Bestel-
lungen und nicht die Qualität des Verkehrsgesche-
hens berücksichtigt wird.

Was das 2006 für das Land bedeutet, ist klar. Alle
müssen den Gürtel enger schnallen; denn alle sind
betroffen. Das gilt sowohl für Investitionen als auch
für den konsumtiven Bereich. Wir werden vor dem
Hintergrund des noch nicht ausgehandelten Haus-
haltsentwurfs nicht umhinkommen, in 2007 Priori-
täten zu setzen. Wir werden das Niedersächsische
Nahverkehrsgesetz anpassen müssen. Es kann
nicht angehen, meine Damen und Herren, dass
hier im Landtag heute Nachmittag für Kindergärten
dreistellige Millionenbeträge angemahnt werden
und danach über hohe zweistellige Beträge für
Regionalisierungsmittel gesprochen wird.

Bei den nächsten Punkten geht es dann vielleicht
so weiter. Dann sind wir in einer Plenarsitzung bei
mehreren Milliarden Euro. Das ist keine seriöse
Finanzpolitik. Darin müssen wir auch die Regiona-
lisierungsmittel einordnen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen deshalb zur Abstimmung. Wer der
Beschlussempfehlung des Ausschusses zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer
stimmt dagegen? - Wer enthält sich der Stimme? -
Das Erste war die Mehrheit.

Wir kommen jetzt zu den Tagesordnungspunkten 8
und 9, die ich vereinbarungsgemäß zusammen
aufrufe:

Tagesordnungspunkt 8:
Zweite Beratung:
Kein Verkauf um jeden Preis: OHE-Konzern
als Verkehrs- und Logistikdienstleister er-
halten, keine neuen Monopole zulassen -
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 15/2724 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 15/2914

und
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Tagesordnungspunkt 9:
Erste Beratung:
Verkaufsverfahren bei OHE im Landesinte-
resse korrigieren - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/2935

Die Beschlussempfehlung in der Drucksache 2914
lautet auf Annahme in geänderter Fassung.

Eine Berichterstattung zu Tagesordnungspunkt 8
ist nicht vorgesehen.

Wir kommen jetzt zur ersten Beratung des Antrags
der Fraktion der Grünen. Zu Wort gemeldet hat
sich Herr Hagenah. Ich erteile ihm das Wort.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Nach dem Durchmarsch der Koaliti-
onsfraktionen von CDU und FDP im Wirt-
schaftsausschuss am 19. Mai sollen heute für die
OHE die Weichen endgültig auf Verkauf gestellt
werden, und zwar zu den denkbar schlechtesten
Bedingungen für die Zukunft von Beschäftigung
und Infrastruktur im niedersächsischen Verkehrs-
sektor Eisenbahn.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Wer sagt das denn?)

Erwartungsgemäß lehnen Sie die klaren Rahmen-
setzungen des SPD-Antrages ab. Entsprechend
negativ würde sich das entwickeln.

CDU und FDP verweisen nun auf ihren eigenen
Begleitantrag. Dazu muss ich sagen: Dieser ver-
dient nicht das Papier, auf dem er geschrieben
worden ist: Verzicht auf Kündigungen nur im Rah-
men des wirtschaftlich Vertretbaren, Aufrechter-
haltung des Schienennetzes auch nur im Rahmen
des wirtschaftlich Vertretbaren. Wer will da die
Grenze ziehen, Herr Dinkla? Das sind doch in
Wahrheit nach einem abgeschlossenen Verkauf
Freibriefe für Verkäufe ganzer Sparten und für
betriebsbedingte Kündigungen.

Genauso nichts sagend und dehnbar ist die Gene-
ralklausel, die Sie in Ihren Antrag hineingeschrie-
ben haben: Verkauf nur an Interessenten mit über-
zeugendem Verkehrskonzept. - Na, herzlichen
Dank!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das alles muss doch für Sie hier im Landtag ein
gewisses Déjà-vu-Erlebnis sein. So etwas Ähnli-
ches haben wir doch vor einiger Zeit schon einmal
gehört. Das ist nämlich eine Wiederholung der
leeren Versprechungen von Minister Möllring vor
dem Verkauf der Nileg. Das haben wir hier vor
ungefähr einem Jahr behandelt. Damals sollte
auch all so etwas eingehalten werden. Wir erinnern
uns alle noch ganz gut daran.

(Hartmut Möllring [CDU]: Die haben
wir doch nicht verkauft!)

- Ja. Die hat die NORD/LB verkauft. Wir haben hier
über die Rahmenbedingungen des Verkaufes ge-
sprochen. Der Finanzminister hat hier vorn - das
können Sie alles in den Protokollen nachlesen;
viele werden sich auch noch erinnern - erzählt, wie
sorgfältig die Landesregierung das alles mit der
NORD/LB abgestimmt hat, wie die Rahmenbedin-
gungen dieses Verkaufs sein sollten - nämlich
genau so, wie sie jetzt in Ihrem Änderungsantrag
bezüglich der Rahmenbedingungen des Verkaufs
der OHE beschrieben haben: Immer alles inner-
halb der wirtschaftlich vertretbaren Rahmenbedin-
gungen. Auch dort sollten die Beschäftigten blei-
ben, und die Tätigkeit der Landesentwicklung
sollte aus dem Verkauf sogar gestärkt hervorge-
hen.

Und wie sieht es heute aus? - Heute, nur ein Jahr
danach, sind nicht nur die Mitarbeiter weitgehend
weg. Auch die Aufgabe der Landesentwicklung ist
abgewickelt. Der Firmensitz liegt bereits außerhalb
Niedersachsens. Herzlichen Glückwunsch!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dieser Zug ist schon abgefahren im Rahmen der
von der FDP betriebenen Veräußerungseuphorie
hier in Niedersachsen. Bei der OHE darf uns das
nicht passieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

So viel zur Verlässlichkeit derartiger Versprechun-
gen im Zuge eines von CDU und FDP geplanten
Verkaufs.

Nicht nur Ihre so genannten verkehrs-, struktur-
und sozialpolitischen Rahmenbedingungen sind
nichts wert. Die geplante Veräußerung von mehr
als 80 % der Geschäftsanteile an der OHE birgt
weitere Nachteile und Risiken. Wegen der Größe
der Osthannoverschen Eisenbahngesellschaft be-
deutet deren Verkauf an einen der großen interna-
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tionalen Verkehrsbetriebe die Gefahr neuer He-
gemonien. Nicht nur die französische Veolia, die
bei Connex schon in unserem Land fährt, steht
dafür auf der Matte. Auch die englische First Group
und andere Global Players des Verkehrsgewerbes
und der Entsorgungsindustrie würden gern ihre
Signale für den deutschen Markt auf Grün stellen
und bei dem interessanten Unternehmen OHE den
Einstieg dafür suchen.

Damit drohen zukünftig strukturschädigende Rosi-
nenpickerei beim Verkehrsangebot - nur die bes-
ten Linien werden weiter gefahren - und fremdge-
steuerte Gewinnmaximierung im niedersächsi-
schen Nahverkehr. Das ist umso problematischer
für das zukünftige Betriebsangebot und das Per-
sonal, als mehr als 50 % Privatbesitz zwangsläufig
mit dem Verlust der derzeit günstigen Rahmenbe-
dingungen für die Altersversorgung des 1 200-Per-
sonen-Betriebs OHE einhergehen wird. Um min-
destens 3 bis 5 % verteuern sich die Personalkos-
ten allein dadurch im Vergleich zu heute, wenn es
überwiegend privates Eigentum an der OHE gibt.
Das müsste jeder private Hauptanteilseigner zu-
sätzlich durch Rationalisierung erwirtschaften -
entweder zulasten der Beschäftigten oder zulasten
der Angebotsqualität. Warum wollen wir einen
solchen Nachteil für ein so wichtiges Verkehrsun-
ternehmen in unserem Land in Kauf nehmen?

(Beifall bei den GRÜNEN - Ernst-
August Hoppenbrock [CDU]: Vor allen
Dingen ein so lukratives!)

- Reden Sie die OHE doch nicht schlecht! Sie ha-
ben sie doch in den letzten Jahren verwaltet. Es
waren doch Ihre Leute in der Regierung, die dort in
den Aufsichtsgremien saßen. Das sind Ihre Defi-
zite aus den letzten Jahren, nicht unsere.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie wissen sehr genau, dass diese Defizite wegen
der Nichtveräußerung des defizitären Straßen-
frachtunternehmens in Süddeutschland zustande
gekommen sind. Die hätte man sogar verkaufen
können. Aber Sie wollten ja die OHE insgesamt
veräußern

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Deshalb handeln wir jetzt!)

und haben lieber die Abwicklung im negativen
Sinne für das OHE-Betriebsergebnis in Kauf ge-
nommen. Das ist betriebswirtschaftlich wirklich
sehr negativ gerechnet.

(Vizepräsidentin Astrid Vockert
übernimmt den Vorsitz)

Die Chancen einer gemeinsamen Holding mit der
EVB, die ursprünglich auch einmal von Ihnen mit
betrieben wurde, wären mit dem Verkauf der OHE
auch verspielt, es sei denn, Herr Möllring plant
bereits nach der Salamitaktik auch deren Verkauf
im nächsten Jahr. Damit würden aber die genann-
ten Probleme, die jetzt bei der OHE auftreten, ma-
ximiert, indem sie verdoppelt werden.

Die mit unserem Antrag angestrebte Teilprivatisie-
rung bis maximal 49,9 % vermeidet diese
Nachteile, nutzt aber zugleich den von uns gese-
henen Vorteil einer Einbindung von privatem
Know-how. Wir erwarten davon eine bessere Aus-
nutzung der Potenziale im Unternehmen z. B. be-
zogen auf das vorhandene Schienennetz, für das
zukünftig noch zunehmende Güterverkehre zu
erwarten sind.

Entscheidende Vorteile unseres Ansatzes sind
weiterhin, dass damit das Kostenrisiko der Alters-
versorgung automatisch neutral gestellt wird und
die gemeinsame Holding mit der EVB, die weitere
wirtschaftliche Vorteile böte, auch weiterhin mög-
lich bleibt. In diesem Rahmen wäre auch die Über-
tragung der Betriebsführung an den zu gewinnen-
den privaten Partner für uns kein Tabu, wenn da-
mit zusätzliche Effizienz gewonnen werden könnte.

Der weiterhin öffentlich verantwortete Besitzanteil
ist nach unserer Intention nicht als eingleisige
langfristige Bindung des Landes zu interpretieren.
Wir zielen vor allen Dingen auf die Anschlussmög-
lichkeit für weitere Kommunen, die sich an dem
jetzigen Verkaufsverfahren sicherlich noch nicht
sofort beteiligen können, und große benachbarte
öffentliche Verkehrsunternehmen in Hannover
oder Bremen, die hohes Interesse bekundet ha-
ben, wenn sie die Chance bekommen, sich in an-
gemessener und kleiner Form an der OHE zu
beteiligen. Warum sollte das nicht zusammen
50,1 % ergeben? Man muss nur in dem jetzigen
Verfahren darauf achten, dass man nicht mehr als
49,9 % verkauft.

Wenn wir das gemeinsam anstreben, dann müs-
sen wir das schon jetzt in dem Verkaufsverfahren
entsprechend kommunizieren. Dazu dient unser
Antrag, durch den das gewährleistet würde. Nur so
kann die bisher in Niedersachsen erfolgreiche
Strategie des öffentlich mitverantworteten Wettbe-
werbs im ÖPNV ungebrochen fortgesetzt werden.
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Die war nämlich erfolgreich. Die damit erreichba-
ren sozialen und regionalwirtschaftlichen Rahmen-
setzungen dürfen nicht auf dem Abstellgleis lan-
den, wohin sie der von den Koalitionsfraktionen
geplante bedingungslose Verkauf leider verschie-
ben würde.

Wir wollen dagegen mit der OHE und der EVB am
Zug bleiben durch eine effiziente Kombination von
öffentlichen und privaten Eigentümerinteressen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Nächster Redner ist Herr Kollege
Meyer von der SPD-Fraktion.

Rolf Meyer (SPD):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Ich gehe mal davon
aus, dass noch nicht alle Anwesenden mit einem
Unternehmen der OHE-Gruppe gefahren sind. Von
Braunschweig bis Cuxhaven, von Lüchow bis
Bremen, von Göttingen bis Hamburg kann man mit
Bussen und Bahnen der VOG, der KVG, der KVC
oder auch der Metronom durch Nordostnieder-
sachsen fahren. Es geht also nicht um irgendeine
Nebenstrecke, die man mal eben so abwickeln
könnte, sondern es geht um ein Unternehmen, das
für eine funktionierende Verkehrsinfrastruktur in
Niedersachsen unverzichtbar ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Gerade deshalb wollen wir alles unternehmen, um
die Zukunft dieses Unternehmens und seiner über
1 200 Beschäftigten zu sichern. Gerade deshalb
begleiten wir die Verkaufsabsichten von Bund und
Land kritisch und sehr aufmerksam.

Dies haben wir mit dem Entschließungsantrag der
SPD-Fraktion in die parlamentarische Beratung
eingebracht, und dies werden wir heute so fortset-
zen. Wir werden ja als Landtag möglicherweise
irgendwann über den Verkauf abstimmen müssen.
Dann wird man sehen, wo man gelandet ist.

Was ist den Kollegen Althusmann und Schönecke
in einer Pressemeldung dazu eingefallen? - Ich
zitiere:

„Wer wie die SPD-Landtagsabge-
ordneten Möhrmann, Nahrstedt,

Somfleth, Voigtländer, Wiegel und
Meyer von drohender Zerschlagung
der OHE und drohenden massiven
Schäden der Verkehrsinfrastruktur
spricht, schürt alleine aus parteitakti-
schen Gründen Ängste.“

(Bernd Althusmann [CDU]: Haben wir
die alle genannt? - Joachim Albrecht
[CDU]: Recht haben sie!)

- Herr Kollege Albrecht, ich habe schon auf Ihren
Zwischenruf gewartet und mich darauf gefreut. Ihre
Zwischenrufe sind immer sehr laut, aber sie sind
nicht sehr gut. Wenn sie nicht besser werden,
dann werden Sie immer in der letzten Reihe sitzen
bleiben.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Bernd Althusmann [CDU]:
Wo sitzen Sie denn?)

Meine Damen und Herren, ich finde es erbärmlich,
dass Ihnen offenbar Parteitaktik wichtiger ist als
das Bemühen um eine sinnvolle Lösung. Sonst
hätte es eine solche Pressemitteilung nicht geben
dürfen.

(Joachim Albrecht [CDU]: Sie dürfen
nicht von sich auf andere schließen!)

Sie haben offenbar jede Vorstellung davon, was
Ängste von Arbeitnehmern sind, verloren. Warum
eigentlich sind Betriebsräte und Gewerkschaftler
ganz anderer Meinung? Ich zitiere aus dem Ham-
burger Abendblatt vom 27. Mai:

„Auch bei Branchenkennern löst
Kopfschütteln aus, dass Finanzmi-
nister Hartmut Möllring (CDU) um je-
den Preis sofort Kasse machen will. ...
Das helfe zwar der Landeskasse, ein
‚Aufhübschen‘ der zu verkaufenden
Braut aber könnte mittelfristig höhere
Erlöse bringen.“

Dieses Thema ist hier überhaupt noch nicht ange-
sprochen worden. Das wäre aber wichtig.

Herr Kollege Althusmann und Herr Kollege Schön-
ecke, wie bewerten Sie eigentlich die Resolution
des Landkreises Celle und der Stadt Celle? Die
Abstimmung über diese Resolution war einstim-
mig, liebe Kollegen - „einstimmig“ heißt auch mit
der Zustimmung Ihrer Kollegen Dr. Stumpf, Lang-
specht und Bode. Ich möchte einige Forderungen
aus dieser Resolution zitieren. Dort heißt es: Wir
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erwarten von der Bundes- und Landesregierung,
dass ein Verkauf nur im Einvernehmen mit den
kommunalen Gesellschaftern der OHE erfolgen
wird.

(Zurufe von der SPD: Hört, hört!)

Weiter heißt es dort: Es sind die derzeit rund
250 Arbeitsplätze im Bereich Celle für mindestens
15 Jahre zu erhalten. Die Konzernzentrale mit
Abwicklung des operativen Geschäfts bleibt dau-
erhaft in Celle. Der Einfluss der kommunalen Ge-
sellschafter könnte durch eine Sperrminorität gesi-
chert werden. - Alles das hat die Zustimmung der
eben genannten Kolleginnen und Kollegen gefun-
den!

(Jörg Bode [FDP]: Das war aber ver-
kürzt dargestellt!)

- Das ist überhaupt nicht verkürzt dargestellt. Ich
könnte Ihnen die ganze Resolution vorlesen. Aber
ich komme gleich noch einmal auf den Kollegen
Bode zurück.

Meine Damen und Herren, auf Anfrage hat mir
Minister Möllring freundlicherweise mitgeteilt, dass
sich die Kommunen nur im Rahmen des wettbe-
werblichen Verfahrens - gegebenenfalls mit Part-
nern - am Vergabeverfahren beteiligen können.
Wie sollen sie das eigentlich bis zum 11. Juli orga-
nisieren? Ich halte das faktisch für unmöglich. Die
kommunalen Anteilseigner werden auf diese Wei-
se ausgehebelt, obwohl sie durchaus die Bereit-
schaft - das kann man ja landauf, landab wahr-
nehmen - zu aktivem Engagement in dieser Sache
haben.

Ich zitiere weiter aus der Resolution: Für den
Kreistag Celle ist daher auch im Hinblick auf die
Stärkung des Raumes durch das Förderprogramm
Ziel 1 eine gute verkehrliche Erschließung durch
die Schiene ein wesentlicher Punkt der Daseins-
vorsorge und unabdingbar. Für die Schieneninfra-
struktur in der Heide darf nicht allein der Profit
ausschlaggebend sein. - Darum geht es nämlich
an dieser Stelle am Ende.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Wirtschaftlich!)

Es soll eine zehnjährige Haltepflicht für den Be-
reich Metronom und KVG festgeschrieben werden,
um eine Aufspaltung der OHE zu vermeiden. Es
besteht doch die Gefahr, dass man die Teile, die in
der Vergangenheit Verlust gebracht haben, einfach

wegdrückt - ein solcher Teil ist nun einmal der
Güter transportierende Teil -, um irgendjemandem
etwas Gutes zu tun. Die kommunalen Anteilseigner
haben ein berechtigtes Interesse am Erhalt der
Struktur und am Erhalt der Arbeitsplätze. In Celle
sind es rund 250 und bei der KVG rund
640 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

In den Ausschreibungsunterlagen - nachzulesen
im Europäischen Amtsblatt - stehen Bedingungen
für den Verkauf. Diese scheinen zunächst einmal
vernünftig zu sein. Da heißt es u. a.: Ziel ist die
strategische Weiterentwicklung der OHE als erfolg-
reiches Wirtschaftsunternehmen. - Im Haus-
haltsausschuss war davon die Rede, dass im Jahr
2006 rund 500 000 Euro Gewinn erwirtschaftet
werden und dass sich auch für die kommenden
Jahre eine positive Entwicklung abzeichnet. Wa-
rum spricht der Kollege Schönecke dann eigentlich
von desaströsen Verhältnissen?

(Hermann Dinkla [CDU]: Weil er sich
auskennt!)

„Warum eigentlich verkaufen?“, muss man sich
doch dann fragen.

Weiter heißt es in den Ausschreibungsunterlagen:
Bestandsgarantie für Arbeitsverhältnisse und für
einzelne Standorte. - Das habe ich eben schon
angedeutet. Aber die Beschäftigten wollen natür-
lich genauer wissen, wie viele Arbeitsplätze für
welchen Zeitraum garantiert werden sollen und
was aus den VBL-Leistungen wird. Ich füge hinzu:
Welche Standorte bleiben garantiert? Celle wird
einen Abzug der Zentrale nicht hinnehmen. Wenn
sich alle Parteien des Kreistages kurz vor der
Kommunalwahl einig sind, dann zeigt dies deutlich,
dass Celle von dieser Landesregierung nicht wie-
der einmal benachteiligt werden will.

Der Auftraggeber - so heißt es dann - behält sich
vor, Pflichten zum Erhalt bzw. zum Betrieb für Teile
des Schienennetzes aufzuerlegen. - Weshalb die-
ser Vorbehalt? Welche Teile des Schienennetzes
sind denn aus der Sicht der Landesregierung ver-
zichtbar?

Erfreulicherweise ist inzwischen deutlich gewor-
den, dass eine Trennung von Schiene und Betrieb
nicht vorgesehen ist. So wurde es zumindest im
Haushaltsausschuss deutlich. Minister Hirche hat
ja seinerzeit ein Interview im OHE-Express - das
ist die Zeitung des Betriebes - gegeben. Da war er
sich noch nicht ganz klar darüber, wohin es gehen
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soll. An dieser Stelle ist dann aber erfreulicherwei-
se Klarheit geschaffen worden.

Abschließend möchte ich noch einen Punkt auf-
greifen. In der Plenardebatte hat Herr Kollege Bo-
de Papst Benedikt XVI. bemüht.

(Jörg Bode [FDP]: Ich habe das Zitat
noch dabei!)

Ich war damals reichlich überrascht und fand das
auch nicht schlecht, um die Entscheidung der Lan-
desregierung zu rechtfertigen. Aber, Herr Bode,
Sie sollten sich nicht mit Stellvertretern aufhalten.
Gehen Sie zum Original und denken Sie an das
achte Gebot: Du sollst nicht falsch Zeugnis reden
wider deinen Nächsten. - Niemandem hier im Haus
geht es um eine Verherrlichung der Staatswirt-
schaft, wie Sie es seinerzeit gesagt haben. Es geht
auch nicht um die Verteufelung von Privatwirt-
schaft.

(Glocke der Präsidentin)

Hören Sie doch auf, solchen Unsinn zu behaupten!

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Meyer, Sie müssen zum Schluss
kommen!

Rolf Meyer (SPD):

Sie haben selbst zugestimmt. Irgendwann muss
Ihnen klar sein, dass Sie nicht Regierung und Op-
position gleichzeitig sein können. Wir haben das
lernen müssen, und Sie werden das auch noch
lernen. Irgendwann werden sich die Kollegen, die
seinerzeit zugestimmt haben, entscheiden müs-
sen. Wir werden sehr sorgfältig beobachten, wel-
che Entscheidung tatsächlich von Ihnen getroffen
werden wird. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die CDU-Fraktion spricht jetzt Herr Kollege
Schönecke. Bitte!

Heiner Schönecke (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen,
meine Herren! Die Kollegen Meyer und Hagenah
haben eben zu ihren Anträgen gesprochen und die
Problematik der OHE aus ihrer Sicht geschildert.

Worüber haben wir denn heute zu entscheiden? -
Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche
Bahn, das Land Niedersachsen werden ihre An-
teile verkaufen - so der Beschlussentwurf. Das ist
die Einleitung eines Verfahrens.

Meine Damen und Herren, es handelt sich hier um
eine Reaktion auf geänderte ordnungspolitische
Vorgaben. Das wissen Sie von den Grünen und
der SPD ganz genau. Wir haben seit Jahren über
diese Problematik diskutiert. Unklare Mehrheits-
verhältnisse haben diesen Verkehrskonzern nicht
gerade - Herr Meyer, ich glaube, das wissen Sie
als Celler auch ganz genau - zu unternehmeri-
schen Höchstflügen animiert. Das Gegenteil war
der Fall. Die Verluste von 11 Millionen Euro haben
doch zu einem Insolvenzszenario geführt. Das
können Sie hier nicht widerlegen. Das ist doch
Fakt.

Es gibt wenige öffentliche Unternehmen, die so
etwas durchzustehen haben. Anteilseigner - dazu
gehörten auch die Kommunen - verweigerten die
Zahlung der Verlustausgleiche - eine sehr seltene
Vorgehensweise, aber wahrscheinlich aus der
Sicht der einzelnen Anteilseigener gut begründet.

(Rolf Meyer [SPD]: Der Landkreis
Celle nicht!)

Es wurden - darauf hob der Kollege Hagenah ab -
Gutachten in Auftrag gegeben. Herr Kollege Ha-
genah, was ist denn damit passiert? - Sie wurden
doch nicht umgesetzt. Es fehlte der politische Mut.
Es fehlte die politische Courage. Das hat über
Jahre in der Frage OHE gefehlt.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Warum ha-
ben Sie das denn nicht gemacht? Sie
könnten es heute noch tun!)

Hier holt die Vergangenheit vor allen Dingen die
SPD ein, Herr Meyer.

(Zuruf von Stefan Wenzel [GRÜNE])

- Herr Wenzel, wir haben die Situation erkannt.
Diese Landesregierung hat die Situation erkannt
und wird diese Probleme lösen.

(Beifall bei der CDU)

Im Jahre 2006 stehen für diesen Logistikkonzern
zukunftweisende Entscheidungen an. Dieser Kon-
zern braucht eine Zukunft. Das, was Sie in Ihren
Anträgen proklamieren, bietet keine Zukunft.
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(Rolf Meyer [SPD]: CDU-Kollegen ha-
ben das mit befürwortet!)

Nun, da wir mit dem Mut unserer eigenen Regie-
rung etwas umsetzen, müssen Sie erkennen, dass
Ihnen dieser politische Mut über Jahre gefehlt hat.

(Beifall bei der CDU)

Wie schön ist es für Sie, jetzt als Opposition Anträ-
ge zu schreiben, die weder dem Unternehmen
noch der Region helfen. Die OHE braucht einen
starken Partner. Dies erkennen auch die Grünen.
Herr Wenzel und Herr Hagenah, so haben Sie
Ihren Antrag formuliert. Wer aber will ein starker
Partner sein, wenn ihm Entscheidungen nicht zu-
gestanden werden? Bei 49,5 % der Anteile muss
man die Interessen bündeln und Geld in die Hand
nehmen. Einen solchen Weg, wie ihn Ihre Anträge
nahe legen, sehe ich heute nicht.

Noch ein Satz zu den kommunalen Interessen:
Wer sagt denn, dass die kommunalen Anteilseig-
ner ihre Anteile mit verkaufen sollen? In vielen
Kommunen gab es allerdings - Herr Meyer, da sind
Sie vielleicht nicht auf dem neuesten Stand - sehr
wohl Diskussionen über den Verkauf der eigenen
Anteile, weil es die Kommunen mittlerweile auch
etwas leid sind, sich am Verlustausgleich zu betei-
ligen.

(Rolf Meyer [SPD]: Aber es gibt auch
welche, die nicht verkaufen wollen!)

Ich habe schon in der ersten Beratung gesagt,
dass wir es hier mit einem aktiven Markt zu tun
haben. Der Logistikmarkt wächst. Ein solches Un-
ternehmen hat alle Chancen, diesen Markt zu nut-
zen. Hier wurde das Beispiel Metronom genannt.
Wir alle hoffen, dass die Metronom GmbH den
OHE-Konzern in den nächsten Jahren positiv be-
gleiten und für schwarze Zahlen sorgen wird. Über
1 000 Mitarbeiter der OHE und ihrer Töchter haben
gezeigt, dass sie dieses Unternehmen nach vorne
bringen wollen. Dazu bedarf es allerdings - ich
wiederhole es - eines starken Partners. Dieser
starke Partner sind weder die Kommunen noch
das Land Niedersachsen noch die Deutsche Bahn,
die in den letzten Jahren immer wieder gezeigt
haben, dass sie sich eher im Wege standen.

Die Weichen müssen hier richtig gestellt werden.
Ich gehe davon aus, dass Minister Möllring und
Minister Hirche sehr genau wissen, dass in dem
Bieterverfahren, das heute angeschoben wird, die
Interessen der Region im Auge behalten werden.

Wir haben sehr deutlich formuliert, was wir von
einem Bieter erwarten. Die Mitarbeiter der OHE
haben ein Recht auf klare Strukturen sowie darauf,
dass in einem solchen Unternehmen endlich Ent-
scheidungen getroffen werden. Daran hat es in der
Vergangenheit häufig gemangelt.

(Rolf Meyer [SPD]: Dann können Sie
ja unserem Antrag zustimmen!)

Bei der OHE - ich glaube, dieser Aussage kann
hier jeder zustimmen - haben wir es mit einem
Dienstleister zu tun, der auf dem Weg zu einem
modernen Logistik- und Mobilitätsdienstleister ist.
Auf der Homepage der OHE verspricht man es
schon. Ich bin davon überzeugt, dass er es wird,
aber nur mit starken Partnern. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion erteile ich
Herrn Kollegen Bode das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Lie-
ber Kollege Meyer, lassen Sie mich zunächst eine
Bemerkung zu Ihren Ausführungen zu der Resolu-
tion im Celler Kreistag machen, die Sie hier zwar
richtig, aber verkürzt dargestellt haben. In der Tat
ist das, was dort beschlossen wurde, in vielen
Punkten - nicht sprachlich, aber in der Forderung -
mit dem identisch, was hier im Ausschuss be-
schlossen worden ist.

(Rolf Meyer [SPD]: Nein, mit unserem
Antrag!)

Da wir um eine gemeinsame Resolution bemüht
waren, gab es auch Punkte, die darüber hinaus
gehen. Sie haben den Punkt Sperrminorität schon
angesprochen. Allerdings wird sie nicht gefordert.
Vielmehr steht in der Resolution, es handele sich
um eine Möglichkeit, den kommunalen Interessen
Rechnung zu tragen. Dass es eine solche Mög-
lichkeit gibt, ist keine Frage. Aber es wäre fair ge-
wesen, wenn Sie auch das hinzugefügt hätten,
was ich in der Debatte geäußert habe und worüber
die Zeitungen berichtet haben: Es ist absolut illuso-
risch, dass ein solches Instrument Realität werden
könnte. So viel gehört zur Ehrlichkeit. Die Resolu-
tion steht nicht im Gegensatz zu der hier im Land-
tag erarbeiteten; sie ergänzt diese nur.
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Angesichts der Grundsatzfrage, die sich hier stellt,
müssen wir darüber nachdenken, ob es heutzuta-
ge vertretbar ist, dass der Staat die ausschließlich
wirtschaftliche Aufgabe eines Speditions-, Trans-
port- und Personennahverkehrsunternehmens
selbst wahrnimmt.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das ist
doch Daseinsvorsorge!)

Natürlich ist es nicht vertretbar, sofern man sicher-
stellt, dass der Wettbewerb als Maxime beachtet
wird.

(Beifall bei der FDP)

So, wie es in der Vergangenheit war, war es auch
nicht im Interesse der Mitarbeiter der OHE. Natür-
lich wünschen sich alle einen sicheren Arbeits-
platz. Aber, Herr Meyer, einen sicheren Arbeits-
platz kann es nur geben - das ist eine ganz einfa-
che Rechnung -, wenn ein Unternehmen Gewinne
macht. In einem Unternehmen, das jahrelang Ver-
luste schreibt, ist kein einziger Arbeitsplatz sicher,
völlig unabhängig davon, ob es sich dabei um ein
privates oder um ein öffentliches Unternehmen
handelt.

(Beifall bei der FDP)

Die Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung hat es
als „Wunder von Braunschweig“ tituliert, wie dort
durch echte Privatisierung der Haushalt der Stadt
saniert worden ist, sodass es heute wieder möglich
ist zu investieren. Dort ist ein guter Weg beschrit-
ten worden,

(Unruhe bei der SPD)

der uns Hoffnung macht, dass wir auch auf allen
anderen Ebenen in die richtige Richtung gehen,
wenn wir ihn nur konsequent weiter beschreiten.

Zum Abschluss zitiere ich gern noch einmal aus
der Enzyklika des Papstes - Herr Meyer, Sie haben
dieses Zitat ja auch als schön empfunden -, in der
es heißt:

„Der totale Versorgungsstaat, der al-
les an sich zieht, wird letztlich zu einer
bürokratischen Instanz, die das We-
sentliche nicht geben kann. Nicht den
alles regelnden und beherrschenden
Staat brauchen wir.“

Der Papst hat Recht. Wir sollten in diesem Sinne
entscheiden. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Minister Möllring, gestatten Sie zunächst eine
Kurzintervention des Kollegen Meyer? - Herr Kol-
lege Meyer, Sie haben die Möglichkeit zu einer
Kurzintervention auf die Ausführungen des Kolle-
gen Bode. Bitte!

Rolf Meyer (SPD):

Ich würde dem Papst an dieser Stelle Recht ge-
ben. Aber Sie machen hier etwas ganz anderes.
Sie würden auch den letzten Beschluss mit Freiheit
und Liberalisierung rechtfertigen. Aber Sie sollten
mir nicht erklären wollen, dass Schieneninfra-
struktur und insbesondere Gütertransporte etwas
mit freiem Markt zu tun hätten. Das wäre nämlich
schlichtweg Unsinn, um es freundlich zu formulie-
ren. Hier hat der Staat eine Aufgabe. Wenn Schie-
neninfrastruktur und öffentlicher Personennahver-
kehr kein Teil der Daseinsvorsorge sind, wofür sich
der Staat engagieren muss, dann weiß ich nicht,
was der Staat überhaupt noch machen sollte.
Dann sollten wir uns komplett abschaffen. Das ist
Ideologie und Dummheit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Herr Kollege Bode, Sie wollen
antworten. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Herr Meyer, Sie unterliegen einem ganz kleinen
Denkfehler. Wenn Sie für freien und verantwor-
tungsvollen Wettbewerb in diesem Bereich eintre-
ten und sagen, dass es in diesem Bereich keinen
Wettbewerb gibt, dann haben Sie natürlich Recht.
Sie werden aber niemals Wettbewerb beim Schie-
nenverkehr einleiten, wenn sich OHE und Deut-
sche Bahn gegenseitig im Wege stehen, was so
lange der Fall sein wird, wie an der OHE die Deut-
sche Bahn, das Land und der Bund, der wiederum
Anteilseigner der Bahn ist, beteiligt sind. Wir wer-
den nur dann Wettbewerb, Innovation und Weiter-
entwicklung erreichen, wenn wir eine echte Privati-
sierung hinbekommen. Das ist langfristig das
Beste für die Arbeitsplätze.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Landesregierung hat
Herr Minister Möllring das Wort.

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! In den Ausschüssen ist bereits darüber
beraten worden, dass man aus ordnungspoliti-
schen Gründen dem Verkauf grundsätzlich zu-
stimme, wenn auch nicht unter den Bedingungen,
die die Landesregierung vorgibt. Wir sind uns doch
einig, dass der Verkauf nur unter bestimmten Vor-
aussetzungen erfolgen wird, insbesondere unter
der Voraussetzung der angemessenen Beachtung
der Arbeitnehmerinteressen und der erfolgreichen
Fortentwicklung der OHE, der Osthannoverschen
Eisenbahnen, auf der Grundlage eines zukunfts-
orientierten Unternehmenskonzepts. Insofern kann
ich Ihnen Ihre Sorgen um die OHE nehmen. Ein
erfolgreiches Veräußerungsverfahren benötigt ein
Mindestmaß an Flexibilität. Deshalb sind die Be-
dingungen für den Aktienverkauf entsprechend
formuliert worden. Darauf habe ich hier aber auch
schon am 24. März hingewiesen.

Bevor ich im Einzelnen auf den Änderungsantrag
eingehe, möchte ich noch einen Satz zu dem nach
den Ausschussberatungen eingebrachten Antrag
von Bündnis 90/Die Grünen sagen. Ein Holding-
modell der niedersächsischen Eisenbahngesell-
schaften OHE und EVB ist wegen der vorhande-
nen Beteiligungsverhältnisse und der Interessen-
lagen der unterschiedlichen Gesellschafter - - - 

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Das ist
doch obsolet! Die wollen doch weg!
Die anderen wollen doch raus! Dann
ist doch das Problem gelöst! Die wol-
len doch raus aus der OHE!)

- Wir haben die Zusammenarbeit nun aber eben
nicht hinbekommen. Dann hätten wir es nämlich
gleich im Paket verkaufen können.

(Enno Hagenah [GRÜNE]: Ach so ist
es! Das ist doch ein Wort!)

Also: Ein Holdingmodell der niedersächsischen
Eisenbahngesellschaften OHE und EVB ist wegen
der vorhandenen Beteiligungsverhältnisse und der
Interessenlagen der unterschiedlichen Gesell-
schafter Land, Kommunen und Deutsche Bahn AG
nicht realisierbar, und der Verkauf einer Aktien-
minderheit - darauf hat Herr Bode eben richtiger-

weise hingewiesen - ist völlig obsolet. Das wissen
Sie auch schon aus den Ausschussberatungen
ganz genau. Deshalb ist Ihr eilig nachgeschobener
Antrag ganz offensichtlich der Kommunalwahl
geschuldet.

Herr Hagenah, die besten Geschäfte macht die
OHE übrigens mit Panzertransporten. Das wollte
ich Ihnen als Grünem einmal gesagt haben.

Nun zu den fünf Bedingungen, die wir vorgegeben
haben.

Erstens. Wir legen großen Wert auf ein zukunftsfä-
higes Verkehrskonzept des neuen Mehrheitsaktio-
närs; denn nur die richtige zukunftsfähige Aus-
richtung und eine im Wettbewerbsumfeld konkur-
renzfähige OHE garantiert langfristige Arbeitsplät-
ze.

Zweitens. Einer Zerschlagung der OHE wird da-
durch vorgebeugt, dass die wirtschaftlich bedeu-
tendsten Geschäftsfelder mittelfristig fortzuführen
sind.

Drittens und viertens - diese beiden Punkte fasse
ich zusammen, weil es hier um die Interessen der
Arbeitnehmer geht. Wir werden den Ausschluss
betriebsbedingter Beendigungskündigungen und
den Erhalt der Konzernzentrale in Celle mit allen
wesentlichen Unternehmensfunktionen für einen
angemessenen und kalkulierbaren Zeitraum si-
cherstellen und darüber hinaus eine Fortführung
der VBL-Versorgung oder einer gleichwertigen
Versorgung vorgeben.

Fünftens. Der neue Mehrheitsaktionär wird sich
verpflichten müssen, Teile der Eisenbahninfra-
struktur der OHE - sprich: der Schiene - aufrecht-
zuerhalten.

Die von der SPD-Fraktion vermisste konkrete
Festlegung wird im Laufe des Veräußerungsver-
fahrens selbstverständlich noch erfolgen. Die Ver-
gabebekanntmachung über den Verkauf der Aktien
ist inzwischen, am 7. Juni, im Amtsblatt der EU
veröffentlicht worden und entspricht inhaltlich der
Beschlussempfehlung des Ausschusses. Die Ent-
scheidung darüber, ob und an wen die Aktien ver-
kauft werden, obliegt letztendlich dem Landtag im
Rahmen seines Zustimmungserfordernisses ge-
mäß § 63 Abs. 2 LHO.

Herr Meyer - wenn ich das noch anfügen darf -, Sie
als Cellenser dürften doch kein Problem haben,
wenn wir als Deutsche mal in einem anderen Staat
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das Staatsoberhaupt stellen. Das ist ja aus Celle
heraus auch schon einmal geschehen.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Nach § 71 Abs. 3 unserer Ge-
schäftsordnung erhält Herr Kollege Hagenah noch
eine zusätzliche Redezeit von eineinhalb Minuten.
Bitte!

Enno Hagenah (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich glaube, das hohe Haus hat gerade
nicht ganz genau zugehört. Der Finanzminister hat
gerade gesagt, wenn wir die Holding hätten bilden
können, dann hätten wir gleich beide Gesellschaf-
ten, also die OHE und die EVB, im Paket verkauft.
Damit hat er bestätigt, dass bei nächster Gelegen-
heit auch die EVB veräußert werden soll.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das hohe Haus sollte zur Kenntnis nehmen, dass
diese Landesregierung eine völlig andere Strategie
verfolgt als alle anderen Landesregierungen in den
letzten 15 Jahren zuvor, die in der OHE und der
EVB mit Beteiligung des Landes und der Kommu-
nen sehr wohl ein Markt- bzw. Wettbewerbsinstru-
ment für den Nahverkehr gesehen haben. Von
dieser Strategie wollen Sie abrücken, und zwar
komplett.

Dann möchte ich noch mit der Legende aufräu-
men, dass die OHE so schlecht wirtschaftet und in
den vergangenen Jahren Defizite eingefahren hat.
Es ist schon erläutert worden, woran das lag, näm-
lich an der Spedition, die eben nicht veräußert
werden konnte - die aber hätte veräußert werden
können, wenn Sie es zugelassen hätten. Dann
wäre das negative Ergebnis nicht so auf die OHE
durchgeschlagen.

Aber der Hauptgrund dafür, dass die OHE im Ver-
gleich zur Deutschen Bahn mit angezogener
Handbremse agieren muss, ist, dass die OHE ihre
Infrastruktur mit 2,5 Millionen Euro pro Jahr selbst
finanzieren muss, während die Deutsche Bahn ihre
Infrastrukturerhaltungsmaßnahmen jedes Jahr vom
Bund mit 2,5 Milliarden Euro finanziert bekommt.

Dass die OHE mit ihrem Netz kostendeckend und
sogar noch mit einem Gewinn arbeiten kann, zeigt,

wie leistungsfähig und gut aufgestellt dieses Un-
ternehmen ist. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Schönecke, ich habe Ihre Zwischen-
frage nicht zugelassen, weil die Redezeit des Kol-
legen Hagenah schon abgelaufen war. Wenn Sie
nach § 71 Abs. 3 unserer Geschäftsordnung zu-
sätzliche Redezeit haben möchten, müssten Sie
mir jetzt einen Wink geben. - Das ist nicht der Fall.

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht mehr vor.
Ich schließe damit die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst zu Tages-
ordnungspunkt 8. Wer der Beschlussempfehlung
des Ausschusses zustimmen möchte, den bitte ich
um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Damit ist der Beschlussempfeh-
lung des Ausschusses gefolgt worden.

Wir kommen damit zur Ausschussüberweisung zu
Punkt 9. Es wird empfohlen, den Antrag zur feder-
führenden Beratung an den Ausschuss für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr und zur Mitberatung an
den Ausschuss für Haushalt und Finanzen zu
überweisen. Wer so beschließen möchte, den bitte
ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Das ist so beschlossen.

Bevor ich Tagesordnungspunkt 10 aufrufe, erteile
ich Herrn Kollegen Meinhold nach § 77 unserer
Geschäftsordnung das Wort zu einer Erklärung
außerhalb der Tagesordnung. Bitte schön!

Walter Meinhold (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe vorhin einen Ordnungsruf für den Zwischen-
ruf „ Sie lügen!“ erhalten.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das war
verdient! Sie haben es wiederholt!)

Ich respektiere, dass diese nicht ganz parlamenta-
rische Aussage gerügt worden ist. Ich werde in
Zukunft von „Unwahrheit“ sprechen.

Mein Zwischenruf hatte aber einen Hintergrund.
Die Kollegin Frau Körtner hatte sich in der Debatte
über den Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
eines beitragsfreien Kindergartenjahres zur Lan-
deshauptstadt Hannover geäußert. Sie sagte, die
Landeshauptstadt habe das Essengeld eingeführt,



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 21. Juni 2006

10645

und zwar auch für diejenigen, die derzeit aufgrund
der Einkommenstaffelung von den Kindergarten-
beiträgen befreit seien. Daraufhin hätten hunderte
die Kitas verlassen. - Dazu habe ich gesagt: Das
ist nicht in Ordnung.

Meine Damen und Herren, seit der Einführung des
Essengeldes in der Landeshauptstadt Hannover
am 1. August gibt es überhaupt keine belastbaren
Zahlen. Überhaupt keine! Sollte es aber eine be-
lastbare Zahl geben, die auch nur in die Nähe des-
sen käme, was Sie behauptet haben, dann würde
man im Rat schon entsprechend darüber reden.

(Zurufe von der CDU und von der
FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Einen Moment Ruhe!

Walter Meinhold (SPD):

Um es deutlich zu sagen: Es gibt keine Zahl, die
solche Äußerungen auch nur im Entferntesten
rechtfertigen könnte.

(Zurufe von der CDU und von der
FDP)

- Hören Sie sich das doch erst einmal an!

(Heinz Rolfes [CDU]: Wie kann man
nur so daneben liegen!)

Ferner will ich Ihnen sagen, dass wir 10 % der
Summe - 500 000 Euro -, die wir über das Essen-
geld einnehmen wollen, in einen Härtefonds hin-
eingegeben haben. Damit wollen wir genau denje-
nigen Menschen helfen, die darlegen können, dass
sie das Essengeld nicht tragen können.

(Zurufe von der CDU)

- Hören Sie sich das an! - Dazu hat es bisher
600 Anträge gegeben. Davon sind 128 abgelehnt
und 85 genehmigt worden. Niemand kann sagen,
ob die 128 abgelehnten Anträge zu Abmeldungen
geführt haben. Dafür gibt es aus der hannover-
schen Stadtverwaltung keinen Beleg.

Schlussbemerkung: Das dafür zuständige Dezer-
nat wird vom Kollegen Thomas Walter - den
müssten Sie eigentlich kennen - sehr fachkundig
geleitet. Herr Walter ist bei diesen Fragen hoch-
gradig sensibel. Er hat nicht einen einzigen Hin-

weis an den Rat gegeben, dass sich dort ein ernst
zu nehmendes Problem auftut.

Deshalb fand ich die Bemerkung von Frau Kollegin
Körtner vorhin völlig unangemessen. In Zukunft
werde ich aber von „Unwahrheit“ sprechen und
nicht den Ausdruck verwenden, der im Volksmund
üblich ist und für den ich gerügt worden bin. - Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Nach § 77 der Geschäftsordnung kann ich als
Präsidentin einem Mitglied des Landtages das
Wort zu einer Erklärung außerhalb der Tagesord-
nung geben. Ich kann diese Erklärung vorher
schriftlich einfordern.

Ich hatte Sie so verstanden, dass Sie einen Ord-
nungsruf zurückweisen wollten.

(Widerspruch bei der SPD - Zurufe
von der SPD: Nein, er hat ihn akzep-
tiert! Er hat bloß den Sachverhalt er-
klärt!)

Sie wollten aber offensichtlich den Sachverhalt
weiter aufklären. Ich möchte Sie bitten, sich in
solchen Fällen in Zukunft auf § 88 Abs. 5 unserer
Geschäftsordnung zu beziehen, damit wir nicht
erneut in die inhaltliche Debatte eintreten.

Jetzt hat sich Frau Kollegin Körtner zu einer per-
sönlichen Bemerkung nach § 76 unserer Ge-
schäftsordnung zu Wort gemeldet. Sie haben das
Wort.

Ursula Körtner (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich weise in meiner persönlichen Bemerkung die
Intervention des Kollegen Meinhold im Hinblick auf
die von mir geäußerten Darstellungen zu dem in
Hannover eingeführten Essengeld insofern zurück,
als Folgendes Fakt ist.

Erstens. Rot und Grün haben das Essengeld im
letzten Jahr in Hannover eingeführt.

Zweitens. Dass die Stadt Hannover im Augenblick
angeblich oder tatsächlich noch keine belastbaren
Zahlen hat, widerspricht nicht dem, was ich gesagt
habe.
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(Widerspruch bei der SPD - Wolfgang
Jüttner [SPD]: Doch, natürlich!)

Drittens. Der Koalitionspartner - die Grünen - ist
inzwischen - das habe ich der Zeitung entnommen,
und das wird sich auch durch die Protokolle bele-
gen lassen - schon auf dem Wege dahin, in dem
entsprechenden Ausschuss die damalige Ent-
scheidung zu korrigieren.

Viertens. Nach Darstellung der Sachkundigen und
Sachverständigen löst der Hilfefonds - oder dieses
Fondschen -, den der Kollege Meinhold angespro-
chen hat, nicht das Problem, das ich hier eben
angesprochen habe.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Karl-Heinz Klare [CDU]: Endlich ein-
mal eine verständliche Erklärung!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor.

Bevor ich nun den Tagesordnungspunkt 10 aufru-
fe, möchte ich Ihnen mitteilen, dass sich die Frakti-
onen darauf verständigt haben, die Tagesord-
nungspunkte 14 bis 16 nicht heute, sondern erst
am Freitagnachmittag, nämlich unmittelbar nach
der Mittagspause um 14.30 Uhr zu beraten.

Ich rufe nun auf

Tagesordnungspunkt 10:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Gesetzes zur Übertra-
gung von Förderaufgaben auf die Investiti-
ons- und Förderbank Niedersachsen
GmbH und des Niedersächsischen Hoch-
schulgesetzes - Gesetzentwurf der Fraktio-
nen der CDU und der FDP - Drs. 15/2838 -
Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr - Drs. 15/2952

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses lautet
auf Annahme mit Änderungen.

Gemäß § 28 Abs. 2 Satz 5 unserer Geschäftsord-
nung kann der Ausschuss, dem ein Gesetzentwurf
überwiesen wurde, oder der Landtag beschließen,
dass der Bericht über die Ausschussberatung
mündlich zu erstatten ist. Mir ist mitgeteilt worden,

dass man sich im Ältestenrat darauf verständigt
hat, dass über diesen Punkt ohne Besprechung
abgestimmt wird und daher der Bericht mündlich
erstattet werden soll. In meinen Sitzungsunterla-
gen steht allerdings, dass sich inzwischen zwei
Fraktionen gemeldet haben, die doch Beratungs-
zeit in Anspruch nehmen wollen. Mir liegen aber
keine Wortmeldezettel vor. Also gehe ich davon
aus, dass das so in Ordnung ist.

Trotz alledem muss ich zunächst dem Berichter-
statter, Herrn Abgeordneten Bley, das Wort geben.
Bitte schön, Herr Bley!

Karl-Heinz Bley (CDU), Berichterstatter:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
federführende Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr empfiehlt Ihnen in der Drucksache 2952,
den Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und
der FDP mit den aus der Beschlussempfehlung
ersichtlichen Änderungen anzunehmen. Diese
Empfehlung kam im federführenden Ausschuss mit
den Stimmen der Ausschussmitglieder der Regie-
rungsfraktionen und gegen die Stimmen der Aus-
schussmitglieder der SPD-Fraktion und der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen zustande. Das Abstim-
mungsverhalten in den mitberatenden Ausschüs-
sen, also dem Rechtsausschuss, dem Haus-
haltsausschuss und dem Wissenschaftsaus-
schuss, entsprach dem im federführenden Aus-
schuss.

Weil der Gesetzentwurf im Plenum ohne erste
Beratung direkt an die Ausschüsse überwiesen
worden ist, lassen Sie mich einige Sätze zu sei-
nem Anlass und seinem Inhalt sagen.

Hintergrund des Gesetzentwurfs ist die Einführung
von Studiengebühren im Rahmen des Haushalts-
begleitgesetzes im vergangenen Jahr. Mit der
Einführung der Studiengebühren sind seinerzeit in
das Niedersächsische Hochschulgesetz auch Be-
stimmungen über die Gewährung eines Studien-
darlehens aufgenommen worden. Danach war
vorgesehen, die Gewährung von Studiendarlehen
einem öffentlich-rechtlichen Kreditinstitut zu über-
tragen. Nach dem vorliegenden Gesetzentwurf soll
diese Aufgabe nun von einem Kreditinstitut wahr-
genommen werden, das öffentlich-rechtliche Auf-
gaben wahrnimmt. Hier ist an die Investitions- und
Förderbank Niedersachsen GmbH, kurz NBank
genannt, gedacht.
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Der vorliegende Gesetzentwurf sieht in seinem Ar-
tikel 1 dementsprechend eine Erweiterung des Ka-
talogs der Aufgaben vor, die der NBank im Wege
der Beleihung übertragen werden können. Im Zu-
sammenhang mit der Darlehensgewährung sind
die „Maßnahmen zur Bildungsförderung“ einschlä-
gig. Daneben sind im Gesetzentwurf auch noch
„Maßnahmen rein sozialer Art“ genannt.

Artikel 2 enthält zum einen die bereits angespro-
chene Änderung des Hochschulgesetzes, die es
ermöglicht, die privatrechtlich organisierte NBank
mit der Aufgabe zu betrauen. Zum anderen ist eine
Bestimmung über den Fonds im Gesetzentwurf
enthalten, der für ausfallende Darlehen eintritt. Da-
nach verwaltet das Kreditinstitut den Fonds treu-
händerisch auf der Grundlage einer mit dem Mi-
nisterium zu treffenden Vereinbarung. Zudem ist
geregelt, dass das Ministerium bei der Einrichtung
des Fonds und bei Geschäften zugunsten oder
zulasten des Fonds auch für die Stiftungen des
öffentlichen Rechts, die Träger von Hochschulen
sind, handelt.

Ich möchte nun kurz auf die Änderungen einge-
hen, deren Annahme Ihnen der federführende
Ausschuss empfiehlt:

In Artikel 1 Nr. 1 sollen nach der Vorstellung des
Ausschusses die Worte „Maßnahmen rein sozialer
Art sowie“ gestrichen werden. Der Ausschuss hält
diese Bestimmung zum einen für entbehrlich, weil
sie für den bereits dargestellten Regelungskontext
der Darlehensgewährung nicht erforderlich ist.
Zum anderen sind im Rahmen der Beratungen
auch verfassungsrechtliche Bedenken geltend
gemacht worden. Die Regelung entspricht nach
Auffassung des Ausschusses nicht dem verfas-
sungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot. Eine derar-
tige weit reichende Ermächtigung durch den Ge-
setzgeber widerspricht der vom Bundesverfas-
sungsgericht formulierten Anforderung, wonach die
Aufgaben und Handlungsbefugnisse, die übertra-
gen werden sollen, vom Gesetzgeber ausreichend
zu bestimmen sind. Die Anforderungen an die
Bestimmtheit und Klarheit der Norm dienen auch
dazu, die Verwaltung zu binden und ihr Verhalten
zu begrenzen. Die im Entwurf gewählte Formulie-
rung erlaubt die Aufgabenübertragung jeder Maß-
nahme rein sozialer Art. Sie bietet keinerlei An-
haltspunkte für eine weitere Begrenzung. Es bliebe
damit der Exekutive überlassen zu entscheiden,
welche Aufgaben rein sozialer Art zukünftig im
Wege der Beleihung von der privatrechtlich aus-

gestalteten NBank wahrgenommen werden. Das
ist verfassungsrechtlich nicht zulässig.

Zu Artikel 3 des Gesetzentwurfs wird empfohlen,
als Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens den 1. Juli 2006
festzulegen.

Die sonstigen vorgeschlagenen Änderungen sind
redaktioneller Natur.

Hiermit möchte ich meine Ausführungen beenden.
Abschließend bitte ich namens des federführenden
Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr,
entsprechend der Beschlussempfehlung in der
Drucksache 2952 zu beschließen. - Ich danke
Ihnen.

(Beifall)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank, Herr Kollege Bley. - Wie verein-
bart, findet keine weitere Beratung statt.

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Hierzu liegt eine Änderungsempfehlung
des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen möchte,
den bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Damit ist der Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses gefolgt wor-
den.

Artikel 2. - Auch hierzu liegt eine Änderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Auch hier ist
der Änderungsempfehlung des Ausschusses ge-
folgt worden.

Artikel 3. - Auch hierzu liegt eine Änderungsemp-
fehlung des Ausschusses vor. Wer ihr zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Auch hier ist
der Änderungsempfehlung des Ausschusses ge-
folgt worden.

Gesetzesüberschrift. - Auch hierzu liegt eine Ände-
rungsempfehlung des Ausschusses vor. Wer ihr
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Auch hier ist der Änderungsempfehlung des Aus-
schusses gefolgt worden.

(Bernd Althusmann [CDU]: Selbst bei
der Überschrift seid ihr dagegen!)
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Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem
Gesetzentwurf seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich, sich zu erheben. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit ist das Gesetz be-
schlossen.

Ich rufe vereinbarungsgemäß zusammen auf

Tagesordnungspunkt 11:
Zweite Beratung:
Föderalismusreform: Neuregelung der Fi-
nanzierung des Hochschulbaus darf Nie-
dersachsens Hochschulen nicht
benachteiligen! - Antrag der Fraktion der
SPD - Drs. 15/2615 - Beschlussempfehlung
des Ausschusses für Wissenschaft und Kultur
- Drs. 15/2917

und

Tagesordnungspunkt 12:
Erste Beratung:
Föderalismusreform mit Sinn und Verstand
- Forderungen der Wissenschaft aufneh-
men! - Antrag der Fraktion der SPD -
Drs. 15/2942

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses zu
Tagesordnungspunkt 11 lautet auf Annahme in
geänderter Fassung.

Eine Berichterstattung zu Tagesordnungspunkt 11
ist nicht vorgesehen.

Zur Einbringung des Antrages unter Tagesord-
nungspunkt 12 erteile ich Frau Kollegin Dr. Andret-
ta von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön!

Dr. Gabriele Andretta (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
Föderalismusreform muss durch Lösungskompe-
tenz und Nachhaltigkeit überzeugen, nicht durch
Machtpolitik in ihrer Durchsetzung. Was das für die
Hochschulen heißt, wurde in der gemeinsamen
Anhörung von Bundestag und Bundesrat unmiss-
verständlich klar: Auch in Zukunft muss es möglich
sein, dass Bund und Länder nicht nur bei der For-
schung, sondern auch bei der Lehre zusammen-
wirken können. Nur so können Kräfte gebündelt

und der Wissenschaftsstandort Deutschland ge-
stärkt werden.

Meine Damen und Herren, wir sind uns mit den
Experten einig: Blinder Wettbewerbsföderalismus
führt in eine bildungspolitische Sackgasse. Des-
halb muss das Kooperationsverbot fallen.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD-Fraktion in Berlin hat Änderungsbereit-
schaft signalisiert. Aber es kommt nicht nur auf den
Bund an, auch die Länder müssen sich bewegen.
Auch Sie, Herr Wulff, müssen Ihre falsche Position
aufgeben und der Korrektur zustimmen. Bisher ist
die Landesregierung komplett abgetaucht. Ausge-
rechnet aus Niedersachsen, dessen Hochschulen
zu den großen Verlierern der Föderalismusreform
gehören würden, kam kein Impuls.

Meine Damen und Herren, alle Wissenschaftsor-
ganisationen haben uns während der Anhörung
noch einmal die bildungspolitischen Herausforde-
rungen vor Augen geführt, die von den Ländern
allein nicht zu bewältigen sind. Die größte Her-
ausforderung wird die Vorbereitung der Hoch-
schulen auf die kommenden geburtenstarken
Jahrgänge sein. Die KMK geht davon aus, dass
die Zahl der Studierenden bis 2014 um mehr als
eine halbe Million auf 2,7 Millionen ansteigen und
dann über mehrere Jahre auf hohem Niveau ver-
harren wird.

Für Niedersachsen besagt die KMK-Prognose,
dass die Zahl der Schulabgänger mit Hochschul-
reife bis 2010 um 22 % steigen wird. 2011 wird die
Lage zusätzlich dadurch verschärft, dass in Nie-
dersachsen ein doppelter Abiturjahrgang an die
Hochschulen strömt. Dann werden 55 000 Ju-
gendliche auf Niedersachsens Hochschulen zu-
stürmen - mehr als doppelt so viele wie heute.

Eigentlich eine gute Nachricht! Politisch sind die
steigenden Studierendenzahlen gewollt und für die
Innovationskraft des Landes auch unverzichtbar.
Doch wir wissen: Unsere Hochschulen sind für
diese Herausforderungen nicht gewappnet. Schon
heute sind an den niedersächsischen Hochschulen
weit mehr Studierende eingeschrieben, als zu ver-
kraften sind. Schon heute sind 65 % aller Studien-
plätze zulassungsbeschränkt, weil es mehr Bewer-
ber und Bewerberinnen als Studienplätze gibt. An
Fachhochschulen sind es sogar 89 %. Landeskin-
der, die vor den Toren unserer Hochschulen ab-
gewiesen werden, gehen in andere Bundesländer.
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Niedersachsen hat es hier zum traurigen Ruhm
des deutschen Exportmeisters gebracht.

Trotz des erwarteten weiteren Bewerberandrangs
vernichtet diese Landesregierung Jahr für Jahr
Studienplätze, seit 2003 allein 4 200 Studienplät-
ze. Mein Kollege Lenz hat es bereits heute Morgen
gesagt. Nimmt man die Zahlen der KMK ernst
- das sollten wir alle hier tun -, so bedeutet das für
Niedersachsen, dass in den nächsten fünf Jahren
mindestens 10 000 Studienplätze zusätzlich ge-
schaffen werden müssen. Aus eigener Kraft ist das
nicht zu schaffen. Nicht nur Niedersachsen, auch
finanzstärkere Länder können die finanziellen
Lasten nicht alleine tragen. So fordern der Wissen-
schaftsrat und die HRK, dass gerade mit Blick auf
den bevorstehenden Studentenandrang Bundes-
hilfen für die Lehre in Form von Hochschulsonder-
programmen ermöglicht werden sollten.

Meine Damen und Herren, auch bezogen auf den
Wegfall der Gemeinschaftsaufgabe „Hochschul-
bau“ gab es aus der Wissenschaft massive Kritik.
Es bestehe die Gefahr, dass es zu einer zuneh-
mend ungleichen Verteilung der Investitionsgelder
für neue Gebäude und Geräte komme und das
schon bestehende Nord-Süd-Gefälle weiter ver-
schärft werde. Wie berechtigt diese Befürchtungen
sind, haben wir in unserem Antrag dargelegt. Mit
der Aufgabe des Hochschulbaus als Gemein-
schaftsaufgabe werden Niedersachsen in der vor-
gesehenen Übergangsphase bis 2013  105 Millio-
nen Euro an Bundesmitteln verloren gehen.

Inzwischen hat es einigen Länderministern ge-
dämmert, dass Stoiber sie über den Tisch gezogen
hat. Eine Korrektur des unsinnigen Berechnungs-
schlüssels wird gefordert, so zuletzt im Bundestag
von Nordrhein-Westfalens FDP-Wissenschafts-
minister Pinkwart. Und Niedersachsen? - Der Wis-
senschaftsminister schweigt, und Herr Wulff ver-
sucht, alles seinem Vorgänger Sigmar Gabriel in
die Schuhe zu schieben, der an diesem Beschluss
aber ausnahmsweise nicht beteiligt war.

(Beifall bei der SPD - Dr. Philipp
Rösler [FDP]: Wie ist das „aus-
nahmsweise“ zu verstehen?)

Meine Damen und Herren, die Geschichte der
Gemeinschaftsaufgabe „Hochschulbau“ ist eine
Erfolgsgeschichte. Fast 60 Milliarden Euro konnten
seit 1970 für den Ausbau der Hochschulen mobili-
siert werden. Der Bund war stets ein verlässlicher
Verbündeter des Wissenschaftsministers gegen

seinen Finanzminister. Geld vom Bund gab es nur,
wenn das Land das gleiche Geld dazu gab.

Und jetzt? Was ist zu erwarten, wenn der Wissen-
schaftsminister seinen besten Verbündeten ver-
liert? - Einen Vorgeschmack darauf gibt Ihnen der
heute vorgelegte Änderungsantrag von CDU und
FDP. Da wird hilflos der große Investitionsbedarf
an den Hochschulen beschworen. Und was pas-
siert? - Anstatt unsere Forderungen zu unterstüt-
zen und die Landesregierung zu verpflichten, auch
in Zukunft die Eigenmittel für den Hochschulbau
mindestens in Höhe der Bundesmittel aufzubrin-
gen, damit die Gesamtsumme für den Hochschul-
bau nicht weiter sinkt, bittet die CDU die Landes-
regierung untertänigst, doch nach Möglichkeit Fi-
nanzmittel für den Hochschulbau zur Verfügung zu
stellen. Das, meine Damen und Herren von CDU
und FDP, ist die endgültige Bankrotterklärung Ihrer
Hochschulpolitik und eine Einladung an Ihren Fi-
nanzminister, auch noch die letzten Euro aus dem
Hochschulbau zu pressen. Er wird sie gerne auf-
greifen.

(Beifall bei der SPD)

Wir fordern, dass sowohl die Zweckbindung für
den Hochschulbau als auch die Komplementärfi-
nanzierung der Länder bis 2019 festgeschrieben
werden. Nur so kann sichergestellt werden, dass
die Gesamtsumme für den Hochschulbau nicht
weniger wird.

Meine Damen und Herren, wird es keine Korrektur
der Föderalismusreform geben, dann wird sich
diese für die Hochschulen als Bumerang erweisen
und Zukunftsperspektiven zunichte machen. Wir
wollen den europäischen Hochschulraum und
leisten uns in Deutschland 16 Kleinstaaten mit zu-
künftig eigenem Hochschulzugang, eigenen Ab-
schlüssen, eigenen Qualitätsstandards und eige-
ner Besoldung. Das ist nicht nur bildungspolitischer
Provinzialismus, das ist bildungspolitischer Haraki-
ri.

(Beifall bei der SPD)

Wo Kooperationen zwischen Bund und Ländern
notwendig sind und gewünscht werden, müssen
sie möglich sein. Das gilt nicht nur für die Hilfe des
Bundes für die Hochschulen, also für die Spitze
der Bildungspyramide, sondern auch für ihr Fun-
dament: Der Bund muss in der frühkindlichen Bil-
dung und für Schulen Verantwortung übernehmen
dürfen. Nur dann, wenn wir mehr für die Förderung
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der Kinder in Kitas und Schulen tun, können wir
die Bildungschancen verbessern.

(Beifall bei der SPD)

Vor den Toren der Hochschulen ist es zu spät. -
Danke schön.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Frau
Dr. Heinen-Kljajić das Wort. Bitte!

Dr. Gabriele Heinen-Kljajić (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Auch wenn inzwischen der Worst Case
eines bedingungslosen Verbotes von Kooperatio-
nen von Bund und Ländern vom Tisch zu sein
scheint, macht kein politisches Thema die Irratio-
nalität, von der Politik bisweilen getrieben ist, so
deutlich wie der Umgang mit der Bildung im Rah-
men der Föderalismusreform.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Der vermeintliche Kompromiss, der vorsieht, dass
Bund und Länder im Hochschulbereich kooperie-
ren dürfen, wenn eine Mehrheit im Bundesrat zu-
stimmt, ist doch mehr als faul. Wann immer sich
Bund und Länder bisher einigen mussten, endete
das Procedere meist entweder mit Blockaden, oder
es funktionierte nach dem Prinzip des kleinsten
gemeinsamen Nenners. Die Föderalismusreform
sollte doch angeblich Transparenz und Effizienz
steigern. Genau das Gegenteil wird aber nun der
Fall sein.

Meine Damen und Herren, es ist und bleibt absurd,
dass die große Koalition ausgerechnet in einer Zeit
immenser Herausforderungen im Hochschulbe-
reich die Möglichkeiten der Kooperation zwischen
Bund und Ländern gewaltig einschränkt, nur weil
unionsgeführte Landesregierungen inklusive der
Niedersächsischen Landesregierung einen späten
Rachezug gegen die aus ihrer Sicht zu weit ge-
hende bildungspolitische Gängelung durch die alte
rot-grüne Bundesregierung führen wollen. Für die-
ses politische Ränkespiel opfert man ohne Not die
Gemeinschaftsaufgabe Hochschulbau und die
gemeinsame Bildungsplanung von Bund und Län-
dern.

Während wir auf internationalem Parkett die euro-
paweite Vergleichbarkeit von Bildungsabschlüssen
unterstützen, erlauben wir auf nationaler Ebene,
dass jedes der 16 Bundesländer abweichende Re-
gelungen bezüglich Hochschulzugang und Hoch-
schulabschlüssen treffen kann. Meine Damen und
Herren, merken Sie eigentlich nicht, was für einen
Irrsinn Sie da beschließen?

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Fachliche und inhaltliche Argumente haben offen-
sichtlich überhaupt keine Rolle gespielt. Es geht
um Machtverteilung, und die Hochschulen werden
als Kompensationsmasse missbraucht.

Hochschulen als zentrale Stellschrauben der Wett-
bewerbsfähigkeit einer selbst ernannten Wissens-
gesellschaft schrumpfen in dem von CDU und FDP
gefassten Beschluss nach eigener Definition zu
„Partikularinteressen“ zusammen, die „hinter dem
Gesamtinteresse der Neugestaltung der bundes-
staatlichen Ordnung zurückstehen“. Meine Damen
und Herren, deutlicher hätten Sie nicht zum Aus-
druck bringen können, dass Hochschulinteressen
für Sie in dieser Frage schlicht irrelevant sind.

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, Sie
selbst beschreiben in Ihrem Antrag, dass die ge-
setzlichen Möglichkeiten für eine Kooperation von
Bund und Ländern im Hochschulbereich einst ge-
schaffen wurden, um den Ausbau der Hochschu-
len in den 70er-Jahren zu flankieren. Der Anlass ist
aber doch weiterhin aktuell. Jenseits der Bewälti-
gung steigender Studierendenzahlen haben wir im
Hochschulbau einen riesigen Sanierungsstau, der
so weit fortgeschritten ist, dass selbst der Landes-
rechnungshof die Auflösung dieses Staus an-
mahnt.

CDU und FDP in Niedersachsen stimmen aber
nicht nur der Abschaffung der Gemeinschaftsauf-
gabe Hochschulbau zu, nein, sie sind augen-
scheinlich nicht einmal mehr willens, zumindest die
eklatante Benachteiligung Niedersachsens bei der
Verteilung der Hochschulbaumittel nachzuverhan-
deln. Stattdessen bittet man die Landesregierung
sicherzustellen, dass Niedersachsen an den
verbleibenden 298 Millionen Euro für Forschung
und Großgeräte „in größerem Umfang ... partizipie-
ren (kann) als ... bei der Verteilung der ... Hoch-
schulbaumittel“. Nachdem die Landesregierung bei
der Aushandlung der Verteilung der Hochschul-
baumittel immerhin 105 Millionen Euro verspielt
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hat, ist es aus meiner Sicht peinlich, eine solche
Forderung zum Gegenstand eines Antrages zu
machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Antrag der SPD-Fraktion, der sich die Petition
der Wissenschaft zur Föderalismusreform zu Eigen
gemacht hat, findet unsere volle Unterstützung,
aber bedauerlicherweise nicht die Unterstützung
der SPD-Bundestagsfraktion. Auch die Sozialde-
mokraten in Berlin scheinen gegen den Protest
ihrer eigenen Bildungspolitikerinnen im Zweifel
nach der Parole „Augen zu und durch“ zu verfah-
ren.

Meine Damen und Herren, der jetzt ausgehandelte
Kompromiss wird die Asymmetrie zwischen Nord
und Süd im Hochschulbereich verschärfen. Mit
Ihrer Zustimmung im Bundesrat werden Sie nicht
nur unsere niedersächsischen Hochschulen, son-
dern auch der Sinnhaftigkeit des Föderalismus
einen Bärendienst erweisen. - Ich danke für Ihre
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die SPD-Fraktion Frau Kollegin Graschtat! Sie
haben noch eine restliche Redezeit von vier Mi-
nuten. Bitte schön!

Alice Graschtat (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Gut
gemeint ist nicht immer gut gemacht.

(Walter Meinhold [SPD]: Das stimmt!)

Dieser Spruch könnte für die Föderalismusreform
erfunden worden sein. Das richtige Ziel einer Ent-
flechtung der staatlichen Ebenen und Verantwort-
lichkeiten droht z. B. im Hochschulbereich in einem
Fiasko zu enden. In der Zeit war am 14. Juni zu
lesen:

„Es geht nicht um ein schlichtes Ge-
setz. In der Sprache der Computer:
Bundestag und Bundesrat öffnen kei-
ne Anwendung, die man später wie-
der löschen kann, sondern sie gehen
direkt ins Betriebssystem. Und das
sollte man nur dann machen, wie die
Jungs im Computerladen immer wie-
der sagen, wenn man ganz genau
weiß, was man tut.“

Bevor sich nun morgen die Ministerpräsidenten zu
ihrer Bewertung der Ergebnisse der Anhörung
treffen, wollten wir als SPD-Fraktion noch einen
letzten Versuch unternehmen, auch dem Nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten vor Augen zu
führen, welche Folgen ein „Eingriff in das Betriebs-
system“ haben wird.

Ende Mai hat die größte Sachverständigenanhö-
rung von Bundestag und Bundesrat in der Ge-
schichte der Bundesrepublik stattgefunden. Im
Bereich Bildung haben 22 von 23 Experten zu
erkennen gegeben, dass sie lieber keine Reform
hätten als diese. Einige besonders prägnante Zi-
tate:

Hans Meyer, Verfassungsrechtler der Humboldt-
Universität in Berlin, hat gesagt:

„Würde ein Außerirdischer diesen Ge-
setzentwurf lesen, müsste der den-
ken, Deutschland sei ein Agrarland.“

Hans-Peter Schneider, Direktor des Deutschen
Instituts für Föderalismusforschung, kritisiert die
verfassungsrechtliche Trennung von zwei Dingen,
die in der deutschen Hochschultradition untrennbar
sind, nämlich Lehre und Forschung. Etwas wie das
vorgesehene Verbot von Kooperationen zwischen
Bund und Ländern sei in keinem föderal organi-
sierten Industriestaat der Welt bekannt.

Der Generalsekretär des Deutschen Akademi-
schen Austauschdienstes, Christian Bode, wies
darauf hin, dass sich die dritte Förderlinie der Ex-
zellenzinitiative, bei der es um die Gesamtent-
wicklung von Spitzenhochschulen geht, schon in
verfassungsrechtlichem Zwielicht befinde. Darüber
hinaus sei es völlig widersinnig, dem Bund För-
dermöglichkeiten zu verbieten, die die EU seit
vielen Jahren habe und auch behalte.

Nach diesem eindeutigen Ergebnis der Anhörung
konnte man hören und lesen, auch in der Union
habe ein Umdenken eingesetzt. Selbst Arbeitge-
berpräsident Hundt hat vor Kleinstaaterei gewarnt
und bundesweit vergleichbare Bildungsstandards
verlangt. Nur aus Niedersachsen hört man nichts,
obwohl uns unser Wissenschaftsminister ja ständig
verkündet, man befinde sich auf allen Feldern der
Hochschulpolitik an der Spitze der Bewegung.

In den letzten Tagen scheint es beim Kooperati-
onsverbot ja eine Einigung zu geben, zumindest
scheint sie sich abzuzeichnen. Das reicht aber
nicht aus. So führen z. B. die Abweichungsrechte
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der Länder bei Abschlüssen und Zulassungen das
Ziel eines europäischen Hochschulraumes ad ab-
surdum.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Frau Professor Wintermantel, die Präsidentin der
HRK, hat erklärt, der Wettbewerb um die besten
Forscher und Studierenden müsste unter den
Hochschulen stattfinden, nicht unter den Bundes-
ländern. Insofern sei das ganze Reformvorhaben
nicht zukunftsorientiert, sondern Politik im Stile des
17. Jahrhunderts. - Dem kann man nur beipflichten
und feststellen, dass die Hochschulen in den ärme-
ren Bundesländern zu den Verlierern gehören und
dass das Nord-Süd-Gefälle weiter zunehmen wür-
de. Das darf die Landesregierung nicht zulassen.

(Beifall bei der SPD)

Es geht nicht um parteipolitische Machtspielchen
oder um die persönlichen Eitelkeiten von Minister-
präsidenten, sondern um Vernunft. Ministerpräsi-
dent Wulff hat erklärt, die große Koalition könne
sich ein Scheitern dieser Reform nicht leisten. Die
SPD-Landtagsfraktion ist der Auffassung, einen
Beschluss in der vorliegenden Form können wir
uns erst recht nicht leisten. Von daher setzen wir
auf Veränderungen.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Einen kleinen Moment, Frau Kollegin Graschtat! -
Aufgrund der Geruchsbelästigung, die wir alle glei-
chermaßen empfinden, herrscht hier im Saal er-
hebliche Unruhe. Gerade wird versucht, es abzu-
klären. Wir sollten Frau Graschtat auf jeden Fall
die Möglichkeit geben, weiterhin zu sprechen.
Wenn Sie allerdings sagen, es ist absolut unmög-
lich, dann können wir die Sitzung für heute gerne
unterbrechen. Aber solange ich diese Signale von
den Fraktionen nicht bekomme, hat Frau Graschtat
das Wort. - Frau Graschtat!

Alice Graschtat (SPD):

Ich war mit meinen Ausführungen am Ende und
wollte nur noch feststellen: Da die Entscheidungen
in den nächsten Tagen fallen, beantragen wir so-
fortige Abstimmung zu diesem Tagesordnungs-
punkt. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Vielleicht schaffen wir es ja trotz der erheblichen
Geruchsbelästigungen, die drei Redner noch zu
hören. Für die CDU-Fraktion Frau Kollegin Trost,
bitte schön!

Katrin Trost (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Über die Föderalismusreform wurde
viel diskutiert - hier im Plenum, im Land und im
Bund. Wir konnten es in den letzten Tagen auch
vielen Zeitungen entnehmen. Die HAZ beispiels-
weise schrieb gestern:

„Der Weg zur Staatsreform ist jetzt
freigeräumt.“

Die Argumente sind eigentlich ausgetauscht. Ins-
besondere im Bildungsbereich gab es in der Tat
sehr viel zu diskutieren.

Es ist unbestritten, dass die Föderalismusreform
ein wichtiger und mutiger Schritt für Deutschland
ist. Seit vielen Jahren wurden immer wieder Über-
legungen angestellt, wie die Gesetzeszuständig-
keiten und Mitwirkungsrechte zwischen Bund und
Ländern verbessert werden könnten. Es gab viele
Anläufe, die Gesetzeskompetenzen zu entflechten.
Keiner dieser Anläufe hat das Ziel bisher wirklich
erreicht. Die nun vorliegende Reform ist die um-
fassendste Reform des Grundgesetzes seit 1949.
Sie sieht eine massive Stärkung der Länderkom-
petenzen vor. Aus Sicht eines Wissenschaftspoliti-
kers ist es absolut zu begrüßen, dass die
Rahmengesetzgebung im Hochschulbereich end-
lich fällt.

(Zustimmung von Professor Dr. Dr.
Zielke [FDP])

Die Interessen Niedersachsens sind bei dieser
Landesregierung in guten, ja, in besten Händen.
Dass es Bereiche bei der Föderalismusreform gibt,
die vielleicht nicht vollständig unseren Vorstellun-
gen entsprechen, ist bekannt. Aber, meine Damen
und Herren der Oppositionsparteien, wir müssen
immer das Ganze sehen, das gesamte Paket im
Bereich der Föderalismusreform.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Dieser Mei-
nung sind auch wir!)

Über die möglichen Konsequenzen für Nieder-
sachsen durch den Wegfall der Gemeinschaftsauf-
gabe Hochschulbau haben wir bereits in der Sit-
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zung am 24. Februar 2006 lange diskutiert. Minis-
terpräsident Christian Wulff und Wissenschaftsmi-
nister Lutz Stratmann haben schon frühzeitig auf
die sich abzeichnenden Benachteiligungen Nie-
dersachsens im Hochschulbereich hingewiesen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das stimmt
überhaupt nicht!)

Was Sie, meine Damen und Herren der SPD-
Fraktion, aber immer wieder gern vernachlässigen,
ist die Tatsache: Die im Kompromiss zur Födera-
lismusreform gewählten Referenzjahre, nämlich
die Jahre 2000 bis 2003, betreffen exakt die Zeit,
in der Sie, die Sozialdemokraten, unter verschie-
denen Ministerpräsidenten, u. a. mit Sigmar Gab-
riel, und dem damaligen Wissenschaftsminister
Thomas Oppermann federführend für die Einforde-
rung von Hochschulbaumitteln im Bund verant-
wortlich waren.

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Das ist
eine Legende!)

Nach all den geführten Diskussionen in den letzten
Wochen und Monaten gibt es im Grunde nur noch
zwei Knackpunkte: zum einen die Verteilung der
durch den Wegfall der Gemeinschaftsaufgabe
Hochschulbau frei werdenden Bundesmittel
- Artikel 143 c neu des Grundgesetzes - und zum
anderen das so genannte Kooperationsverbot in
Artikel 104 b neu des Grundgesetzes.

Meine Damen und Herren, der Spielball liegt jetzt
in Berlin. Ich zitiere aus einer dpa-Meldung von
heute Mittag:

„Führende Politiker der großen Koali-
tion haben nach dpa-Informationen
die Streitpunkte bei der Föderalismus-
reform nahezu ausgeräumt. In einer
Sitzung am späten Dienstagabend
verständigte sich eine Runde aus
Fraktionsmitgliedern von Union und
SPD darauf, in die geplanten Grund-
gesetzänderungen einen Passus auf-
zunehmen, der Bundeshilfen für die
Hochschulen weiterhin ermöglicht.“

Frau Graschtat hat es gerade gesagt: Morgen
beraten die Ministerpräsidenten in Berlin abschlie-
ßend über die Föderalismusreform. Spätestens am
kommenden Samstag wird sich der Koalitionsaus-
schuss mit der Reform befassen. Noch vor der
Sommerpause sollen Bundestag und Bundesrat
die Gesetzentwürfe beraten.

Dass das Kooperationsverbot im Hochschulbereich
kippen muss, haben wir schon lange gefordert. Es
zeichnet sich ab, dass es für den Hochschulbe-
reich entfallen soll.

Meine Damen und Herren, die Föderalismusreform
schafft Raum für einen positiven Wettbewerb um
ein zukunftsweisendes Hochschulrecht. Wie jeder
Kompromiss bringt auch die Föderalismusreform
für Bund und Länder ein Geben und Nehmen mit
sich. Ich bin mir sicher, dass die Niedersächsische
Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen
aus diesem Kompromiss das Beste für Nieder-
sachsen machen werden. Dazu gehört, dass die
Landesmittel für den Hochschulbau möglichst in
derselben Höhe wie die Bundesmittel aufgebracht
werden. Dazu gehört das Partizipieren an den
verbleibenden 298 Millionen Euro der bisherigen
Hochschulbaumittel. Es gehört auch dazu, dass
nach 2013 für den Hochschulbau jährlich Bundes-
mittel mindestens in der gleichen Höhe zur Verfü-
gung stehen. Dazu gehört natürlich auch, dass die
Beteiligung des Wissenschaftsrates an der fachli-
chen Begutachtung größerer Bauvorhaben ge-
währleistet ist. Dies alles ist in unserem Ände-
rungsantrag enthalten, dem Sie, die Oppositions-
fraktionen, leider nicht zustimmen werden.

Die Gesetzgebung von Bund und Ländern wird
durch eine klare Zuordnung der Kompetenzen
künftig an Profil gewinnen. Durch die verfassungs-
rechtlich abgesicherten Abweichungsrechte wird
der Wettbewerbsföderalismus gestärkt. Dies ist
eine hervorragende Chance für Niedersachsen.
Das sollte auch die Opposition endlich begreifen.
Wir freuen uns schon auf die neuen Zuständigkei-
ten und werden, wie bereits im Februar gesagt, die
notwendigen Regelungen zügig und aktiv umset-
zen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ganz kurz noch zu Ihrem Antrag, meine Damen
und Herren der SPD-Fraktion. Ich verweise an
dieser Stelle auf den kommenden Redebeitrag von
Herrn Professor Dr. Dr. Zielke.

(Oh! bei der SPD)

Dies fällt mir ausgesprochen leicht, da wir in einer
sehr harmonischen, sich ergänzenden Zusam-
menarbeit mit der FDP-Fraktion unser Land Nie-
dersachsen und insbesondere die Hochschulpolitik
auf den richtigen Weg bringen werden. - Herzli-
chen Dank.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Als nächster Redner steht in
der Tat Herr Professor Dr. Dr. Zielke auf dem
Wortmeldezettel. Bitte schön!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ei-
gentlich muss ich über drei Anträge reden; denn
den ersten Antrag, den wir im Ausschuss durch
einen besseren ersetzt haben, haben Sie, Frau
Dr. Andretta und Ihre Fraktion, ja offensichtlich
nicht aufgegeben. Der geänderte Antrag, für den
der Ausschuss eine Beschlussempfehlung abge-
geben hat, ist, jedenfalls was die konkreten Forde-
rungen anbetrifft, in einigen Punkten identisch mit
dem ersten Antrag der SPD-Fraktion. Daher nur
zwei Bemerkungen zu den Unterschieden: Im An-
trag der SPD-Fraktion stand, die Landesregierung
solle sich verpflichten, auch in Zukunft die Bun-
desmittel 1:1 gegenzufinanzieren.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sehr gut!)

Als ob Sie das in der Vergangenheit getan hätten!
Sie haben in Ihrer Regierungszeit von 1990 bis
2003 massenweise Bundesgelder verfallen lassen,
die zur Verfügung gestanden hatten - insgesamt
fast 500 Millionen Euro!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr richtig!)

Die wichtigste Verbesserung in der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses ist Punkt 1. Der von
uns aufgezeigte Weg, die Beschränkung auf die
298 Millionen Euro, eröffnet die Chance, für Nie-
dersachsen etwas zu erreichen, ohne dass das
Gesamtpaket der Föderalismusreform tangiert
wäre und das Paket neu geschnürt werden müss-
te.

Aber ein echter Beweis für den sprudelnden Quell
Ihrer Kreativität ist der neue Antrag der SPD, der
uns heute in erster Beratung erfreut. Da drucken
Sie einfach einen Aufruf einiger Wissenschaftler
und einiger Politiker nach! Dieser Aufruf gibt natür-
lich nur die Meinung jener wieder, die mit dem Text
einverstanden waren. Wer anderer Meinung war,
hat nicht unterschrieben.

(Lachen bei der FDP)

Die Unterzeichner sind also in keiner Weise reprä-
sentativ für die Wissenschaft, für alle Wissen-
schaftler oder für die übergroße Mehrheit, die nicht
unterschrieben hat. In dem Antrag werden zu-
nächst einmal - ich zitiere - offenkundige sachliche
Anforderungen an eine Bildungs-, Wissenschafts-
und Forschungspolitik behauptet, ohne dass diese
konkretisiert oder begründet würden. Sie sind
schlicht offenkundig, so nach dem Motto: Wir sind
im Besitz der Wahrheit und der Erkenntnis, wir
haben Begründungen nicht nötig.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP
und bei der CDU)

Dann wird weiter unten aus diesem Urnebel

(Erneute Heiterkeit und erneuter Bei-
fall bei der FDP und bei der CDU)

offenkundiger sachlicher Anforderungen geschlos-
sen, die Einschränkung der Bundeskompetenz
werde besagten Anforderungen nicht gerecht. -
Das ist an Argumentationskraft kaum zu unterbie-
ten.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP
und bei der CDU)

So etwas macht nicht einmal die SPD-Bundes-
tagsfraktion mit.

(Beifall bei der FDP)

Ein anderes Beispiel. In Punkt 5 Ihres abgeschrie-
benen Antrages heißt es - ich zitiere -:

„Die Vorteile der ebenfalls vorge-
schlagenen Aufgabe der gemeinsa-
men Bildungsplanung von Bund und
Ländern sind ebenfalls nicht offen-
kundig.“

Da kann man nur hinzufügen: die Nachteile erst
recht nicht.

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP
und bei der CDU)

Dass offener Wettbewerb die Systeme auch in der
Bildung voranbringen könnte, das scheint den
Verfassern und der niedersächsischen SPD uner-
hört. Müssen 80 Millionen im Gleichschritt gehen,
damit etwas Gutes für die Bildung herauskommt? -
Bildung hat für mich mit Kultur zu tun. Ich habe
schon bei anderer Gelegenheit darauf hingewie-
sen, dass die kulturelle Vielfalt, der viel gescholte-
ne Flickenteppich der Kleinstaaterei, für die Iden-
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tität des deutschen Bildungsbegriffes viel prägen-
der war und ist als der kurzlebige Zentralstaat
preußischer Provenienz.

(Beifall bei der FDP und Zustimmung
bei der CDU)

Small is beautiful. Wer sind denn die Siegerländer
bei PISA? - Finnland hat 8 Millionen Einwohner,
Flandern knapp 6 Millionen, Südtirol noch weniger.
Man würde bei PISA korrekter von Siegerregionen
sprechen. Die Sieger sind gerade solche Regionen
und Länder, die auf ihrer eigenen kulturellen Be-
sonderheit und Identität beharren und sie mit gro-
ßer Hingabe pflegen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Professor Dr. Zielke, mit großer Hingabe
muss ich Sie jetzt auf Ihre Redezeit aufmerksam
machen. Letzter Satz!

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Ich komme zum Schluss, letzter Satz. - Aber Sie,
meine Damen und Herren von der SPD, glauben
noch immer an die Segnungen der zentralen Pla-
nung der Bildungsplanwirtschaft.

(Zurufe und Widerspruch von der
SPD)

Das sind im Grunde sozialistische Mottenkisten-
träume, die Sie hier ausbreiten. Die Zukunft ist
anders. Die Zukunft gehört den kleinen, dezentra-
len, flexiblen, ungesteuerten eigenverantwortlichen
Strukturen, und das gerade in der Bildung.

(Starker Beifall bei der FDP und bei
der CDU - Hans-Dieter Haase [SPD]:
Das waren vier Sätze, Herr Zielke! -
Weitere Zurufe von der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung hat sich
Herr Minister Stratmann zu Wort gemeldet. Bitte
schön!

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Lieber Herr Zielke, ich räume freimütig

ein, dass es mir immer mehr Freude bereitet, Ih-
nen zuzuhören,

(Beifall bei der FDP)

zumal Sie wirklich Recht haben und die Entschlie-
ßungsanträge der SPD und - übrigens noch viel
schlimmer - die Presseerklärungen und die darin
meistens enthaltenen Rechtschreibfehler offen-
sichtlich ein Produkt der SPD-Bildungspolitik der
letzten 30 Jahre sind.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich möchte hier der Wahrheit, Frau Kollegin
Dr. Andretta, zum Sieg verhelfen. Wenn man Sie
hier so hört, kommt man, soweit man unbefange-
ner Dritter wäre, überhaupt nicht auf die Idee, dass
die SPD irgendetwas mit dem derzeitigen Vor-
schlag zur Föderalismusreform zu tun haben
könnte.

(Lachen bei der FDP)

Wenn ich es nicht besser wüsste - ich habe über
viele Jahre auf der harten Oppositionsbank sitzen
müssen -, dann könnte ich auf die Idee kommen,
es muss richtig viel Spaß machen, Oppositionspo-
litiker zu sein. In Berlin trägt man schwierige Ver-
antwortung mit der CDU zusammen, und hier
macht man sich einen schlanken Fuß, also immer
so, wie es gerade passt.

(Beifall bei der CDU)

Das können wir nicht durchgehen lassen.

Ich möchte bei der Gelegenheit an Folgendes er-
innern: Es waren vor allem die Herren Steinbrück,
Clement, Müntefering und Dr. Hoffmann aus Bre-
men, alle SPD, die ganz wesentlich an dem jetzi-
gen Entwurf mitgewirkt haben. Es waren dann
noch die Kollegen Koch aus Hessen und Stoiber
aus Bayern dabei.

Herr Dr. Hoffmann, der ehemalige Leiter der Se-
natskanzlei in Bremen, der an dem Entwurf mitge-
wirkt hat, ist übrigens als Sachverständiger für die
Anhörung im Deutschen Bundestag benannt wor-
den, wahrscheinlich von Bremen, und war dort
derjenige, der sich am allerunkritischsten zu dem
Entwurf eingelassen hat. Er wird der 23. gewesen
sein, wovon Sie - Frau Graschtat war es wohl - 22
als Kritiker bezeichnet haben. Ich wollte das er-
wähnt haben. Denn ich habe es von Anfang an
irgendwie als etwas daneben empfunden, wenn
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man denjenigen als Sachverständigen benennt,
der am Entwurf wesentlich mitgewirkt hat.

Die Vorgespräche fanden übrigens bereits zu Zei-
ten statt, als in diesem Land Herr Gabriel noch
Ministerpräsident war. Sigmar Gabriel hat mir sel-
ber vor 14 Tagen berichtet, in welcher Atmosphäre
damals die Vorgespräche stattgefunden haben. Er
hat mir einige Interna wiedergegeben, die ich hier
aus Fairnessgründen nicht der Öffentlichkeit preis-
geben möchte.

Eine weitere Bemerkung: Hier wird immer gesagt,
wir würden uns in der Frage nicht einlassen. Auch
da bitte ich Sie, die Kolleginnen und Kollegen zu
befragen, welche Position Niedersachsen ein-
nimmt. Aber auch dazu gebe ich einen Hinweis: Es
gibt meines Wissens nicht eine einzige öffentliche
Einlassung eines deutschen Wissenschaftsminis-
ters dazu, und zwar unabhängig von der Frage, wo
der- oder diejenige politisch steht. Das ist auch gut
so, weil wir uns als Wissenschaftsministerinnen
oder Wissenschaftsminister darauf verständigt
haben, dieses wichtige Thema nicht öffentlich pla-
kativ auszubreiten,

(Dr. Gabriele Andretta [SPD]: Saar-
land!)

so wie das die Opposition macht. Wir haben uns
vielmehr darauf verständigt, mit den Staatskanzlei-
en und denen, die es angeht, darauf hinzuwirken,
dass Veränderungen eintreten. Dieser Weg hat
sich als erfolgreich herausgestellt, wie ich heute in
dpa-Meldungen gelesen habe.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft
und Kultur:

Nein. - Vorab die Bemerkung: Diese Föderalismus-
reform trägt zuallererst dazu bei, dass wir in
Deutschland endlich die Entzerrung auf der Ebene
der Gesetzgebungskompetenz bekommen, die wir
seit langem brauchen. Sie trägt dazu bei, dass wir
starke, vereinfachte Verfahren auch in Bezug, Frau
Andretta, auf das HBFG bekommen. Sie wollen
doch nicht ernsthaft behaupten, dass die Probleme
der Überbürokratisierung, die wir bei dem HBFG
zu verzeichnen haben, vorbildlich seien. So ähn-
lich haben Sie es vorhin formuliert. Auch Sie müs-

sen doch ein Interesse daran haben, dass wir da
zu einfachen Verfahren kommen. Das wird künftig
der Fall sein.

Eine letzte Bemerkung: Jawohl, ich bekenne mich
dazu. Wettbewerb ist das wirkungsvollste Instru-
ment zur Sicherung von Qualität.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Deshalb ist ein wirkungsvoller Wettbewerbsfödera-
lismus das Beste, was Deutschland passieren
kann. Ich nenne Ihnen dafür ein konkretes Bei-
spiel. Niedersachsen war nicht nur das erste Land,
das Studienbeiträge gesetzgeberisch abgesichert
hat, sondern es war auch das erste Land - ein
Versprechen meinerseits und der Regierungsfrak-
tion -, das ein Darlehensmodell vorgelegt hat.
Heute ist dieses Darlehensmodell Benchmark,
übrigens auch nach dem CAE-Ranking, und alle
anderen Länder orientieren sich an diesem Darle-
hensmodell. Das ist Wettbewerb, und das ist Qua-
lität. Das Bessere setzt sich durch.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dennoch will ich überhaupt nicht verhehlen - ich
habe das angedeutet -, dass es aus der Sicht der
Wissenschaftsministerinnen und Wissenschaftsmi-
nister auch Probleme gab. Die betrafen das Ko-
operationsverbot, wobei ich mit der Begrifflichkeit
vorsichtig sein möchte. Der Begriff hat sich leider
so festgesetzt. Das Kooperationsverbot bezieht
sich auf die Kooperation im Bereich der Lehre. Es
bezieht sich nicht auf die Kooperation im Bereich
der Forschung. Das ist genau der Anknüpfungs-
punkt, den die meisten Sachverständigen gewählt
haben, wenn ich das hier wiederholen darf. Die
Sachverständigen haben gesagt - das war sehr
überzeugend -: Wir sind in Deutschland immer
hervorragend damit gefahren, dass wir keine Lü-
cke zwischen Lehre einerseits und Forschung
andererseits klaffen lassen. Wir müssen zurzeit
leider beobachten, dass es eine größer werdende
Lücke gibt, dass es ein immer größer werdendes
Delta gibt. - Das ist das eine.

Das andere ist: Weil wir im Grunde genau das
Gegenteil wollen, wird es immer schwieriger wer-
den, die Grauzone, die Schnittmenge zwischen
Forschung und Lehre, zu beschreiben. Wenn man
rechtliche Sicherheit will, kann es nicht sein, dass
man ein Kooperationsverbot für die Lehre haben
will, für die Forschung aber nicht. Deshalb haben
uns die Experten aus rechtlichen Gründen emp-
fohlen, das Kooperationsverbot in Bezug auf Arti-
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kel 91 b Grundgesetz aufzuweichen. Ich bin sehr
froh darüber, dass dies jetzt offensichtlich auch
geschieht. Ich bin dankbar, dass Herr Ministerprä-
sident Wulff, mit dem wir von Anfang an sehr en-
gen Kontakt hatten, sich diese Argumente zu Ei-
gen gemacht und mit dafür gekämpft hat, dass es
jetzt zu Veränderungen kommen wird, die in den
nächsten Tagen von den Ministerpräsidenten ver-
mutlich auch so beschlossen werden.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Ich will ein weiteres wichtiges Argument nennen,
weil Sie zu Recht vom Süd-Nord-Gefälle gespro-
chen haben. Alle Sachverständigen haben darauf
hingewiesen, dass die Föderalismusreform in der
jetzt vorliegenden Form unter allen Umständen,
auch in der geänderten Form, nur dann wirklich
Sinn macht, wenn in absehbarer Zukunft eine um-
fassende Finanzverfassungsreform folgt. Beides
gehört zwingend zueinander. Ich habe daraufhin
im Deutschen Bundestag die Frage an die Sach-
verständigen gestellt, ob sie sich vorstellen könn-
ten, bestimmte Bereiche, beispielsweise die Berei-
che, in denen es um Finanzierung im Hochschul-
bereich geht, auszuklammern, bis die Finanzver-
fassungsreform auf dem Tisch liegt. Alle Sachver-
ständigen, von Biedenkopf über Vogel bis hin zu
Kirchhof und anderen, haben mir mit Nein geant-
wortet und gesagt, es sei klug von den Minister-
präsidenten gewesen, diesen Schritt so zu gehen,
wie sie ihn gegangen sind: zuerst die Föderalis-
musreform und dann die Finanzverfassungsreform.
Deshalb kann mir auch an der Stelle, Frau
Andretta, überhaupt kein Vorwurf gemacht werden.
Ich habe diese Frage im Deutschen Bundestag
gestellt; das können Sie in den Protokollen nachle-
sen.

Eine letzte Bemerkung zu einem wichtigen Teil, zu
Artikel 143 c, Hochschulbau: Zum einen muss
festgestellt werden - darauf wurde auch schon
hingewiesen- , dass Kompromisse natürlich keine
Kompromisse wären, wenn man nicht an der einen
oder anderen Stelle auf andere zugehen und auch
die eine oder andere schwer verdauliche Kröte
schlucken müsste. Der Referenzzeitraum, der
gefunden wurde, ist für Niedersachsen nicht opti-
mal. Ich möchte aber daran erinnern, dass der
Referenzzeitraum für uns ja vor allem deshalb
nicht optimal ist, weil die Vorgängerregierung ge-
nau in dem Zeitraum viel weniger Geld für den
Hochschulbau ausgegeben hat,

(Karl-Heinz Klare [CDU]: So ist es!)

als das zu anderen Zeiten, beispielsweise zu Zei-
ten Ernst Albrechts, der Fall war.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Wir haben das hier ausgiebig diskutiert, und ich
habe es Ihnen ja auch belegt.

Wir haben aber hinbekommen - dafür sind wir
dankbar, und ich bedanke mich vor allem auch bei
meinem Haus und bei Herrn Staatssekretär
Dr. Lange -, dass sich die Wissenschaftsressorts
unsere Auffassung zu Eigen gemacht haben, die
300 Millionen des Bundes, die sozusagen on top
zur Verfügung stehen, dort, wo keine Verausga-
bung stattfinden kann, nach dem Königsteiner
Schlüssel zu verteilen. Da ist Niedersachsen dann
wieder eindeutig im Vorteil. Wir werden per Saldo
wahrscheinlich mehr Mittel zur Verfügung bekom-
men, als wenn wir diesen Schlüssel auf der Basis
des Referenzzeitraums von 2000 bis 2003 auf alle
Bereiche hätten durchziehen müssen. Dies ist für
uns ein Erfolg. Natürlich hätten wir uns den Kö-
nigsteiner Schlüssel für den gesamten Bereich
gewünscht; das war aber leider nicht durchsetzbar.

Wenn hier behauptet wird, von uns sei bisher das
Geld, das wir zur Gegenfinanzierung brauchen,
nicht zur Verfügung gestellt worden, kann ich für
die vergangenen drei Jahre sagen: Wir haben trotz
schwierigster Haushaltsprobleme die Gegenfinan-
zierung immer sicherstellen können. Es war die
alte Bundesregierung, es war Frau Bulmahn, die
die Mittel für den Hochschulbau auf 925 Millionen
Euro zurückgefahren hat, sodass in Deutschland
ein enormer Sanierungsstau entstanden ist, der
nicht ausfinanziert war.

Meine Damen und Herren, abschließend stelle ich
fest: Ich halte in der Tat diese Föderalismusreform
für eines der größten Reformwerke der Nach-
kriegsgeschichte. Sie ist notwendig. Zurzeit sieht
alles danach aus, dass wir zu notwendigen Nach-
besserungen beispielsweise beim so genannten
Kooperationsverbot kommen. Dass wir bei den
300 Millionen Euro für den Hochschulbau den Kö-
nigsteiner Schlüssel durchsetzen können, können
wir als Erfolg verbuchen. Dafür, dass Sie in der
Vergangenheit so wenig ausgegeben haben, kön-
nen wir nichts. Und wir können auch nichts dafür,
dass es SPD-Ministerpräsidenten waren, die dafür
die Vorlagen geliefert haben.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Weitere Wortmeldungen liegen mir
nicht vor.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Abstimmung, zunächst zur Ab-
stimmung zu Tagesordnungspunkt 11. Wer der
Beschlussempfehlung des Ausschusses zustim-
men möchte, den bitte ich nunmehr um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Damit ist eindeutig der Beschlussempfehlung des
Ausschusses gefolgt.

Wir kommen zur Abstimmung zu Tagesordnungs-
punkt 12. Sie haben gehört, dass Frau Kollegin
Graschtat sofortige Abstimmung beantragt hat.
Das ist nach § 39 Abs. 3 Satz 2 unserer Ge-
schäftsordnung möglich. Ich muss trotzdem fragen,
ob Überweisung an den Ausschuss beantragt wird.
- Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Dann können wir über den Tagesordnungspunkt
12 abstimmen. Wer also dem Antrag der Fraktion
der SPD in der Drucksache 2942 seine Zustim-
mung geben möchte, den bitte ich nunmehr um
das Handzeichen.

(Zurufe von der SPD: Alle!)

Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Wir sind
uns einig: Damit ist der Antrag der Fraktion der
SPD abgelehnt.

Nachdem ich für das Protokoll festgestellt habe,
dass sich der Herr Kollege Frank Oesterhelweg
wegen Krankheit entschuldigt hat, rufe ich auf

Tagesordnungspunkt 13:
Zweite Beratung:
Bei der Föderalismusreform Fachargumen-
te beachten statt Kuhhandel betreiben -
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs.  15/2732 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfra-
gen - Drs. 15/2953

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

(Unruhe)

- Wir wollen die Beratung nicht unnötig in die Län-
ge ziehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, weil Sie
doch auch noch Lust haben, am Parlamentari-
schen Abend teilzunehmen. Ich bitte um Ruhe für
den Abgeordnetenkollegen von Bündnis 90/Die
Grünen. Herrn Briese, Sie haben das Wort.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Drei Sätze!)

Ralf Briese (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Vielen Dank. Der Landtag ist, glaube
ich, schon ein bisschen erschöpft, genauso wie die
Große Koalition in Bezug auf die Föderalismusre-
form erschöpft ist.

(Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo über-
nimmt den Vorsitz)

Ich will hier also gar keine redundante Debatte
führen. Wir wollen ein Stück weit auch die Braun-
schweiger Zeitung Lügen strafen, die behauptet,
dass wir immer alles überflüssig und doppelt bere-
den.

(David McAllister [CDU]: Das muss ja
gesessen haben!)

- Es war nicht fair, Herr McAllister, dass Sie uns
Grünen unterstellt haben, wir würden zu viele An-
träge stellen. Gucken Sie mal Ihre eigenen Anträ-
ge an. Da gibt es auch eine ganze Menge Mum-
pitz. Aber darüber wollen wir jetzt nicht reden.

(Zurufe von der CDU)

Die Große Koalition befindet sich auf der Zielgera-
den.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin -
Dr. Harald Noack [CDU]: Wir stellen
fest, dass er „auch“ gesagt hat!)

Die größte Staatsreform in der Bundesrepublik
Deutschland muss nicht unbedingt die beste
Staatsreform werden, meine sehr verehrten Da-
men und Herren. Es ist mehrfach hier gesagt wor-
den, dass die grundlegenden Ziele völlig richtig
sind: Verantwortlichkeiten klären, entflechten und
damit besser und schneller regieren. Aber auch
Sie wissen, dass es in der Sachverständigendis-
kussion eine ganze Menge an veritabler Kritik gab.

(Unruhe)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Einen Moment bitte, Herr Briese! - Wir werden das
Ende der Sitzung nur hinauszögern, wenn Sie
nicht zuhören und ich immer unterbrechen muss.
In Ihrem eigenen Interesse bitte ich Sie zuzuhören,
damit wir schneller durchkommen.

Ralf Briese (GRÜNE):

Wir haben in unserem Antrag eigentlich nur die
hauptsächlichen Kritikpunkte noch einmal zusam-
mengefasst, bei denen wir das Gefühl haben, dass
die Föderalismusreform in die völlig falsche Rich-
tung geht. Der gesamte Bildungsbereich wurde
gerade in der Diskussion schon abgehandelt. Dazu
ist alles gesagt. Ich persönlich hätte mir ge-
wünscht, der Bund könnte zumindest ein Stück
weit auch in der Schulpolitik mitreden. Wir werden
nun sehen, was dabei herauskommt - ich fürchte,
nichts Gutes -, wenn man weitere Kompetenzen
auf die Länder verlagert. Mir passt die jetzige
Schulpolitik dieser Landesregierung schon nicht,
aber wir werden sehen, was dabei herauskommt.

Ich finde es, ehrlich gesagt, auch fragwürdig, dass
das BKA nun mehr Kompetenzen bekommen soll.
Es verwundert ein Stück weit auch, dass ein In-
nenminister damit einverstanden ist, der sonst sehr
eifersüchtig auf jeden Kompetenzverlust achtet
und schielt und so etwas sehr fragwürdig findet.
Jetzt wird es also mehr Kompetenzen für eine
Bundespolizei geben. Ich weiß nicht genau, ob das
nötig ist. Wir finden das falsch. Die Kritik daran
möchte ich noch einmal ganz deutlich machen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es gibt
ein wirklich treffendes und wichtiges Beispiel dafür,
dass die Föderalismusreform in einigen Bereichen
eben nicht besonders gut agiert. Das ist der Um-
weltbereich. Da hat es, wie Sie wissen, massive
Kritik der Sachverständigen gegeben. Der Sach-
verständigenrat für Umweltfragen hat massiv kriti-
siert, dass durch die jetzigen Vorschläge zur Föde-
ralismusreform das deutsche Umweltrecht, das ja
schon kompliziert genug ist - ehrlicherweise muss
man das sagen -, noch komplizierter wird. Nach
den jetzt geplanten Regelungen soll der Bund ei-
nen Teil erlassen können, aber die Länder können
von den Erlassen des Bundes wieder abweichen.
Wenn dann der Bund wiederum mit der Gesetzge-
bung der Länder nicht zufrieden ist, kann er erneut
abweichen. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, was daran einfacher, transparenter und bes-
ser sein soll, erschließt sich mir nicht. Im Umwelt-

recht geht die Föderalismusreform auf jeden Fall in
die falsche Richtung.

Es ist in meinen Augen nicht richtig, wenn man
dieses Projekt ständig ausschließlich bejubelt.
Einige Bauteile sind richtig, eine ganze Menge ist
aber auch falsch. Wir haben in diesem Landtag
mehrfach darüber geredet, warum der Strafvollzug
nicht auf die Länder übertragen werden sollte. In
diesem Punkt sind Sie völlig beratungsresistent.
Das müssen Sie doch ehrlich zugeben. Es gibt
keine einzige fachliche Expertise, die besagt, dass
es richtig und vernünftig ist, den Strafvollzug auf
die Länder zu übertragen.

Wir haben in diesem Landtag oft genug darüber
geredet.

(Zuruf von Ministerin Heister-Neu-
mann)

- Frau Justizministerin, Sie können dazu gleich
noch gerne reden. Nennen Sie mir eine einzige
Stellungnahme aus der größten Anhörung, die es
dazu im Bundestag gegeben hat, in der gesagt
worden ist - - -

(Zuruf von Ministerin Heister-Neu-
mann)

- Ja, da haben Sie lange suchen müssen und noch
irgendwo den einen oder anderen der CDU ange-
hörenden Richter gefunden. Ich jedenfalls kenne
keine einzige fachliche Stellungnahme.

(Widerspruch bei der CDU)

Ich will das alles jetzt gar nicht wiederholen.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Dazu haben Sie auch keine Zeit mehr, Herr Briese.
Sie haben Ihre Redezeit nämlich schon über-
schritten.

(Bernd Althusmann [CDU]: Gott sei
Dank!)

Ralf Briese (GRÜNE):

Aber Sie wissen: Der Deutsche Richterbund, die
Staatsanwälte, alle haben gesagt: Gebt es nicht
den Ländern. Das macht keinen Sinn. - Also, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich abschließend sagen: Deutschland soll natür-
lich Fußballweltmeister werden. Aber Deutschland



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  91. Plenarsitzung am 21. Juni 2006

10660

soll nicht Weltmeister im Kuhhandel werden. Das
aber droht uns hier.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Nächster Redner ist Herr Dr. Biester von der CDU-
Fraktion.

Dr. Uwe Biester (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ein-
gedenk der fortgeschrittenen Zeit und weil bereits
beim letzten Tagesordnungspunkt sehr viel Allge-
meines zur Notwendigkeit und zum Inhalt der Fö-
deralismusreform gesagt worden ist, möchte ich
mir Einzelheiten ersparen und deshalb nur in Kür-
ze auf zwei Punkte eingehen. Ich meine, dass es
schon eine große Leistung war, dass die Ver-
handlungsführer die Interessen des Bundes und
die Interessen von 16 Bundesländern in einen
Kompromiss eingebettet und einen Vorschlag un-
terbreitet haben, wie aus ihrer Sicht eine solche
Reform aussehen könne. Diese Vorschläge sind
dann in die parlamentarische Beratung eingeführt
worden.

Um es ganz deutlich zu sagen: Es ist das gute
Recht eines jeden Abgeordneten, es ist geradezu
die Pflicht des Abgeordneten, derartige Dinge zu
hinterfragen und sich eine Meinung über die Ge-
setzesvorlage zu bilden. Ich meine, dass eine An-
hörung keine echte Anhörung wäre, wenn man für
die Argumente der Sachverständigen nicht offen
wäre. Wenn das nicht der Fall wäre, wäre eine
Anhörung in der Tat eine Farce.

Gleichwohl darf jeder Abgeordnete, der zu ent-
scheiden haben wird, dabei nicht aus dem Auge
lassen, dass er nicht über eine Summe von Detail-
regelungen abstimmt, sondern dass er über einen
gefundenen Kompromiss abstimmt. Er muss sich
bei jeder Äußerung, die er in der Öffentlichkeit tut,
auch überlegen, welche Wirkungen seine Äuße-
rung auf das gesamte Gefüge einer Föderalismus-
reform hat. Da hat es Herr Briese natürlich relativ
leicht. Er kann Fundamentalopposition betreiben,
indem er sagt, dass das alles nicht in Ordnung sei
und eine solche Reform mit ihm nicht zu machen
sei. Ich bin gespannt, wie sich die SPD-Fraktion zu
diesem Thema einlässt.

Dieser Antrag von Bündnis 90/Die Grünen stammt
vom 15. März 2006. Inzwischen ist eine Fülle von
Beratungen und Anhörungen im Bundestag dar-

über hinweggegangen, es sind weitere Gespräche
zwischen den Parteien geführt worden, und wir
wissen jetzt relativ genau, wohin der Weg führen
wird und welche Änderungen es noch geben kann.
Wir wissen ganz genau, dass es im Bereich der
Bildung keine Änderungen geben wird. Wir wissen
auch, dass es im Bereich des Umweltrechts keine
Änderungen geben wird. Ich bin davon überzeugt,
sicher und auch optimistisch, dass es auch im
Bereich des Strafvollzuges keine Änderungen ge-
ben wird. Insofern wird es in drei der vier Punkte,
die die Grünen in ihrem Antrag genannt haben,
keine Änderungen geben.

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der SPD,
diesem Antrag heute gleichwohl zustimmen, dann
sagen Sie damit zugleich, dass die Föderalismus-
reform scheitern möge. Denn die Föderalismusre-
form würde scheitern, wenn diese Änderungen
weiterhin gefordert würden. Sie sind nun einmal
auch auf Bundesebene in der Verantwortung und
in eine große Koalition eingebunden. Aus unserer
Sicht wäre es der Super-GAU, wenn die Reform
tatsächlich scheitern würde. Ich empfände es als
völlig unglaubwürdig, wenn Sie von der SPD heute
diesen Antrag unterstützen und wenige Tage spä-
ter für die Föderalismusreform auf Bundesebene
die Hand heben würden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Als Nächstes hat die Kollegin Bockmann von der
SPD-Fraktion das Wort.

Heike Bockmann (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wir haben hier in der Tat schon einige
Male über die Föderalismusreform, das Pro und
das Contra, diskutiert und sind zu dem Ergebnis
gelangt, dass fast niemand in Deutschland mehr
eine Kleinstaaterei will, abgesehen natürlich von
den Wulffs und Kochs in der Bundesrepublik. Da
Sie, Herr Kollege Biester, ausgeführt haben, dass
Sie gespannt seien, wie wir zu diesem Antrag ste-
hen, darf ich Sie auf eine Pressemitteilung von dpa
vom heutigen Tage hinweisen und darf mit Ihrer
Erlaubnis, Frau Präsidentin, zitieren:

„Schleswig-Holsteins Ministerpräsi-
dent Peter-Harry Carstensen (CDU)
verlangt weiter Korrekturen an der
geplanten Föderalismusreform. ... ‚Ich
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unterstütze die Reform. Sie darf aber
nicht den Interessen des Landes zu-
widerlaufen. Diese Gefahr sehe ich
leider nach wie vor‘.“

Am heutigen Tage ist diese Meldung herausge-
gangen. Das schleswig-holsteinische Kabinett wird
mit Datum vom 4. Juli darüber entscheiden.

Sie, Herr Kollege Biester, stellen es so hin, als
seien wir die großen Kritiker und als seien diese
nur in den Reihen der SPD zu finden. Bitte küm-
mern Sie sich erst einmal um Ihre eigenen Leute,
bevor Sie mit dem Finger auf andere zeigen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Natürlich brauchen wir diese Reform ohne Frage,
weil der Bundesrat sich in der Vergangenheit als
Nadelöhr erwiesen hat. Aber aus Fehlern kann
man lernen, und wenn man Fehler gemacht hat,
muss man diese nicht durch neue Fehler ersetzen.
Wer z. B. im Umweltrecht den Schutz vor Hoch-
wasser in 16 unterschiedlichen Varianten zulassen
will, der sorgt meines Erachtens für ein gesetzge-
berisches Chaos, das im Ausland ein Kopfschüt-
teln hervorrufen wird. Das sehen nicht nur wir so,
Herr Kollege Biester. Die Wirtschaft sieht es ge-
nauso. Die Wirtschaft ist skeptisch. Ein Flickentep-
pich unterschiedlicher Regelungen erschwert den
Unternehmen die Arbeit - so die Wirtschaftsver-
bände und die Umweltverbände ebenfalls. Sie
kritisieren die Abweichungsbefugnisse im Umwelt-
recht. Wenn der Bund ein Umweltrecht geschaffen
hat, wird ein halbes Jahr gewartet, und dann dür-
fen die Länder Stellung nehmen. Genau in diesem
Zeitraum tritt eine Verzögerung ein und wird eine
inhaltliche Korrektur ermöglicht, womit die Wirt-
schaft nichts anfangen kann. Die Wirtschaft
braucht Sicherheit. Diese Sicherheit ist hiermit
aber nicht gegeben.

(Beifall bei der SPD)

Summa summarum können wir zumindest für den
Umweltbereich feststellen: Erstens. Die Reform ist
notwendig. Zweitens. Die Wahrscheinlichkeit, dass
sie kommt, ist hoch. Drittens. Die Vorlage ist im
Kern gesund. Viertens. Sie darf auf keinen Fall
ohne Korrekturen durchlaufen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben die Kompetenz im Bund im Bereich der
Ganztagsschulen Gott sei Dank gespürt. Das hat

unserem Land Niedersachsen sehr gut getan. Wir
könnten es sogar dann, wenn alle Länder zustim-
men würden, nicht akzeptieren, wenn ein Ganz-
tagsschulprogramm nicht zu wiederholen wäre. Es
machte keinen Sinn, diese bildungspolitisch sinn-
volle Maßnahme, die finanziert worden ist, für die
Zukunft auszuschließen.

Aber auch wir haben noch andere Sachverständi-
ge hinzugezogen. Nehmen wir z. B. den Berliner
Staatsrechtler, der zur Föderalismusreform gesagt
hat, dass unsere Stellung in Brüssel wesentlich
erschwert würde, weil sie in eine Kompetenz von
Land und Bund gesplittet würde. Darin liegt ein
weiteres Problem.

Lassen Sie mich auf das Umweltrecht zurückkom-
men. Nehmen Sie z. B. die Wasserrahmenrichtli-
nien. Da ist EU-Recht verletzt. Aber wie sollen die
deutschen Interessen in diesem Bereich künftig
vertreten werden, wenn 16 unterschiedliche Vari-
anten existieren?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zum
Strafvollzug ist - auch heute - schon viel gesagt
worden. Es wird von allen Fachleuten ohne Aus-
nahme als Desaster angesehen, wenn der Straf-
vollzug an die Länder übergeben wird. Wir be-
fürchten einen Verwahrlosungsvollzug nach dem
Vorbild der 60er-Jahre. Sie, Herr Kollege Briese,
haben vorhin ausgeführt, Sie würden auch in der
Föderalismuskommission niemanden kennen, der
pro Verlagerung des Strafvollzugs auf die Länder
ausgesagt hätte. Sicherlich, es gab einen Würz-
burger Strafrechtler. Dieser Sachverständige hat
aber ausgesagt, dass der Strafvollzug ein Sicher-
heitsbereich sei und demzufolge an die Länder zu
übergeben sei. Das hieße aber auf Niedersachsen
übertragen, dass der Strafvollzug auf den Innen-
minister überginge. Und das kann doch noch nicht
einmal im Sinne von Frau Heister-Neuman sein. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Jens Nacke [CDU]: Das
ist doch totaler Unsinn!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Als Nächstes erteile ich dem Kollegen Professor
Zielke von der FDP-Fraktion das Wort.

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wenn
die Föderalismusreform ein Ziel hat, dann ist es
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das, unsere bundesrepublikanische Wirklichkeit
wieder näher an das heranzuführen, was die Väter
des Grundgesetzes im Jahre 1949 im Sinn hatten.
Denn als Kern und wichtigstes konstitutives Ele-
ment der Bundesrepublik sahen sie die einzelnen
Bundesländer, während der Bundesstaat als ab-
geleitete, sekundäre Struktur empfunden wurde.

Es geht bei der anstehenden Reform nicht nur um
eine Vereinfachung des Gesetzgebungsverfah-
rens, um eine Entflechtung der Zuständigkeiten,
sondern es geht auch darum, den Ländern ein
Stück weit, beileibe nicht komplett, die Hoheitsbe-
reiche zurückzugeben, die ihnen von Anfang an
zugestanden haben und die in den letzten Jahr-
zehnten unter allerlei Vorwänden immer mehr aus-
gehöhlt worden sind.

(Beifall bei der CDU)

Dass Sie, meine Damen und Herren von der SPD,
den Verlust an Zentralstaatlichkeit beklagen, ver-
wundert nicht angesichts Ihrer Zentralplanungs-
top-down-Mentalität.

(Beifall bei der CDU)

Aber warum haben Sie dann genau dieser Födera-
lismusreform bei Ihrem Sonderparteitag im letzten
Herbst mit überwältigender Mehrheit zugestimmt?
Politische Glaubwürdigkeit sieht anders aus.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollten in Berlin mit an der Macht bleiben, nicht
mehr und nicht weniger, und dafür haben Sie Krö-
ten geschluckt, die Sie jetzt wieder hochzuwürgen
versuchen.

(Beifall bei der CDU)

Ihnen, liebe Grüne, nimmt man Ihre Gegnerschaft
zur Föderalismusreform ab.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Sie haben zu historisch gewachsenen und emotio-
nal verankerten Strukturen wie Ländern, Land-
schaften oder regionalen Besonderheiten in der
Tat ein Nichtverhältnis.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Aber werden wir konkret. Wir brauchen eine klare-
re Trennung der legislativen Zuständigkeiten zwi-
schen Bund und Ländern. Das sagen alle. Wir
brauchen aber auch eine Zusammenführung von
legislativer und finanzieller Verantwortung.

Schlecht ist das, was sich als „goldener Zügel“
insbesondere in der Bildungspolitik breit gemacht
hat. Wenn der Bund zahlt, dann neigt er unver-
meidbar dazu, ungebührlich Einfluss zu nehmen.
Das war so bei der Juniorprofessur, das war so
beim Ganztagsschulprogramm und das war so bei
der Brain-up-Initiative zur Exzellenzförderung.
Gewisse Ausnahmen mögen bei genau umschrie-
benen Sonderprogrammen für Hochschulen hin-
nehmbar sein, wenn sie die Finanzkraft einzelner
Länder übersteigen, aber auch dabei ist jeder Ein-
zelfall sorgfältig zu erwägen.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Professor Zielke, lassen Sie eine Zwischen-
frage der Kollegin Andretta zu?

Professor Dr. Dr. Roland Zielke (FDP):

Nein, ich habe nur noch wenig Redezeit.

Noch schlechter ist es, wenn der Bund Gesetze
erlässt und das Land dafür zahlen muss. Das ist
das Gegenteil von Konnexität, die wir doch in Nie-
dersachsen alle wollen. Der Justizvollzug ist ein
ganz typischer Fall dafür, und schon aus diesen
ordnungspolitischen Gründen gehört er in Länder-
hand.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Übrigens haben diverse Experten bei der Anhö-
rung des Bundestages das genauso gesehen -
nicht einer, sondern drei: Herr Lückemann, Herr
Moser und Professor Robbers.

Insgesamt - ich möchte zum Schluss kommen - ist
die Föderalismusreform ein eindeutiger Fortschritt
für die Länder und für Niedersachsen. Deshalb
lehnen wir Ihren Antrag ab.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Wir
kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmt, den bitte ich um sein Handzeichen. - Die
Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das Erste
war die Mehrheit. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Die Tagesordnungspunkte 14 bis 16 - das wurde
bereits bekannt gegeben - werden am Freitag
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Nachmittag ab 14.30 Uhr behandelt. Wir kommen
deshalb jetzt zum

Tagesordnungspunkt 17:
Wahl des Ministerialrats Hans Joachim
Wahlbrink, Niedersächsisches Innenminis-
terium, zum Landesbeauftragten für den
Datenschutz gemäß Artikel 62 der Nieder-
sächsischen Verfassung - Wahlvorschlag
der Landesregierung - Drs. 15/2941

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

- Meine Damen und Herren, nehmen Sie doch bitte
ein bisschen Rücksicht auf die Person, die gewählt
werden soll.

Ehe wir zum eigentlichen Wahlvorgang kommen,
frage ich, ob es Wortmeldungen zur Aussprache
gibt. Mir liegt eine Wortmeldung von Herrn Profes-
sor Dr. Lennartz vor. Ich erteile ihm das Wort.

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit
etwa einem Jahr beschäftigt uns der Tagesord-
nungspunkt, der jetzt aufgerufen worden ist. Denn
vor ungefähr einem Jahr teilte der niedersächsi-
sche Innenminister den Fraktionen des Landtages
mit, dass der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz, Herr Nedden, in Altersteilzeit gehen und
zum 1. April 2006 aus dem Amt ausscheiden wer-
de. Rechtzeitig müsse dementsprechend die Wahl
eines Nachfolgers oder einer Nachfolgerin stattfin-
den.

Der erste Akt der Sache lässt sich wie folgt zu-
sammenfassen: Zum 1. April 2006 ist Herr Nedden
aus dem Amt des Landesbeauftragten ausge-
schieden. Die Zermürbungstaktik des Innenminis-
teriums gegen ihn bzw. gegen die Funktion des
Datenschutzbeauftragten war also von Erfolg ge-
krönt. Letzter Anstoss für Herrn Nedden war die
europarechtswidrige Planung und Entscheidung
der Landesregierung, die Zuständigkeit für die
Kontrolle des Datenschutzes oder der Datenverar-
beitung für private Unternehmen in das Innenmi-
nisterium zurückzuverlagern. Dies ist zum 1. Janu-
ar 2006 bekanntlich gegen den heftigen Wider-
stand verschiedener anderer Datenschutzbeauf-
tragter aus den Ländern, von Bürgerrechtsorgani-
sationen, aber auch der Opposition in diesem

Landtag vollzogen worden. Das war rechtlich und
in der Sache indiskutabel.

Der zweite Akt: Die kommissarische Bestellung
von Herrn Wahlbrink zum 1. Juni 2006 war eine
Umgehung des Niedersächsischen Datenschutz-
gesetzes. Herr Nedden hätte nach der Rechtslage
das Amt bis zur Wahl eines Nachfolgers weiterfüh-
ren müssen. Wir hätten mit einer Klage beim
Staatsgerichtshof wahrscheinlich Erfolg gehabt.
Denn eine kommissarische Bestellung kommt nur
für den Fall in Betracht, dass der Beauftragte an
der Wahrnehmung seiner Geschäfte für längere
Zeit gehindert ist. Sie kommt aber nicht in Betracht,
wenn ein Beauftragter ausgeschieden ist und nach
Artikel 62 vom Landtag eine Neuwahl durchzufüh-
ren ist.

Zu diesem Verfahren kommt es nun nicht, weil die
SPD durch eine Vereinbarung mit der CDU, den
von der Landesregierung vorgeschlagenen Be-
werber zu wählen, der Landesregierung bzw. dem
Innenminister nach unserem Eindruck aus der
Patsche geholfen hat. Warum, muss die SPD
selbst erklären.

Meine Schlussbemerkung: Es gibt eine ungute
niedersächsische Tradition, was die Besetzung
des Amtes des Datenschutzbeauftragten angeht.
Landesbeauftragter für den Datenschutz wird in
der Regel in Niedersachsen nur, wer zuvor im
Innenministerium gedient hat, also dort auch ge-
prägt wurde. Dabei ist das Innenministerium der
natürliche Gegenspieler eines Landesbeauftragten
für den Datenschutz. Demzufolge haben etliche
Bundesländer die Anbindung der Datenschutzbe-
auftragten an das Justizressort oder an die Staats-
kanzlei, in Einzelfällen auch an den Landtag, voll-
zogen.

Für Niedersachsen wäre es wünschenswert, man
würde für die Zukunft von dieser Tradition Abstand
nehmen. Die Funktion des Datenschutzbeauftrag-
ten verlangt nach unserem Verständnis zwei Min-
destvoraussetzungen. Das ist erstens eine hohe
fachliche Kompetenz der Kandidatin oder des
Kandidaten. Zweitens sollte es sich möglichst nicht
um einen ehemaligen Mitarbeiter des Innenminis-
teriums handeln, sondern um einen Quereinstei-
ger. Das ist bei dem vorliegenden Wahlvorschlag
nicht der Fall. - Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat sich der Kollege McAllister zu Wort ge-
meldet. Bitte, Herr McAllister!

David McAllister (CDU):

Verehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Es ist zwar etwas unüblich,
aber die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine
Aussprache zur Wahl des Datenschutzbeauftrag-
ten beantragt. Deshalb wollen wir sie auch führen.

Herr Kollege Lennartz, gerade bei Ihren Worten ist
mir aufgefallen, was wohl Sinn und Zweck dieser
Aussprache sein könnte. Irgendwie - ich weiß
nicht, warum - blieb bei mir der Verdacht hängen,
dass die Grünen enttäuscht sind, enttäuscht des-
halb, weil sie gehofft hatten, bei der Auswahl eines
Kandidaten für das wichtige Amt beteiligt zu wer-
den, und nun beklagen sie sich, dass sie nicht
beteiligt worden sind.

Ich darf Ihnen aber eines sagen: Nicht nur Grüne,
sondern auch Christdemokraten, Sozialdemokra-
ten und Freie Demokraten können gute Daten-
schutzbeauftragte sein.

Frau Präsidentin! Nach einer längeren Phase un-
terschiedlicher Auffassungen zu diesem Thema
haben sich die drei großen Fraktionen in diesem
Hause, die CDU, die SPD und auch die FDP,

(Beifall bei der FDP)

- vielleicht sollte ich besser sagen: die drei größten
Fraktionen in diesem Hause - auf die Wahl von
Herrn Hans Joachim Wahlbrink zum neuen Lan-
desbeauftragten für den Datenschutz verständigt.
Ich möchte dazu drei Anmerkungen machen.

Erstens. Wir sind der Auffassung, dass wir mit
Hans Joachim Wahlbrink einen hervorragend ge-
eigneten Kandidaten haben, der heute zur Wahl
steht. Ich habe mich in einem persönlichen Ge-
spräch von seiner Kompetenz überzeugen können.
Sein Lebenslauf spricht auch dafür: Hans Joachim
Wahlbrink ist auf dem Gebiet des Datenschutzes
ein anerkannter Fachmann. Kenntnisse aus seiner
Tätigkeit als behördlicher Datenschutzbeauftragter
im Innenministerium und in der Staatskanzlei sind
eine gute Voraussetzung.

Herr Lennartz, ich muss sagen: Ihre Kritik ist da
fehl am Platze. Wenn Sie jetzt behaupten, frühere
Datenschutzbeauftragte hätten mehr Kompetenz
gehabt: Sie haben doch Herrn Burckhard Nedden

immer als besonders guten Datenschutzbeauf-
tragten bezeichnet und mit ihm zusammengear-
beitet. Herr Nedden hatte vor seiner Wahl keine
Erfahrung im Datenschutz. Er war Abteilungsleiter
für Raumordnung und danach zuständiger Koordi-
nator für Verwaltungsreform im Innenministerium.
Das heißt, wenn ein Herr Nedden ohne Daten-
schutzerfahrung gerade nach Auffassung der Grü-
nen ein guter Datenschutzbeauftragter geworden
ist, warum soll dann ein Herr Wahlbrink, der vorher
mit Datenschutzfragen beschäftigt war, kein guter
Datenschutzbeauftragter werden? Diese Logik
erschließt sich mir nicht ohne Weiteres.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zweitens. Wir werden gleich mit Herrn Wahlbrink
ein Mitglied der Sozialdemokratischen Partei
Deutschlands in dieses Amt wählen. Ich sage hier
eines offen: Es war gute Tradition in diesem Hau-
se, dass das Amt des Datenschutzbeauftragten
von der Opposition gestellt wird. Das ist 1991 so
gewesen, als Rot-Grün Herrn Dr. Dronsch von der
CDU in dieses Amt gewählt hat. Leider ist diese
Tradition 1999 vorübergehend beendet worden.
Insofern soll das aber auch ein Signal an die Op-
position sein, dass - bei allen unterschiedlichen
Auffassungen im Rahmen eines Systems von
Checks und Balances - wir als christlich-
demokratisch/liberale Mehrheit im Hause bereit
sind, bestimmte wichtige Ämter an die Opposition
abzugeben. Ich meine, das ist ein gutes Zeichen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir hoffen ja, dass es noch sehr lange dauern
wird, bis irgendwann die andere Hälfte des Hauses
wieder in Verantwortung ist. Aber es wäre schön,
wenn wir diese Tradition dann aufrechterhalten
könnten.

Drittens. Ich möchte - weil es der Kollege Lennartz
angesprochen hat - noch eines zum Thema „Über-
tragung des Datenschutzes im privaten Bereich“
sagen. Es gab unterschiedliche Auffassungen
zwischen der Regierung und den Mehrheitsfraktio-
nen auf der einen Seite und der Opposition auf der
anderen Seite. Wir haben die Kritik der Opposition
nicht immer ganz nachvollziehen können; denn die
Regelung, die in Niedersachsen seit dem 1. Janu-
ar besteht, gilt auch in Brandenburg, in Baden-
Württemberg und im Saarland. In weiteren sechs
Bundesländern ist die Zuständigkeit für den priva-
ten Datenschutz noch nicht einmal im Innenminis-
terium, sondern in einer nachgeordneten Behörde
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angesiedelt, nämlich in Rheinland-Pfalz, Bayern,
Hessen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen.
Insofern war das eine etwas eigentypische nieder-
sächsische Diskussion.

Dennoch: Mir als Fraktionsvorsitzendem war es
wichtig, dass wir als Parlament handlungsfähig
bleiben. Herr Kollege Jüttner, wir hatten ein gutes
Gespräch, in dem wir unsere unterschiedlichen
Auffassungen noch einmal haben deutlich machen
können.

(Glocke der Präsidentin)

Nun ist der Weg frei: Die Verlagerung des Daten-
schutzes im privaten Bereich ins Innenministerium
wird zum Ablauf des Jahres evaluiert. Dann wer-
den wir schauen, ob die vorgenommene Neu-
strukturierung in der Praxis funktioniert hat oder
nicht.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr McAllister, Sie müssen bitte zum Schluss
kommen.

David McAllister (CDU):

Letzte Bemerkung: Zwischenzeitlich bin ich froh,
dass wir mit der heutigen Wahl den vorhandenen
Schwebezustand durch die Besetzung der vakan-
ten Position beenden. Ich wünsche Herrn
Wahlbrink gleich ein sehr gutes Ergebnis und für
seine zukünftige Arbeit in unser aller Sinne - denn
Datenschutz geht uns alle an - alles Gute, viel
Erfolg und dass er möglichst wenig zu tun hat. -
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Das Wort hat jetzt der Herr Kollege Jüttner von der
SPD-Fraktion.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
haben ja den Wahlvorgang angehalten, weil wir die
rechtliche Umgehensweise mit der Funktionsbe-
schreibung des Datenschutzbeauftragten so, wie
es der Innenminister verfügt hat, für falsch hielten.
Ich teile ausdrücklich die Rechtsauffassung, die
Herr Lennartz vorgetragen hat, auch hinsichtlich
der kommissarischen Einsetzung.

Gleichwohl standen wir vor der Frage: Begeben wir
uns in eine monatelange rechtliche Auseinander-
setzung, oder gibt es einen Weg, das Problem in
angemessener und fairer Weise zu regeln?

Ich möchte weiter sagen: Herr Lennartz, ich finde
es nicht in Ordnung, den Begriff „im Innenministe-
rium gedient“ zu verwenden. Dieser Begriff sugge-
riert etwas; das ist nicht in Ordnung. Das sind Be-
schäftigte, die ihrer Arbeit nachgehen. So können
wir nicht mit dem Personal umgehen.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
bei der FDP)

Uns ist dieser Personalvorschlag gemacht worden.
Wir haben ihn nicht ausgesucht. Wir haben von
Anfang an gesagt: Wir sind damit einverstanden. -
Aber ich möchte nicht, dass hier der Eindruck ent-
steht, Herr McAllister, der Opposition werde ein
Vorschlagsrecht eingeräumt. Das haben Sie uns
nicht angeboten. Der Innenminister hat einen Per-
sonalvorschlag gemacht, gegen den wir keinerlei
Einwände hatten. Dabei bleibt es dann auch.

(David McAllister [CDU]: Er ist trotz-
dem ein Genosse! - Bernd Althus-
mann [CDU]: Das ist ja nichts
Schlimmes!)

- Ja, er ist Mitglied der SPD. Das ist auch gar nicht
strittig. Das ist auch nichts Ehrenrühriges.

(Zustimmung bei der SPD)

Es gibt sogar hundertausende in Deutschland, die
stolz darauf sind. Das will ich auch einmal sagen.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Ich sage das hier bewusst unter Berücksichtigung
der Reputation des Kandidaten, weil ich nicht in
die Situation kommen will, dass mir demnächst
gesagt wird: Aber da haben wir euch doch einen
Vorschlag machen lassen, und jetzt sind wir mal
wieder dran. - Nur dass das an dieser Stelle klar
ist.

(Jürgen Gansäuer [CDU]: Herr Jütt-
ner, das ist früher auch schon einmal
vorgekommen!)

- Ich habe nicht das Gegenteil behauptet, weiß
Gott. Es gibt hier Verfahrensweisen, die sind
durchaus

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Sozial-
demokratisch geprägt!)
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traditioniert, wenn man so will - nicht immer zur
Freude aller Beteiligten, wie wir auch wissen.

Herr McAllister war bei mir und hat gesagt: Ihr habt
Bedenken, ihr geht davon aus, dass ihr das recht-
lich durchsetzen könnt, dass die kommissarische
Bestellung wieder rückgängig gemacht wird. Wie
können wir uns verständigen? - Er hat mir einen
Vorschlag gemacht. Wir können uns sonst politisch
sehr streiten. Aber wenn wir nicht in der Lage sind,
Verabredungen über Dinge zu treffen, die im Par-
lament mit Zweidrittelmehrheit beschlossen wer-
den müssen, dann brauchen wir hier nicht mehr
zusammen zu tagen.

Ich habe von Herrn McAllister und vom Innenmi-
nister die Zusage, dass Ende dieses Jahres eva-
luiert wird, ob die vorgenommene Trennung hin-
sichtlich der Zuständigkeiten überprüft wird. Da ich
meine, dass unsere inhaltlichen Vorbehalte gegen
den Erlass des Innenministers richtig und über-
zeugend waren, gehe ich davon aus, dass Ende
des Jahres die entsprechenden Konsequenzen
gezogen werden. Vor diesem Hintergrund und
aufgrund der nicht vorhandenen Einwände gegen
den Kandidaten sind wir bereit, den Wahlvorschlag
heute zu unterstützen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Das Wort hat jetzt der Innenminister. Bitte schön,
Herr Schünemann!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich will nur zu einem einzigen kleinen
Punkt etwas sagen, der aus meiner Sicht aber
bedeutend ist. Sowohl Herr Jüttner als auch Herr
Dr. Lennartz haben heute, aber auch in Presseer-
klärungen dargestellt, dass die Wahrnehmung der
Geschäfte von Herrn Wahlbrink rechtswidrig sei
und dass man sogar vor dem Staatsgerichtshof
Erfolg gehabt hätte, wenn man eine Klage einge-
reicht hätte.

Ich stelle dazu Folgendes fest: Am 18. Oktober
1990 hat in Niedersachsen eine rot-grüne Landes-
regierung regiert. Ich darf aus einem Brief vom
Niedersächsischen Innenministerium an die Nie-
dersächsische Staatskanzlei, Planckstr. 2, zitieren
- das war damals auch schon der Sitz der Staats-
kanzlei -.

„Nachdem das Niedersächsische
Landesministerium Herrn Niedersäch-
sischen Datenschutzbeauftragten
Klaus Tebarth auf seinen Antrag mit
Ablauf des Monats September 1990
in den Ruhestand versetzt hat, werde
ich den Leiter der Abteilung 2 ... mei-
nes Ministeriums, Herrn Ministerialdi-
rigenten Dr. Gerhard Dronsch, ... mit
Wirkung vom 01.11.1990 mit der
Wahrnehmung der Geschäfte des
Niedersächsischen Datenschutzbe-
auftragten beauftragen.

Mit freundlichen Grüßen

Gerhard Glogowski“

Der war damals Innenminister.

(Zustimmung bei der CDU - Bernd
Althusmann [CDU]: Umgehung des
Parlaments! - Unruhe - Glocke der
Präsidentin)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Meine Damen und Herren, seien Sie bitte etwas
ruhiger! - Es dauert noch. Ich habe Zeit.

Gemäß Artikel 62 Abs. 2 der Niedersächsischen
Verfassung wählt der Landtag auf Vorschlag der
Landesregierung die Landesbeauftragte oder den
Landesbeauftragten für den Datenschutz mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder des Landtages, mindestens jedoch mit der
Mehrheit seiner Mitglieder.

Gewählt wird gemäß § 86 unserer Geschäftsord-
nung mit Stimmzetteln. Wenn kein anderes Mit-
glied des Landtages widerspricht, könnte zwar
durch Handzeichen gewählt werden. Um jedoch
die erforderliche Mehrheit präzise feststellen zu
können und uns allen ein zeitaufwendiges Aus-
zählen des Handzeichens zu ersparen, empfiehlt
Ihnen das Präsidium, es bei der Wahl mit Stimm-
zetteln zu belassen. - Ich stelle das Einvernehmen
des Hauses mit diesem Vorgehen fest.

Wir beschließen über den Wahlvorschlag in der
Drucksache 2941. Wer ihm zustimmen will, der
gibt einen Stimmzettel mit dem Aufdruck „Ja“ ab.
Wer ihn ablehnen will, der gibt einen Stimmzettel
mit dem Aufdruck „Nein“ ab. Wer sich der Stimme
enthalten will, der gibt einen Stimmzettel mit dem
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Aufdruck „Enthaltung“ ab. Die Stimmzettel liegen in
den Schubladen der Abgeordnetentische.

Wir kommen nun zur Wahl. Ich bitte die Schriftfüh-
rerin Schuster-Barkau an die Wahlurne, die hier
vorne auf dem Tisch des Stenografischen Dienstes
aufgestellt ist. Frau Schuster-Barkau, bitte über-
zeugen Sie sich davon, dass die Wahlurne leer ist.
- Ich stelle fest, dass die Wahlurne leer ist.

Nun werden die Mitglieder des Landtages nach
dem Alphabet aufgerufen und gebeten, nach vorne
zu kommen und ihren Stimmzettel abzugeben. Ich
bitte darum, beim Namensaufruf laut „Hier“ zu
rufen, damit Irrtümer vermieden werden.

Ich bitte nun um die nötige Ruhe - besonders im
rechten Teil des Hauses -, damit jeder im Saal
dem Namensaufruf folgen kann.

Wir beginnen mit dem Namensaufruf. Bitte schön,
Frau Saalmann!

(Schriftführerin Isolde Saalmann ver-
liest die Namen der Abgeordneten:

Johann-Heinrich Ahlers 
Michael Albers 
Joachim Albrecht 
Heinrich Aller 
Bernd Althusmann 
Dr. Gabriele Andretta 
Klaus-Peter Bachmann 
Heiner Bartling 
Martin Bäumer 
Rainer Beckmann 
Karsten Behr 
Karin Bertholdes-Sandrock 
Hans-Christian Biallas 
Ulrich Biel 
Dr. Uwe Biester 
Friedhelm Biestmann 
Karl-Heinz Bley 
Heike Bockmann 
Jörg Bode 
Norbert Böhlke 
Hans Bookmeyer (entschuldigt)
Hennig Brandes 
Ralf Briese 
Volker Brockmann 
Prof. Dr. Emil Brockstedt 
Christina Bührmann 
Bernhard Busemann 
Werner Buß 
Reinhold Coenen 

Helmut Dammann-Tamke 
Dr. Karl-Ludwig von Danwitz 
Klaus-Peter Dehde 
Hermann Dinkla 
Christian Dürr 
Ingrid Eckel 
Hans-Heinrich Ehlen 
Christa Elsner-Solar
Petra Emmerich-Kopatsch 
Hermann Eppers 
Ursula Ernst 
Klaus Fleer (abwesend)
Jürgen Gansäuer 
Renate Geuter 
Rudolf Götz
Alice Graschtat 
Ulla Groskurt 
Clemens Große Macke 
Susanne Grote (abwesend)
Fritz Güntzler
Hans-Dieter Haase 
Enno Hagenah 
Ilse Hansen 
Uwe Harden 
Reinhard Hegewald
Wilhelm Heidemann 
Frauke Heiligenstadt 
Karsten Heineking 
Dr. Gabriele Heinen-Kljajić 
Friedhelm Helberg 
Ursula Helmhold 
Marie-Luise Hemme 
Wolfgang Hermann (abwesend)
Bernd-Carsten Hiebing 
Reinhold Hilbers 
Jörg Hillmer 
Walter Hirche 
Wilhelm Hogrefe 
Ernst-August Hoppenbrock 
Frank Henry Horn 
Carsten Höttcher 
Angelika Jahns 
Gabriele Jakob 
Hans-Joachim Janßen 
Meta Janssen-Kucz 
Claus Johannßen 
Wolfgang Jüttner 
Jens Kaidas 
Karl-Heinz Klare 
Hans-Jürgen Klein 
Ingrid Klopp 
Lothar Koch 
Gabriela König
Gabriela Kohlenberg 
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Gisela Konrath 
Ina Korter 
Ursula Körtner 
Gerda Krämer (abwesend)
Klaus Krumfuß 
Ulrike Kuhlo 
Georgia Langhans 
Karl-Heinrich Langspecht 
Prof. Dr. Hans-Albert Lennartz 
Günter Lenz 
Uwe-Peter Lestin 
Sigrid Leuschner 
Editha Lorberg 
Dr. Max Matthiesen 
David McAllister 
Andreas Meihsies 
Walter Meinhold 
Gesine Meißner 
Heidrun Merk 
Rolf Meyer 
Axel Miesner 
Johanne Modder 
Dieter Möhrmann 
Hartmut Möllring 
Elke Müller 
Heidemarie Mundlos 
Jens Nacke 
Manfred Nahrstedt 
Matthias Nerlich 
Dr. Harald Noack 
Frank Oesterhelweg (entschuldigt)
Jan-Christoph Oetjen 
Wolfgang Ontijd
Inse-Marie Ortgies 
Ursula Peters 
Daniela Pfeiffer 
Christina Philipps 
Hans-Werner Pickel 
Axel Plaue 
Filiz Polat
Claus Peter Poppe 
Friedrich Pörtner 
Dorothee Prüssner
Sigrid Rakow 
Klaus Rickert 
Roland Riese 
Rudolf Robbert (abwesend)
Dr. Philipp Rösler 
Heinz Rolfes 
Mechthild Ross-Luttmann 
Wolfgang Röttger 
Jutta Rübke 
Brunhilde Rühl 
Dr. Joachim Runkel 

Isolde Saalmann 
Hans-Heinrich Sander 
Hans-Christian Schack (abwesend)
Klaus Schneck
Wittich Schobert 
Heiner Schönecke 
Kurt Schrader 
Ulrike Schröder 
Uwe Schünemann 
Bernadette Schuster-Barkau 
Annette Schwarz 
Hans-Werner Schwarz 
Uwe Schwarz (entschuldigt)
Silva Seeler 
Regina Seeringer 
Britta Siebert 
Brigitte Somfleth 
Dieter Steinecke 
Dorothea Steiner 
Karin Stief-Kreihe 
Lutz Stratmann (abwesend)
Joachim Stünkel 
Dr. Otto Stumpf 
Ulf Thiele 
Hans-Peter Thul 
Björn Thümler 
Rosemarie Tinius 
Katrin Trost 
Ingolf Viereck 
Astrid Vockert 
Irmgard Vogelsang 
Jacques Voigtländer 
Dörthe Weddige-Degenhard (abwe-
send)
Hans-Hermann Wendhausen 
Stefan Wenzel 
Silke Weyberg 
Amei Wiegel (abwesend)
André Wiese 
Gerd Will 
Dr. Kuno Winn 
Monika Wörmer-Zimmermann 
Erhard Wolfkühler 
Wolfgang Wulf 
Christian Wulff (abwesend)
Anneliese Zachow 
Prof. Dr. Dr. Roland Zielke)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Befindet sich noch ein Mitglied des Landtages hier
im Saal, das noch nicht aufgerufen wurde und
noch nicht gewählt hat? - Das scheint nicht der Fall
zu sein. Ich schließe damit die Wahl und bitte Sie,
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sich einen Moment zu gedulden. Das Ergebnis der
Auszählung wird gleich vorliegen.

Unterbrechung der Sitzung: 19.52 Uhr.

Wiederbeginn der Sitzung: 20.02 Uhr.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ich gebe das Wahlergebnis bekannt. Es wurden
170 Stimmen abgegeben. Alle 170 Stimmen sind
gültig; es gibt also keine ungültigen Stimmen.
151 Mitglieder des Landtages haben mit Ja ge-
stimmt, 17 haben mit Nein gestimmt, zwei Mitglie-
der des Landtages haben sich der Stimme enthal-
ten.

(Lebhafter Beifall bei der CDU, bei der
SPD und bei der FDP)

Die Mehrheit der gesetzlichen Zahl von 183 Abge-
ordneten beträgt 92. Die Zweidrittelmehrheit von
170 Mitgliedern des Landtages, die an der Wahl
teilgenommen haben, beträgt 113. Mit Ja haben
151 Mitglieder des Landtages gestimmt. Damit ist
die nach Artikel 62 Abs. 2 der Niedersächsischen
Verfassung erforderliche Mehrheit erreicht, und
entsprechend dem Wahlvorschlag in der Drucksa-
che 2941 ist Herr Wahlbrink zum Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz gewählt worden.

Herr Wahlbrink, ich beglückwünsche Sie zur Wahl
und wünsche Ihnen ein erfolgreiches Wirken in
diesem Amt zum Wohle unserer Bürgerinnen und
Bürger.

(Lebhafter Beifall bei allen Fraktionen)

Wir sind damit am Ende der heutigen Tagesord-
nung. Ich gebe bekannt, dass wir mit den Beratun-
gen morgen um 9 Uhr fortfahren.

Schluss der Sitzung: 20.04 Uhr.


